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III

(Vorbereitende Rechtsakte)

RAT

GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 18/2007

vom Rat festgelegt am 15. Oktober 2007

im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie 2007/…/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom … zur Änderung der Richtlinie 89/552/EWG des Rates zur Koordinierung bestimmter Rechts-

und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fernsehtätigkeit

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/C 307 E/01)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ-
ISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2 und Arti-
kel 55,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 89/552/EWG des Rates (4) dient der Koor-
dinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fernsehtä-
tigkeit. In Anbetracht der neuen Übertragungstechniken
für audiovisuelle Mediendienste ist es notwendig

geworden, den geltenden Rechtsrahmen anzupassen, um
den Auswirkungen des Strukturwandels, der Verbreitung
der Informations- und Kommunikationstechnologien
(IKT) und den technologischen Entwicklungen auf die
Geschäftsmodelle und insbesondere auf die Finanzierung
des kommerziellen Rundfunks Rechnung zu tragen und
optimale Wettbewerbsbedingungen und Rechtssicherheit
für die europäischen Unternehmen und Dienste im
Bereich der Informationstechnologien und der Medien
sowie die Achtung der kulturellen und sprachlichen Viel-
falt sicherzustellen.

(2) Die Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied-
staaten über die Ausübung der Fernsehtätigkeit werden
bereits durch die Richtlinie 89/552/EWG koordiniert,
wohingegen die Vorschriften über andere Tätigkeiten wie
die audiovisuellen Mediendienste auf Abruf Unterschiede
aufweisen, von denen einige den freien Dienstleistungs-
verkehr innerhalb der Europäischen Union behindern
und den Wettbewerb innerhalb des Binnenmarkts verzer-
ren könnten.

(3) Audiovisuelle Mediendienste sind gleichermaßen Kultur-
und Wirtschaftsdienste. Ihre immer größere Bedeutung
für die Gesellschaften, die Demokratie — vor allem zur
Sicherung der Informationsfreiheit, der Meinungsvielfalt
und des Medienpluralismus —, die Bildung und die Kul-
tur rechtfertigt die Anwendung besonderer Vorschriften
auf diese Dienste.

(4) Nach Artikel 151 Absatz 4 des Vertrags trägt die
Gemeinschaft bei ihrer Tätigkeit aufgrund anderer
Bestimmungen des Vertrags den kulturellen Aspekten
Rechnung, um insbesondere die Vielfalt ihrer Kulturen zu
wahren und zu fördern.
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(5) In seinen Entschließungen vom 1. Dezember 2005 (1)
und 4. April 2006 (2) zur Doha-Runde und zu den
WTO-Ministerkonferenzen fordert das Europäische Parla-
ment, grundlegende öffentliche Dienste wie audiovisu-
elle Dienste von der Liberalisierung im Rahmen der
GATS-Verhandlungsrunde auszunehmen. In seiner Ent-
schließung vom 27. April 2006 (3) unterstützt das Euro-
päische Parlament das UNESCO-Übereinkommen zum
Schutz und zur Förderung der Vielfalt kultureller Aus-
drucksformen, wo es insbesondere heißt, „dass kulturelle
Aktivitäten, Güter und Dienstleistungen sowohl eine wirt-
schaftliche als auch eine kulturelle Natur haben, da sie
Träger von Identitäten, Werten und Sinn sind, und daher
nicht so behandelt werden dürfen, als hätten sie nur
einen kommerziellen Wert“. Mit dem Beschluss des Rates
vom 18. Mai 2006 über den Abschluss des Übereinkom-
mens zum Schutz und zur Förderung der Vielfalt kultur-
eller Ausdrucksformen (4) wird das UNESCO-Überein-
kommen im Namen der Gemeinschaft angenommen. Das
Übereinkommen ist am 18. März 2007 in Kraft getreten.
Mit der vorliegenden Richtlinie werden die Grundsätze
des UNESCO-Übereinkommens gewahrt.

(6) Traditionelle audiovisuelle Mediendienste — wie das Fern-
sehen — und neu aufkommende audiovisuelle Medien-
dienste auf Abruf bieten erhebliche Beschäftigungsmög-
lichkeiten in der Gemeinschaft, vor allem in kleinen und
mittleren Betrieben, und regen Wirtschaftswachstum und
Investitionstätigkeit an. In Anbetracht der Bedeutung glei-
cher Wettbewerbsbedingungen und eines echten Marktes
für audiovisuelle Mediendienste sollten die Grundsätze
des Binnenmarkts wie der freie Wettbewerb und Gleich-
behandlung respektiert werden, um Transparenz und Vor-
hersehbarkeit in den Märkten für audiovisuelle Medien-
dienste zu gewährleisten und niedrige Zutrittsschranken
zu erreichen.

(7) Für europäische Unternehmen, die audiovisuelle Medien-
dienste erbringen, mangelt es derzeit an Rechtssicherheit
und gleichen Wettbewerbsbedingungen hinsichtlich der
für neu aufkommende audiovisuelle Mediendienste auf
Abruf geltenden rechtlichen Rahmenbedingungen. Um
Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, die Rechtssi-
cherheit zu verbessern, zur Vollendung des Binnenmarkts
beizutragen und die Entstehung eines einheitlichen Infor-
mationsraums zu erleichtern, ist es deshalb notwendig,
auf alle audiovisuellen Mediendienste — sowohl Fernseh-
programme (d. h. lineare audiovisuelle Mediendienste) als
auch audiovisuelle Mediendienste auf Abruf (d. h. nicht-
lineare audiovisuelle Mediendienste) — zumindest
bestimmte gemeinsame Grundvorschriften anzuwenden.
Die Grundprinzipien der Richtlinie 89/552/EWG — d. h.
Herkunftslandprinzip und gemeinsame Mindeststandards
— haben sich bewährt und sollten deshalb beibehalten
werden.

(8) Die Kommission hat am 15. Dezember 2003 eine Mittei-
lung über die Zukunft der europäischen Regulierungspo-

litik im audiovisuellen Bereich angenommen, in der sie
betont, dass die Regulierungspolitik in diesem Sektor jetzt
und auch in Zukunft bestimmte Interessen der Allge-
meinheit wie kulturelle Vielfalt, Recht auf Information,
Medienpluralismus, Jugendschutz und Verbraucherschutz
wahren sowie Bewusstseinsbildung und Medienkompe-
tenz der Allgemeinheit fördern muss.

(9) Mit der Entschließung des Rates und der im Rat Vereinig-
ten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom
25. Januar 1999 über den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk (5) wird bekräftigt, dass für die Erfüllung des Auf-
trags der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten weiter-
hin der technologische Fortschritt genutzt werden muss.
Der europäische Markt für audiovisuelle Mediendienste
zeichnet sich durch die Koexistenz privater und öffent-
lich-rechtlicher Anbieter audiovisueller Mediendienste aus.

(10) Die Kommission hat die Initiative „i2010 — europäische
Informationsgesellschaft“ ergriffen, um Wachstum und
Beschäftigung in der Informationsgesellschaft und in den
Medien zu fördern. Kern dieser Initiative ist eine umfas-
sende Strategie, deren Ziel darin besteht, vor dem Hinter-
grund der Konvergenz von Diensten der Informationsge-
sellschaft und Mediendiensten, -netzen und -geräten die
Produktion europäischer Inhalte, die Entwicklung der
digitalen Wirtschaft und die Nutzung von IKT durch
Modernisierung und Einsatz sämtlicher Instrumente der
EU-Politik (Rechtsvorschriften, Forschung und Partner-
schaften mit der Industrie) zu fördern. Die Kommission
hat sich vorgenommen, einheitliche Rahmenbedingungen
für den Binnenmarkt im Bereich der Dienste der Informa-
tionsgesellschaft und der Mediendienste zu schaffen und
den Rechtsrahmen für audiovisuelle Dienste zu moderni-
sieren; der erste Schritt dazu war ein Kommissionsvor-
schlag von 2005 zur Modernisierung der Richtlinie „Fern-
sehen ohne Grenzen“ und deren Umwandlung in eine
Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste. Das Ziel der
i2010-Initiative wird grundsätzlich dadurch erreicht, dass
man es der Industrie ermöglicht, bei nicht mehr als abso-
lut erforderlicher Regulierung zu wachsen, und es kleinen
neu gegründeten Unternehmen, die in der Zukunft für
Wohlstand und Beschäftigung sorgen werden, ermöglicht,
in einem freien Markt zu florieren, Neuerungen einzufüh-
ren und Arbeitsplätze zu schaffen.

(11) Das Europäische Parlament hat am 4. September
2003 (6), am 22. April 2004 (7) und am 6. September
2005 (8) Entschließungen verabschiedet; darin verlangt es
die Anpassung der Richtlinie 89/552/EWG an die struk-
turellen Veränderungen und an die technologischen Ent-
wicklungen unter vollständiger Wahrung der ihr
zugrunde liegenden Grundsätze, die weiterhin gültig blei-
ben. Außerdem unterstützt es grundsätzlich das Konzept
der Einführung von Grundvorschriften für alle audiovi-
suellen Mediendienste und von zusätzlichen Vorschriften
für Fernsehprogramme.
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(12) Die vorliegende Richtlinie verbessert die Wahrung der
Grundrechte und trägt den in der Charta der Grundrechte
der Europäischen Union (1), insbesondere in Artikel 11,
anerkannten Grundrechten und Grundsätzen vollständig
Rechnung. In dieser Hinsicht werden die Mitgliedstaaten
durch diese Richtlinie in keiner Weise in der Anwendung
ihrer Verfassungsvorschriften über die Pressefreiheit und
die Meinungsfreiheit in den Medien eingeschränkt.

(13) Diese Richtlinie sollte die Verpflichtungen der Mitglied-
staaten unberührt lassen, die sich aus der Anwendung der
Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsver-
fahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vor-
schriften und der Vorschriften für die Dienste der Infor-
mationsgesellschaft (2) ergeben. Dementsprechend unter-
lägen Entwürfe einzelstaatlicher Maßnahmen für abruf-
bare audiovisuelle Mediendienste, die strenger oder aus-
führlicher als die zur bloßen Umsetzung der vorliegenden
Richtlinie erforderlichen Maßnahmen sind, den verfah-
rensbezogenen Pflichten nach Artikel 8 der Richtlinie
98/34/EG.

(14) Die Richtlinie 2002/21/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates über einen gemeinsamen Rechtsrahmen
für elektronische Kommunikationsnetze und -dienste (3)
lässt nach ihrem Artikel 1 Absatz 3 die von der Gemein-
schaft oder den Mitgliedstaaten getroffenen Maßnahmen
zur Verfolgung von Zielen, die im Interesse der Allge-
meinheit liegen, insbesondere in Bezug auf die Regulie-
rung von Inhalten und die audiovisuelle Politik, unbe-
rührt.

(15) Durch diese Richtlinie werden die Mitgliedstaaten weder
verpflichtet noch ermuntert, neue Lizenz- oder Genehmi-
gungsverfahren im Bereich audiovisueller Mediendienste
einzuführen.

(16) Für die Zwecke dieser Richtlinie sollte der Begriff der
audiovisuellen Mediendienste lediglich die entweder als
Fernsehprogramm oder auf Abruf bereitgestellten audio-
visuellen Mediendienste erfassen, bei denen es sich um
Massenmedien handelt, das heißt, die für den Empfang
durch einen wesentlichen Teil der Allgemeinheit bestimmt
sind und bei dieser eine deutliche Wirkung entfalten
könnten. Er sollte nur Dienstleistungen im Sinne des Ver-
trags erfassen, also alle Arten wirtschaftlicher Tätigkeiten,
auch die öffentlich-rechtlicher Unternehmen, sich jedoch
nicht auf vorwiegend nicht-wirtschaftliche Tätigkeiten
erstrecken, die nicht mit Fernsehsendungen im Wettbe-
werb stehen, wie z. B. private Internetseiten und Dienste
zur Bereitstellung oder Verbreitung audiovisueller Inhalte,
die von privaten Nutzern für Zwecke der gemeinsamen
Nutzung und des Austauschs innerhalb von Interessenge-
meinschaften erstellt werden.

(17) Ein typisches Merkmal der Abrufdienste ist, dass sie „fern-
sehähnlich“ sind, d. h. dass sie auf das gleiche Publikum
wie Fernsehsendungen ausgerichtet sind und der Nutzer
aufgrund der Art und Weise des Zugangs zu diesen
Diensten vernünftigerweise einen Regelungsschutz im
Rahmen dieser Richtlinie erwarten kann. Angesichts die-
ser Tatsache sollte zur Vermeidung von Diskrepanzen bei
der Dienstleistungsfreiheit und beim Wettbewerb der
Begriff „Sendung“ unter Berücksichtigung der Entwicklun-
gen auf dem Gebiet der Fernsehsendungen dynamisch
ausgelegt werden.

(18) Für die Zwecke dieser Richtlinie sollte der Begriff der
audiovisuellen Mediendienste die Massenmedien in ihrer
informierenden, unterhaltenden und die breite Öffent-
lichkeit bildenden Funktion erfassen, einschließlich der
audiovisuellen kommerziellen Kommunikation, aber alle
Formen privater Korrespondenz, z. B. an eine begrenzte
Anzahl von Empfängern versandte elektronische Post,
ausschließen. Die Begriffsbestimmung sollte alle Dienste
ausschließen, deren Hauptzweck nicht die Bereitstellung
von Programmen ist, d. h. bei denen audiovisuelle Inhalte
lediglich eine Nebenerscheinung darstellen und nicht
Hauptzweck der Dienste sind. Dazu zählen beispielsweise
Internetseiten, die lediglich zu Ergänzungszwecken audio-
visuelle Elemente enthalten, z. B. animierte grafische Ele-
mente, kurze Werbespots oder Informationen über ein
Produkt oder nicht-audiovisuelle Dienste. Aus diesen
Gründen sollten ferner folgende Dienste von dem
Anwendungsbereich der Richtlinie ausgenommen sein:
Glücksspiele mit einem einen Geldwert darstellenden Ein-
satz, einschließlich Lotterien, Wetten und andere Gewinn-
spiele, sowie Online-Spiele und Suchmaschinen, jedoch
nicht Sendungen mit Gewinnspielen oder Glücksspielen.

(19) Für die Zwecke dieser Richtlinie sollte der Begriff
„Mediendiensteanbieter“ natürliche oder juristische Perso-
nen ausschließen, die Sendungen, für welche die redak-
tionelle Verantwortung bei Dritten liegt, lediglich weiter-
leiten.

(20) Zu den Fernsehprogrammen zählen derzeit insbesondere
analoges und digitales Fernsehen, Live Streaming, Web-
casting und der zeitversetzte Videoabruf („Near-video-on-
demand“), während beispielsweise Video-on-demand ein
audiovisueller Mediendienst auf Abruf ist. Im Allgemei-
nen sollten für Fernsehprogramme oder einzelne Fernseh-
sendungen, die zusätzlich als audiovisuelle Mediendienste
auf Abruf von demselben Mediendiensteanbieter angebo-
ten werden, die Anforderungen dieser Richtlinie mit der
Erfüllung der Anforderungen für die Fernsehausstrahlung,
d. h. die lineare Übertragung, als erfüllt gelten. Wenn
jedoch verschiedene Arten von Diensten, bei denen es
sich um eindeutig unterscheidbare Dienste handelt, paral-
lel angeboten werden, so sollte diese Richtlinie auf jeden
dieser Dienste Anwendung finden.

(21) Elektronische Ausgaben von Zeitungen und Zeitschriften
sollten nicht in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie
fallen.
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(22) Für die Zwecke dieser Richtlinie sollte sich der Begriff
„audiovisuell“ auf bewegte Bilder mit oder ohne Ton
beziehen; er sollte somit Stummfilme erfassen, nicht aber
Tonübertragungen oder Hörfunkdienste. Der Hauptzweck
eines audiovisuellen Mediendienstes ist zwar die Bereit-
stellung von Sendungen, die Definition eines solchen
Dienstes sollte aber auch textgestützte Inhalte umfas-
sen, die diese Sendungen begleiten, wie z. B. Untertitel
oder elektronische Programmführer. Eigenständige textge-
stützte Dienste sollten nicht in den Anwendungsbereich
dieser Richtlinie fallen; die Freiheit der Mitgliedstaaten,
solche Dienste auf einzelstaatlicher Ebene in Einklang mit
dem Vertrag zu regeln, sollte unberührt bleiben.

(23) Der Begriff der redaktionellen Verantwortung ist grundle-
gend für die Bestimmung der Rolle des Mediendienstean-
bieters und damit des Begriffs der audiovisuellen Medien-
dienste. Die Mitgliedstaaten können einzelne Aspekte der
Definition der redaktionellen Verantwortung, insbeson-
dere den Begriff der „wirksamen Kontrolle“, bei der
Annahme der Maßnahmen zur Umsetzung dieser Richt-
linie näher bestimmen. Die in der Richtlinie 2000/31/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni
2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der
Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen
Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt (Richtlinie über den
elektronischen Geschäftsverkehr) (1) vorgesehenen Haf-
tungsausschlüsse sollten von der vorliegenden Richtlinie
unberührt bleiben.

(24) Bei Fernsehprogrammen sollte der Begriff des zeitgleichen
Empfangs auch den quasi-zeitgleichen Empfang erfassen,
da aus technischen Gründen, die durch den Übertra-
gungsvorgang bedingt sind, bei der kurzen zeitlichen Ver-
zögerung, die zwischen der Übertragung und dem Emp-
fang der Sendung liegt, Schwankungen auftreten können.

(25) Alle Kriterien eines audiovisuellen Mediendienstes gemäß
seiner Definition und gemäß den Erläuterungen in den
Erwägungsgründen 16 bis 23 sollten gleichzeitig erfüllt
sein.

(26) Zusätzlich zur Fernsehwerbung und zum Teleshopping
sollte ein umfassenderer Begriff der audiovisuellen kom-
merziellen Kommunikation in diese Richtlinie eingeführt
werden, der jedoch nicht Beiträge im Dienst der Öffent-
lichkeit und kostenlos gesendete Spendenaufrufe zu wohl-
tätigen Zwecken umfassen sollte.

(27) Das Herkunftslandprinzip sollte Kernbestandteil dieser
Richtlinie bleiben, da es für die Schaffung des Binnen-
markts unverzichtbar ist. Dieses Prinzip sollte daher für
alle audiovisuellen Mediendienste gelten, um für die
Mediendiensteanbieter die zur Entwicklung neuer
Geschäftsmodelle und zur Einführung dieser Dienste
erforderliche Rechtssicherheit zu schaffen. Es ist außer-
dem die Voraussetzung für den freien Informationsfluss
und den freien Verkehr audiovisueller Programme inner-
halb des Binnenmarkts.

(28) Zur Förderung einer starken, wettbewerbsfähigen und
integrierten europäischen audiovisuellen Industrie und

zur Stärkung des Medienpluralismus in der gesamten
Europäischen Union sollte jeweils nur ein Mitgliedstaat
für einen Anbieter audiovisueller Mediendienste zuständig
sein und sollte der Informationspluralismus ein grundle-
gendes Prinzip der Europäischen Union sein.

(29) Die technologische Entwicklung, insbesondere bei den
digitalen Satellitenprogrammen, macht eine Anpassung
der ergänzenden Kriterien notwendig, damit eine sinn-
volle Regulierung und eine wirksame Umsetzung möglich
ist und die Marktteilnehmer eine tatsächliche Verfügungs-
gewalt über die Inhalte der audiovisuellen Mediendienstes
erhalten.

(30) Da diese Richtlinie nur Dienste betrifft, die für die allge-
meine Öffentlichkeit in der Europäischen Union bestimmt
sind, sollte sie nur für audiovisuelle Mediendienste gelten,
die mit handelsüblichen Verbraucherendgeräten unmittel-
bar oder mittelbar von der Allgemeinheit in einem oder
mehreren Mitgliedstaaten empfangen werden können. Die
Bestimmung des Begriffs „handelsübliche Verbraucherend-
geräte“ sollte den zuständigen nationalen Behörden über-
lassen werden.

(31) In den Artikeln 43 bis 48 des Vertrags ist das grundle-
gende Recht der Niederlassungsfreiheit verankert. Daher
sollten die Mediendiensteanbieter im Allgemeinen frei
wählen können, in welchem Mitgliedstaat sie sich nieder-
lassen wollen. Der Gerichtshof hat auch hervorgehoben:
„Der Vertrag verbietet es einem Unternehmen, das keine
Dienste in dem Mitgliedstaat anbietet, in dem es ansässig
ist, nämlich nicht, die Dienstleistungsfreiheit auszu-
üben“ (2).

(32) Die Mitgliedstaaten sollten in der Lage sein, in den durch
diese Richtlinie koordinierten Bereichen für die ihrer
Rechtshoheit unterliegenden Mediendiensteanbieter detail-
liertere oder strengere Vorschriften anzuwenden, und
gleichzeitig dafür Sorge tragen, dass diese Vorschriften im
Einklang mit den allgemeinen Grundsätzen des Gemein-
schaftsrechts stehen. Zum Umgang mit Situationen, in
denen ein der Rechtshoheit eines Mitgliedstaats unterwor-
fener Fernsehveranstalter Fernsehsendungen erbringt, die
ganz oder größtenteils auf das Gebiet eines anderen Mit-
gliedstaats ausgerichtet sind, böte sich die Verpflichtung
der Mitgliedstaaten zur Zusammenarbeit untereinander
und — im Falle der Umgehung — eine Kodifizierung der
einschlägigen Rechtsprechung des Gerichtshofs (3) als
Lösung an, die den Bedenken der Mitgliedstaaten gerecht
wird, ohne die ordnungsgemäße Anwendung des Her-
kunftslandprinzips in Frage zu stellen. Der Begriff der im
Allgemeininteresse liegenden Bestimmungen ist vom
Gerichtshof in seiner Rechtsprechung zu den Artikeln 43
und 49 des Vertrags entwickelt worden und umfasst
unter anderem Bestimmungen über den Verbraucher-
schutz, den Jugendschutz und die Kulturpolitik. Der Mit-
gliedstaat, der um Zusammenarbeit ersucht, sollte dafür
Sorge tragen, dass die einschlägigen einzelstaatlichen
Bestimmungen objektiv notwendig sind, auf nicht-diskri-
minierende Weise angewandt werden und verhältnismä-
ßig sind.
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(33) Ein Mitgliedstaat kann bei der einzelfallbezogenen Beur-
teilung, ob eine Sendung eines in einem anderen Mit-
gliedstaat niedergelassenen Mediendiensteanbieters ganz
oder größtenteils auf sein Gebiet ausgerichtet ist, Indika-
toren heranziehen wie die Herkunft der Fernsehwerbe-
und/oder Abonnementeinnahmen, die Hauptsprache des
Dienstes oder das Vorhandensein von Sendungen oder
kommerzieller Kommunikation, die sich spezifisch an die
Öffentlichkeit des Empfängerstaats richten.

(34) Unbeschadet des Herkunftslandprinzips gestattet diese
Richtlinie den Mitgliedstaaten die Ergreifung von Maß-
nahmen, die eine Einschränkung der freien Erbringung
von Fernsehdiensten bedeuten, allerdings nur nach den in
dieser Richtlinie festgelegten Bedingungen und Verfahren.
Der Gerichtshof betont jedoch in seiner ständigen Recht-
sprechung, dass Einschränkungen der Dienstleistungs-
freiheit, ebenso wie alle Ausnahmen von einem Grund-
satz des Vertrags restriktiv auszulegen sind (1).

(35) Beschränkungen der freien Erbringung audiovisueller
Mediendienste auf Abruf sollten nur gemäß Bedingungen
und Verfahren möglich sein, die den bereits durch Arti-
kel 3 Absätze 4 bis 6 der Richtlinie 2000/31/EG festge-
legten Bedingungen und Verfahren entsprechen.

(36) Die Kommission hat in ihrer Mitteilung an das Europäi-
sche Parlament und den Rat „Bessere Rechtsetzung für
Wachstum und Arbeitsplätze in der Europäischen Union“
betont, „dass sorgfältig analysiert wird, welcher Regulie-
rungsansatz angezeigt ist und insbesondere, ob Rechts-
vorschriften für den jeweiligen Sektor oder die jeweilige
Themenstellung vorzuziehen sind, oder ob Alternativen
wie Koregulierung oder Selbstregulierung in Erwägung
gezogen werden sollten“. Außerdem zeigt die Erfahrung,
dass sowohl Ko- als auch Selbstregulierungsinstrumente,
die in Einklang mit den unterschiedlichen Rechtstraditio-
nen der Mitgliedstaaten angewandt werden, eine wichtige
Rolle bei der Gewährleistung eines hohen Verbraucher-
schutzes spielen können. Die Maßnahmen zur Erreichung
der im öffentlichen Interesse liegenden Ziele im Bereich
der neuen audiovisuellen Mediendienste sind wirksamer,
wenn sie mit der aktiven Unterstützung der Diensteanbie-
ter selbst ergriffen werden.

Die Selbstregulierung stellt somit eine Art freiwillige Initi-
ative dar, die Wirtschaftsteilnehmern, Sozialpartnern,
Nichtregierungsorganisationen oder Vereinigungen die
Möglichkeit gibt, untereinander und füreinander gemein-
same Leitlinien festzulegen. Die Mitgliedstaaten sollten
gemäß ihren unterschiedlichen Rechtstraditionen die
Rolle anerkennen, die eine wirksame Selbstregulierung als
Ergänzung zu den bestehenden Gesetzgebungs- und
Gerichts- und/oder Verwaltungsverfahren spielen kann,
sowie ihren wertvollen Beitrag zur Verwirklichung der
Ziele dieser Richtlinie. Die Selbstregulierung sollte jedoch,
obwohl sie eine ergänzende Methode zur Durchführung
bestimmter Vorschriften dieser Richtlinie sein könnte, die
Verpflichtung des nationalen Gesetzgebers nicht ersetzen.

Koregulierung, in ihrer Minimalform, schafft eine rechtli-
che Verbindung zwischen Selbstregulierung und dem
nationalen Gesetzgeber gemäß den Rechtstraditionen der
Mitgliedstaaten. Bei der Koregulierung sollten weiterhin
staatliche Eingriffsmöglichkeiten für den Fall vorgesehen
werden, dass ihre Ziele nicht erreicht werden. Unbescha-
det der förmlichen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten
bezüglich der Umsetzung fördert diese Richtlinie die Nut-
zung der Koregulierung und der Selbstregulierung. Das
sollte die Mitgliedstaaten aber weder dazu verpflichten,
Regelungen zur Ko- und/oder Selbstregulierung festzule-
gen, noch beeinträchtigt oder gefährdet dies die gegen-
wärtigen Ko- und/oder Selbstregulierungsinitiativen, die
in den Mitgliedstaaten bereits bestehen und gut funktio-
nieren.

(37) Die „Medienkompetenz“ bezieht sich auf die notwendigen
Fähigkeiten und Kenntnisse sowie das nötige Verständnis
für eine wirksame und sichere Nutzung der Medien durch
die Verbraucher. Medienkompetente Menschen sind in
der Lage, fundierte Entscheidungen zu treffen, das Wesen
von Inhalt und Dienstleistungen zu verstehen und das
gesamte Spektrum der durch die neuen Kommunikations-
technologien gebotenen Möglichkeiten zu nutzen. Sie
sind in der Lage, sich und ihre Familien besser vor schäd-
lichen oder anstößigen Inhalten zu schützen. Daher sollte
die Entwicklung der Medienkompetenz in allen Gesell-
schaftsschichten gefördert werden, und die dabei erzielten
Fortschritte sollten genau beobachtet werden.

Die Empfehlung des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 20. Dezember 2006 über den Schutz Minder-
jähriger und den Schutz der Menschenwürde und über
das Recht auf Gegendarstellung im Zusammenhang mit
der Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Industriezwei-
ges der audiovisuellen Dienste und Online-Informations-
dienste (2) enthält bereits eine Reihe möglicher Maßnah-
men zur Förderung der Medienkompetenz, wie z. B. eine
ständige Fortbildung von Lehrern und Ausbildern, spezi-
fische Internetschulungen schon für sehr kleine Kinder,
auch unter Einbeziehung der Eltern, oder die Organisa-
tion nationaler, an die Bürger gerichteter Informations-
kampagnen in allen Kommunikationsmedien, um Infor-
mationen über eine verantwortungsvolle Nutzung des
Internets bereitzustellen.

(38) Fernsehveranstalter können ausschließliche Fernsehüber-
tragungsrechte für Ereignisse, die von großem Interesse
für die Öffentlichkeit sind, erwerben. Gleichzeitig muss
jedoch unbedingt der Pluralismus durch die Vielfalt der
Nachrichten und Programme in der Europäischen Union
gefördert und den in der Charta der Grundrechte der
Europäischen Union, insbesondere in Artikel 11, aner-
kannten Grundrechten und Grundsätzen Rechnung getra-
gen werden.

(39) Zur vollständigen und angemessenen Wahrung des
Grundrechts auf Information und der Zuschauerinteres-
sen in der Europäischen Union sollten die Inhaber aus-
schließlicher Fernsehübertragungsrechte für Ereignisse, die
von großem Interesse für die Öffentlichkeit sind, anderen
Fernsehveranstaltern unter fairen, zumutbaren und diskri-
minierungsfreien Bedingungen das Recht auf Verwendung
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von kurzen Auszügen für allgemeine Nachrichtensendun-
gen gewähren, wobei jedoch den ausschließlichen Rech-
ten angemessen Rechnung zu tragen ist. Solche Bedin-
gungen sollten rechtzeitig vor dem Ereignis, das von gro-
ßem Interesse für die Öffentlichkeit ist, mitgeteilt werden,
damit andere Interessenten genügend Zeit haben, dieses
Recht auszuüben. Ein Fernsehveranstalter sollte in die
Lage versetzt werden, dieses Recht im Einzelfall durch
einen Vermittler ausüben zu lassen, der speziell in seinem
Namen handelt. Solche kurzen Auszüge können für
EU-weite Ausstrahlungen durch alle Kanäle, einschließlich
Sportkanälen, verwendet werden und sollten nicht länger
als 90 Sekunden dauern.

Das Recht auf Zugang zu kurzen Auszügen sollte nur
dann grenzüberschreitend gelten, wenn dies erforderlich
ist. Daher sollte ein Fernsehveranstalter zunächst bei
einem in dem gleichen Mitgliedstaat ansässigen Fernseh-
veranstalter, der ausschließliche Rechte für das Ereignis
von großem Interesse für die Öffentlichkeit besitzt, um
Zugang ersuchen.

Unter den Begriff „allgemeine Nachrichtensendungen“
sollte nicht die Zusammenstellung kurzer Auszüge für
Unterhaltungssendungen fallen.

Das Herkunftslandprinzip sollte sowohl für den Zugang
zu den kurzen Auszügen als auch für deren Übertragung
gelten. In grenzüberschreitenden Fällen bedeutet dies,
dass die verschiedenen Rechtsvorschriften nacheinander
Anwendung finden sollten. Zunächst sollte — für den
Zugang zu den kurzen Auszügen — das Recht des Mit-
gliedstaats gelten, in dem der Fernsehveranstalter ansässig
ist, der das Ausgangssignal bereitstellt (d. h. Zugang
gewährt). Dies ist in der Regel der Mitgliedstaat, in dem
das betreffende Ereignis stattfindet. Hat ein Mitgliedstaat
ein gleichwertiges System für den Zugang zu dem Ereig-
nis eingerichtet, so sollte in jedem Fall das Recht dieses
Mitgliedstaats gelten. Danach sollte für die Übertragung
der kurzen Auszüge das Recht des Mitgliedstaats gelten,
in dem der Fernsehveranstalter ansässig ist, der die kur-
zen Auszüge überträgt.

(40) Die Anforderungen dieser Richtlinie für den Zugang zu
Ereignissen von großem Interesse für die Öffentlichkeit
zum Zwecke der Kurzberichterstattung sollten die Richt-
linie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter
Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutz-
rechte in der Informationsgesellschaft (1) und die einschlä-
gigen internationalen Übereinkünfte auf dem Gebiet des
Urheberrechts und verwandter Schutzrechte unberührt
lassen. Die Mitgliedstaaten sollten den Zugang zu Ereig-
nissen von großem Interesse für die Öffentlichkeit erleich-
tern, indem sie Zugang zu dem Sendesignal des Fernseh-
veranstalters im Sinne der vorliegenden Richtlinie gewäh-
ren. Sie können dafür jedoch andere gleichwertige Mittel
im Sinne der vorliegenden Richtlinie wählen. Hierzu zählt
unter anderem die Gewährung des Zugangs zum Ort des
Ereignisses vor der Gewährung des Zugangs zum Sende-

signal. Die Fernsehveranstalter sollten nicht daran gehin-
dert werden, detailliertere Vereinbarungen zu schließen.

(41) Es sollte sichergestellt werden, dass die Praxis der Medien-
diensteanbieter, ihre direkt ausgestrahlten Nachrichtensen-
dungen nach der direkten Ausstrahlung im Abrufmodus
anzubieten, weiterhin möglich ist, ohne dass die einzel-
nen Sendungen angepasst (d. h. die kurzen Auszüge
herausgeschnitten) werden müssen. Diese Möglichkeit
sollte auf die Bereitstellung der identischen Fernsehsen-
dung im Abrufmodus durch denselben Mediendienstean-
bieter beschränkt werden, so dass sie nicht dazu genutzt
werden kann, neue Geschäftsmodelle von Abrufdiensten
auf der Grundlage kurzer Auszüge zu schaffen.

(42) Audiovisuelle Mediendienste auf Abruf unterscheiden sich
von Fernsehprogrammen darin, welche Auswahl- und
Steuerungsmöglichkeiten der Nutzer hat und welche Aus-
wirkungen sie auf die Gesellschaft haben (2). Deshalb ist
es gerechtfertigt, für audiovisuelle Mediendienste auf
Abruf weniger strenge Vorschriften zu erlassen, so dass
sie nur den Grundvorschriften dieser Richtlinie unterlie-
gen sollten.

(43) Aufgrund der Besonderheiten audiovisueller Medien-
dienste, insbesondere ihres Einflusses auf die Meinungs-
bildung der Menschen, müssen die Nutzer genau wissen,
wer für den Inhalt dieser Dienste verantwortlich ist. Es ist
daher für die Mitgliedstaaten wichtig zu gewährleisten,
dass die Nutzer jederzeit leicht und unmittelbar Zugang
zu Informationen über den Mediendiensteanbieter haben.
Die Mitgliedstaaten legen die praktischen Einzelheiten
fest, wie dies unbeschadet sonstiger einschlägiger Bestim-
mungen des Gemeinschaftsrechts erreicht werden soll.

(44) Die Verfügbarkeit schädlicher Inhalte im Bereich der
audiovisuellen Mediendienste gibt nach wie vor Anlass
zur Sorge für den Gesetzgeber, die Medienbranche und
die Eltern. Gerade im Zusammenhang mit neuen Plattfor-
men und neuen Produkten werden hier neue Herausfor-
derungen entstehen. Deshalb ist es notwendig, Vorschrif-
ten zum Schutz der körperlichen, geistigen und sittlichen
Entwicklung Minderjähriger sowie zur Wahrung der Men-
schenwürde in allen audiovisuellen Mediendiensten, ein-
schließlich der audiovisuellen kommerziellen Kommuni-
kation, zu erlassen.

(45) Etwaige Maßnahmen zum Schutz der körperlichen, geisti-
gen und sittlichen Entwicklung Minderjähriger und zur
Wahrung der Menschenwürde sollten sorgfältig gegen das
in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union
verankerte Grundrecht auf Meinungsfreiheit abgewogen
werden. Ziel dieser Maßnahmen, wie z. B. Verwendung
persönlicher Identifizierungskennzahlen (PIN-Codes), Fil-
tersystemen oder Kennzeichnungen, sollte daher die
Gewährleistung eines angemessenen Schutzes der körper-
lichen, geistigen und sittlichen Entwicklung Minderjähri-
ger und des Schutzes der Menschenwürde, insbesondere
in Bezug auf audiovisuelle Mediendienste auf Abruf, sein.
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In der Empfehlung über den Schutz Minderjähriger und
den Schutz der Menschenwürde und über das Recht auf
Gegendarstellung wurde bereits die Bedeutung von Filter-
systemen und Kennzeichnungen anerkannt; sie enthält
ferner mehrere mögliche Maßnahmen zugunsten Minder-
jähriger wie die systematische Bereitstellung eines wirksa-
men, aktualisierbaren und leicht nutzbaren Filtersystems
für Nutzer, sobald diese einen Internetzugang abonnieren,
oder die Ausstattung des Zugangs zu kinderspezifischen
Internetdiensten mit einem automatischen Filtersystem.

(46) Mediendiensteanbieter, die der Rechtshoheit der Mitglied-
staaten unterstehen, sollten in jedem Fall dem Verbot der
Verbreitung von Kinderpornografie in Einklang mit dem
Rahmenbeschluss 2004/68/JI des Rates vom 22. Dezem-
ber 2003 zur Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung von
Kindern und der Kinderpornografie (1) unterliegen.

(47) Die Bestimmungen dieser Richtlinie zum Schutz der kör-
perlichen, geistigen und sittlichen Entwicklung Minderjäh-
riger und dem Schutz der Menschenwürde erfordern
nicht notwendigerweise, dass zur Durchführung der Maß-
nahmen zum Schutz dieser Interessen eine vorherige Prü-
fung audiovisueller Mediendienste durch öffentliche Ein-
richtungen stattfinden muss.

(48) Audiovisuelle Mediendienste auf Abruf besitzen das
Potenzial, Fernsehprogramme teilweise zu ersetzen. Sie
sollten daher im Rahmen des praktisch Durchführbaren
die Produktion und Verbreitung europäischer Werke
vorantreiben und damit einen aktiven Beitrag zur Förde-
rung der kulturellen Vielfalt leisten. Diese Unterstützung
für europäische Werke könnte zum Beispiel in einem
finanziellen Beitrag solcher Dienste zur Produktion euro-
päischer Werke und zum Erwerb von Rechten an europä-
ischen Werken, einem Mindestanteil europäischer Werke
in Katalogen von Video auf Abruf oder in der attraktiven
Präsentation europäischer Werke bei elektronischen Prog-
rammführern bestehen. Es ist wichtig, die Anwendung
der Bestimmungen über die Förderung europäischer
Werke und Werke unabhängiger Produzenten durch die
audiovisuellen Mediendienste regelmäßig zu überprüfen.
Bei der Berichterstattung gemäß dieser Richtlinie sollten
die Mitgliedstaaten insbesondere auch auf den finanziellen
Anteil solcher Dienste an der Produktion europäischer
Werke und am Erwerb von Rechten an europäischen
Werken, den Anteil europäischer Werke an den Katalogen
audiovisueller Mediendienste sowie die tatsächliche Nut-
zung der von solchen Diensten angebotenen europä-
ischen Werke eingehen.

(49) Bei der Festlegung, was unter dem in Artikel 5 der Richt-
linie 89/552/EWG genannten Begriff „Hersteller, die von
den Fernsehveranstaltern unabhängig sind“ zu verstehen
ist, sollten die Mitgliedstaaten insbesondere Kriterien wie
das Eigentum an der Produktionsgesellschaft, den Umfang
der demselben Fernsehveranstalter gelieferten Sendungen
und das Eigentum an sekundären Rechten angemessen
berücksichtigen.

(50) Bei der Umsetzung der Bestimmungen des Artikels 4 der
Richtlinie 89/552/EWG sollten die Mitgliedstaaten die

Fernsehveranstalter darin bestärken, einen angemessenen
Anteil europäischer Koproduktionen und nicht-einheimi-
scher europäischer Werke zu berücksichtigen.

(51) Es muss gewährleistet werden, dass Kinospielfilme nur in
den zwischen Rechteinhabern und Mediendiensteanbie-
tern vereinbarten Zeiträumen übertragen werden.

(52) Das Angebot an audiovisuellen Mediendiensten auf Abruf
steigert die Wahlmöglichkeiten des Verbrauchers. Detail-
lierte Bestimmungen über die audiovisuelle kommerzielle
Kommunikation erscheinen daher für audiovisuelle
Mediendienste auf Abruf weder gerechtfertigt noch aus
technischer Sicht sinnvoll. Dennoch sind bei jeglicher
audiovisueller kommerzieller Kommunikation nicht nur
die Kennzeichnungsvorschriften, sondern auch qualitative
Grundvorschriften zu beachten, damit die anerkannten
ordnungspolitischen Ziele erreicht werden können.

(53) Das Recht auf Gegendarstellung ist ein geeignetes
Rechtsmittel bei Fernsehsendungen und könnte auch im
Online-Umfeld angewandt werden. Die Empfehlung über
den Schutz Minderjähriger und den Schutz der Men-
schenwürde und über das Recht auf Gegendarstellung
enthält bereits geeignete Leitlinien für die Umsetzung von
Maßnahmen im innerstaatlichen Recht oder in der inner-
staatlichen Praxis zur ausreichenden Gewährleistung des
Rechts auf Gegendarstellung oder gleichwertiger Abhilfe-
maßnahmen im Zusammenhang mit Online-Medien.

(54) Wie die Kommission bereits in ihrer Auslegungsmittei-
lung über bestimmte Aspekte der in der Richtlinie „Fern-
sehen ohne Grenzen“ (2) enthaltenen Werbevorschriften
festgestellt hat, sind durch die Entwicklung neuer Werbe-
techniken und Marketingkonzepte neue wirksame Mög-
lichkeiten für die audiovisuelle kommerzielle Kommuni-
kation im traditionellen Fernsehen entstanden, das auf
diese Weise unter gleichen Voraussetzungen im Wettbe-
werb mit innovativen Abrufdiensten besser bestehen
kann.

(55) Aufgrund der wirtschaftlichen und technologischen Ent-
wicklung haben die Nutzer eine immer größere Auswahl,
damit aber auch eine größere Verantwortung bei der Nut-
zung audiovisueller Mediendienste. Damit die Ziele des
Allgemeininteresses angemessen verwirklicht werden kön-
nen, sollten etwaige Vorschriften eine ausreichende Flexi-
bilität in Bezug auf Fernsehprogramme zulassen. Der
Trennungsgrundsatz sollte auf Fernsehwerbung und Tele-
shopping beschränkt werden, die Produktplatzierung
sollte unter bestimmten Voraussetzungen erlaubt werden
— sofern ein Mitgliedstaat nicht etwas anderes beschließt
— und einige quantitative Beschränkungen sollten aufge-
hoben werden. Produktplatzierung, die den Charakter
von Schleichwerbung hat, sollte jedoch verboten bleiben.
Der Einsatz neuer Werbetechniken sollte durch den Tren-
nungsgrundsatz nicht ausgeschlossen werden.

(56) Abgesehen von den Praktiken, die unter die vorliegende
Richtlinie fallen, gilt die Richtlinie 2005/29/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2005
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über unlautere Geschäftspraktiken im binnenmarktinter-
nen Geschäftsverkehr zwischen Unternehmen und Ver-
brauchern (1) für unlautere Geschäftspraktiken, darunter
auch für irreführende und aggressive Praktiken in audio-
visuellen Mediendiensten. Da überdies die Richtlinie
2003/33/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 26. Mai 2003 zur Angleichung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über Werbung
und Sponsoring zugunsten von Tabakerzeugnissen (2), die
Werbung und Sponsoring für Zigaretten und andere
Tabakerzeugnisse in Printmedien, Diensten der Informa-
tionsgesellschaft und in Hörfunksendungen verbietet,
unbeschadet der Richtlinie 89/552/EWG gilt, sollte das
Verhältnis zwischen der Richtlinie 2003/33/EG und der
Richtlinie 89/552/EWG im Hinblick auf die besonderen
Merkmale audiovisueller Mediendienste vom Inkrafttreten
der vorliegenden Richtlinie ebenfalls unberührt bleiben.
Artikel 88 Absatz 1 der Richtlinie 2001/83/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 6. November
2001 zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes für
Humanarzneimittel (3), der die Öffentlichkeitswerbung für
bestimmte Arzneimittel verbietet, gilt, wie in Artikel 88
Absatz 5 vorgesehen, unbeschadet des Artikels 14 der
Richtlinie 89/552/EWG. Das Verhältnis zwischen der
Richtlinie 2001/83/EG und der Richtlinie 89/552/EWG
sollte vom Inkrafttreten der vorliegenden Richtlinie unbe-
rührt bleiben. Ferner sollte die vorliegende Richtlinie die
Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. Dezember 2006 über
nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben über
Lebensmittel (4) unberührt lassen.

(57) In Anbetracht der zunehmenden Möglichkeiten für die
Zuschauer, durch den Einsatz neuer Technologien wie
persönlicher digitaler Videorecorder und der zunehmen-
den Auswahl an Fernsehkanälen Werbung zu umgehen,
sind detaillierte Vorschriften über Werbeeinschübe zum
Schutz der Zuschauer nicht mehr notwendig. Durch diese
Richtlinie sollte nicht die zulässige Werbedauer pro
Stunde erhöht, sondern den Fernsehveranstaltern eine
größere Flexibilität eingeräumt werden, sofern dadurch
nicht der Zusammenhang der Sendungen in Frage gestellt
wird.

(58) Diese Richtlinie dient der Wahrung des besonderen Cha-
rakters des europäischen Fernsehens, in der Werbung vor-
zugsweise zwischen den Sendungen gezeigt wird, und
beschränkt deshalb die Möglichkeiten der Unterbrechung
von Kinospielfilmen und Fernsehfilmen sowie bestimmter
anderer Sendungskategorien, die noch eines speziellen
Schutzes bedürfen.

(59) Die früher bestehende Begrenzung der täglichen Fernseh-
werbedauer war in der Praxis kaum von Bedeutung.
Wichtiger ist die stündliche Begrenzung, weil sie auch für
die Hauptsendezeiten gilt. Deshalb sollte die tägliche
Höchstdauer abgeschafft, die stündliche Begrenzung für
Fernsehwerbe- und Teleshoppingspots jedoch beibehalten
werden. Auch die zeitlichen Beschränkungen für Tele-
shopping- und Werbekanäle sind angesichts der größeren

Auswahl des Verbrauchers anscheinend nicht mehr
gerechtfertigt. Die Beschränkung bei Fernsehwerbespots
und Teleshoppingspots auf 20 % Werbezeit pro voller
Stunde für gilt jedoch nach wie vor. Der Begriff „Fernseh-
werbespot“ sollte als Fernsehwerbung im Sinne des Arti-
kels 1 Buchstabe i der Richtlinie 89/552/EWG in der
durch die vorliegende Richtlinie geänderten Fassung mit
einer Dauer von nicht mehr als 12 Minuten aufgefasst
werden.

(60) Schleichwerbung in der audiovisuellen kommerziellen
Kommunikation wird von dieser Richtlinie wegen ihrer
nachteiligen Auswirkungen auf die Verbraucher verboten.
Das Verbot von Schleichwerbung in der audiovisuellen
kommerziellen Kommunikation sollte nicht für die recht-
mäßige Produktplatzierung im Rahmen dieser Richtlinie
gelten, sofern die Zuschauer angemessen auf das Bestehen
einer Produktplatzierung hingewiesen werden. Dies kann
dadurch erfolgen, dass darauf hingewiesen wird, dass in
der gegebenen Sendung gerade eine Produktplatzierung
stattfindet, beispielsweise durch ein neutrales Logo.

(61) Produktplatzierung ist eine Tatsache in Kinospielfilmen
und audiovisuellen Fernsehproduktionen, sie wird aber
von den Mitgliedstaaten unterschiedlich geregelt. Um glei-
che Wettbewerbsbedingungen zu schaffen und damit die
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Medien zu verbes-
sern, ist es notwendig, Regelungen für die Produktplatzie-
rung zu treffen. Die Definition des Begriffs „Produktplat-
zierung“ durch diese Richtlinie sollte alle Formen audiovi-
sueller kommerzieller Kommunikation erfassen, die darin
besteht, gegen Entgelt oder eine ähnliche Gegenleistung
ein Produkt, eine Dienstleistung oder die entsprechende
Marke einzubeziehen bzw. darauf Bezug zu nehmen, so
dass diese innerhalb einer Sendung erscheinen. Die kos-
tenlose Bereitstellung von Waren oder Dienstleistungen
wie Produktionshilfen oder Preise sollte nur als Produkt-
platzierung gelten, wenn die betreffenden Waren oder
Dienstleistungen von bedeutendem Wert sind. Für Pro-
duktplatzierung sollten die gleichen qualitativen Vor-
schriften und Beschränkungen gelten wie für audiovi-
suelle kommerzielle Kommunikation. Das entscheidende
Kriterium zur Unterscheidung zwischen „Sponsoring“
und „Produktplatzierung“ ist der Umstand, dass bei der
Produktplatzierung der Hinweis auf ein Produkt in
die Handlung der Sendung eingebaut ist, weshalb die
Definition in Artikel 1 Buchstabe m der Richtlinie
89/552/EWG in der durch die vorliegende Richtlinie
geänderten Fassung das Wort „innerhalb“ enthält. Hin-
weise auf Sponsoren dagegen können während einer Sen-
dung gezeigt werden, sind aber nicht Teil der Handlung.

(62) Produktplatzierung sollte grundsätzlich verboten sein.
Ausnahmen auf der Grundlage einer Positivliste sind
jedoch angemessen für bestimmte Arten von Sendungen.
Ein Mitgliedstaat sollte die Möglichkeit haben, diese Aus-
nahmen ganz oder teilweise abzulehnen, beispielsweise
indem er die Produktplatzierung nur in Sendungen
gestatten, die nicht ausschließlich in seinem Hoheitsgebiet
produziert wurden.
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(63) Darüber hinaus sollten Sponsoring und Produktplatzie-
rung verboten sein, sofern sie den Inhalt von Sendungen
in der Weise beeinflussen, dass die redaktionelle Verant-
wortung und Unabhängigkeit des Mediendiensteanbieters
beeinträchtigt wird. Dies ist bei Themenplatzierung der
Fall.

(64) Das Recht von Menschen mit Behinderungen und älteren
Menschen auf Teilnahme am sozialen und kulturellen
Leben der Gemeinschaft ist untrennbar mit der Bereitstel-
lung zugänglicher audiovisueller Mediendienste verbun-
den. Die Mittel, um das zu erreichen, sollten unter ande-
rem Gebärdensprache, Untertitelung, Audiobeschreibung
und leicht verständliche Menüführung umfassen.

(65) Gemäß den Pflichten, die den Mitgliedstaaten durch den
Vertrag auferlegt sind, sind sie verantwortlich für die
Umsetzung und wirksame Durchführung dieser Richt-
linie. Es steht ihnen frei, die geeigneten Instrumente ent-
sprechend ihren Rechtstraditionen und etablierten Struk-
turen und insbesondere die Form ihrer zuständigen unab-
hängigen Regulierungsstellen zu wählen, damit sie ihre
Maßnahmen zur Umsetzung dieser Richtlinie unparteiisch
und transparent durchführen können. Insbesondere soll-
ten die von den Mitgliedstaaten gewählten Instrumente
einen Beitrag zur Förderung des Medienpluralismus leis-
ten.

(66) Eine enge Zusammenarbeit zwischen den zuständigen
Regulierungsstellen der Mitgliedstaaten und der Kommis-
sion ist notwendig, um die ordnungsgemäße Anwendung
dieser Richtlinie sicherzustellen. In gleichem Maße ist die
enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und
zwischen den Regulierungsstellen der Mitgliedstaaten von
besonderer Bedeutung in Bezug auf die Wirkung, die die
in einem Mitgliedstaat niedergelassenen Fernsehveranstal-
ter möglicherweise auf einen anderen Mitgliedstaat haben.
Sind im innerstaatlichen Recht Zulassungsverfahren vor-
gesehen und ist mehr als ein Mitgliedstaat betroffen, so
ist es wünschenswert, dass die jeweiligen zuständigen
Stellen vor der Erteilung der betreffenden Zulassungen
Verbindung miteinander aufnehmen. Diese Zusammenar-
beit sollte sich auf alle Bereiche erstrecken, die durch die
Richtlinie 89/552/EWG in der durch die vorliegende
Richtlinie geänderten Fassung, insbesondere deren Arti-
kel 2, 2a und 3, koordiniert werden.

(67) Da die Ziele dieser Richtlinie, nämlich die Schaffung eines
Raums für audiovisuelle Mediendienste ohne innere Gren-
zen bei gleichzeitiger Sicherstellung eines hohen Schutz-
niveaus für Ziele allgemeinen Interesses, insbesondere der
Schutz von Minderjährigen und der menschlichen Würde
sowie die Förderung der Rechte der Menschen mit Behin-
derungen, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausrei-
chend verwirklicht werden können und daher wegen des
Umfangs und der Wirkungen dieser Richtlinie besser auf
Gemeinschaftsebene zu verwirklichen sind, kann die
Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des Ver-
trags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden.
Entsprechend dem in demselben Artikel genannten
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Richtlinie
nicht über das zur Erreichung dieser Ziele erforderliche
Maß hinaus.

(68) Nach Nummer 34 der Interinstitutionellen Vereinbarung
„Bessere Rechtsetzung“ (1) sind die Mitgliedstaaten aufge-
fordert, für ihre eigenen Zwecke und im Interesse der
Gemeinschaft eigene Tabellen aufzustellen, aus denen im
Rahmen des Möglichen die Entsprechungen zwischen die-
ser Richtlinie und den Umsetzungsmaßnahmen zu ent-
nehmen sind, und diese zu veröffentlichen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 89/552/EWG wird wie folgt geändert:

1. Der Titel erhält folgende Fassung:

„Richtlinie 89/552/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung
bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller Medien-
dienste (Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste)“;

2. Artikel 1 erhält folgende Fassung:

„Artikel 1

Für die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck:

a) ‚audiovisueller Mediendienst‘

— eine Dienstleistung im Sinne der Artikel 49 und 50
des Vertrags, für die ein Mediendiensteanbieter die
redaktionelle Verantwortung trägt und deren Haupt-
zweck die Bereitstellung von Sendungen zur Infor-
mation, Unterhaltung oder Bildung der allgemeinen
Öffentlichkeit über elektronische Kommunikations-
netze im Sinne des Artikels 2 Buchstabe a der
Richtlinie 2002/21/EG ist. Bei diesen audiovisuel-
len Mediendiensten handelt es sich entweder um
Fernsehprogramme gemäß der Definition unter
Buchstabe e des vorliegenden Artikels oder um
audiovisuelle Mediendienste auf Abruf gemäß der
Definition unter Buchstabe g des vorliegenden Arti-
kels;

und/oder

— die audiovisuelle kommerzielle Kommunikation;

b) ‚Sendung‘ eine Abfolge von bewegten Bildern mit oder
ohne Ton, die Einzelbestandteil eines von einem
Mediendiensteanbieter erstellten Sendeplans oder Kata-
logs ist und deren Form und Inhalt mit der Form und
dem Inhalt von Fernsehsendungen vergleichbar ist. Bei-
spiele für Sendungen sind unter anderem Spielfilme,
Sportberichte, Fernsehkomödien, Dokumentarfilme,
Kindersendungen und Originalfernsehspiele;
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c) ‚redaktionelle Verantwortung‘ die Ausübung einer wirk-
samen Kontrolle sowohl hinsichtlich der Zusammenstel-
lung der Sendungen als auch hinsichtlich ihrer Bereit-
stellung entweder anhand eines chronologischen Sende-
plans im Falle von Fernsehsendungen oder mittels eines
Katalogs im Falle von audiovisuellen Mediendiensten
auf Abruf. Die redaktionelle Verantwortung begründet
nicht zwangsläufig eine rechtliche Haftung nach inner-
staatlichem Recht für die bereitgestellten Inhalte oder
Dienste;

d) ‚Mediendiensteanbieter‘ die natürliche oder juristische
Person, die die redaktionelle Verantwortung für die Aus-
wahl der audiovisuellen Inhalte des audiovisuellen
Mediendienstes trägt und bestimmt, wie diese gestaltet
werden;

e) ‚Fernsehprogramm‘ (d. h. ein linearer audiovisueller
Mediendienst) einen audiovisuellen Mediendienst, der
von einem Mediendiensteanbieter für den zeitgleichen
Empfang von Sendungen auf der Grundlage eines Sen-
deplans bereitgestellt wird;

f) ‚Fernsehveranstalter‘ einen Mediendiensteanbieter, der
Fernsehprogramme bereitstellt;

g) ‚audiovisueller Mediendienst auf Abruf‘ (d. h. ein nicht-
linearer audiovisueller Mediendienst) einen audiovisuel-
len Mediendienst, der von einem Mediendiensteanbieter
für den Empfang zu dem vom Nutzer gewählten Zeit-
punkt und auf dessen individuellen Abruf hin aus
einem vom Mediendiensteanbieter festgelegten Prog-
rammkatalog bereitgestellt wird;

h) ‚audiovisuelle kommerzielle Kommunikation‘ Bilder mit
oder ohne Ton, die der unmittelbaren oder mittelbaren
Förderung des Absatzes von Waren und Dienstleistun-
gen oder des Erscheinungsbilds natürlicher oder juristi-
scher Personen, die einer wirtschaftlichen Tätigkeit
nachgehen, dienen. Diese Bilder sind einer Sendung
gegen Entgelt oder eine ähnliche Gegenleistung oder als
Eigenwerbung beigefügt oder darin enthalten. Zur
audiovisuellen kommerziellen Kommunikation zählen
unter anderem Fernsehwerbung, Sponsoring, Teleshop-
ping und Produktplatzierung;

i) ‚Fernsehwerbung‘ jede Äußerung bei der Ausübung
eines Handels, Gewerbes, Handwerks oder freien Berufs,
die im Fernsehen von einem öffentlich-rechtlichen oder
privaten Veranstalter oder einer natürlichen Person ent-
weder gegen Entgelt oder eine ähnliche Gegenleistung
oder als Eigenwerbung gesendet wird mit dem Ziel, den
Absatz von Waren oder die Erbringung von Dienstleis-
tungen, einschließlich unbeweglicher Sachen, Rechte
und Verpflichtungen, gegen Entgelt zu fördern;

j) ‚Schleichwerbung in der audiovisuellen kommerziellen
Kommunikation‘ die Erwähnung oder Darstellung von
Waren, Dienstleistungen, Namen, Marke oder Tätigkei-
ten eines Herstellers von Waren oder eines Erbringers
von Dienstleistungen in Sendungen, wenn sie vom
Mediendiensteanbieter absichtlich zu Werbezwecken
vorgesehen ist und die Allgemeinheit über ihren eigent-
lichen Zweck irreführen kann. Eine Erwähnung oder
Darstellung gilt insbesondere dann als beabsichtigt,
wenn sie gegen Entgelt oder eine ähnliche Gegenleis-
tung erfolgt;

k) ‚Sponsoring‘ jeden Beitrag von nicht im Bereich der
Bereitstellung von audiovisuellen Mediendiensten oder
in der Produktion von audiovisuellen Werken tätigen
öffentlichen oder privaten Unternehmen oder natürli-
chen Personen zur Finanzierung von audiovisuellen
Mediendiensten oder Sendungen mit dem Ziel, ihren
Namen, ihre Marke, ihr Erscheinungsbild, ihre Tätigkei-
ten oder ihre Leistungen zu fördern;

l) ‚Teleshopping‘ Sendungen direkter Angebote an die
Öffentlichkeit für den Absatz von Waren oder die
Erbringung von Dienstleistungen, einschließlich unbe-
weglicher Sachen, Rechte und Verpflichtungen, gegen
Entgelt;

m) ‚Produktplatzierung‘ jede Form audiovisueller kommer-
zieller Kommunikation, die darin besteht, gegen Entgelt
oder eine ähnliche Gegenleistung ein Produkt, eine
Dienstleistung oder die entsprechende Marke einzube-
ziehen bzw. darauf Bezug zu nehmen, so dass diese
innerhalb einer Sendung erscheinen;

n) i) ‚europäische Werke‘:

— Werke aus den Mitgliedstaaten,

— Werke aus europäischen Drittländern, die Ver-
tragsparteien des Europäischen Übereinkom-
mens über grenzüberschreitendes Fernsehen des
Europarates sind, sofern diese Werke die Voraus-
setzungen nach Ziffer ii erfüllen,

— Werke, die im Rahmen der zwischen der
Gemeinschaft und Drittländern im audiovisuel-
len Bereich geschlossenen Abkommen in Kopro-
duktion hergestellt werden und die den in den
einzelnen Abkommen jeweils festgelegten
Voraussetzungen entsprechen.

Die Anwendung des zweiten und des dritten
Gedankenstrichs setzt voraus, dass in dem
betreffenden Drittstaat keine diskriminierenden
Maßnahmen gegen Werke aus den Mitgliedstaa-
ten bestehen.

ii) Werke im Sinne von Ziffer i erster und zweiter
Gedankenstrich sind Werke, die im Wesentlichen in
Zusammenarbeit mit in einem oder mehreren der
in Ziffer i erster und zweiter Gedankenstrich
genannten Staaten ansässigen Autoren und Arbeit-
nehmern geschaffen wurden und eine der drei fol-
genden Voraussetzungen erfüllen:

— Sie sind von einem oder mehreren in einem
bzw. mehreren dieser Staaten ansässigen Herstel-
ler(n) geschaffen worden, oder

— ihre Herstellung wird von einem oder mehreren
in einem bzw. mehreren dieser Staaten ansässi-
gen Hersteller(n) überwacht und tatsächlich kon-
trolliert, oder

— der Beitrag von Koproduzenten aus diesen Staa-
ten zu den Gesamtproduktionskosten beträgt
mehr als die Hälfte, und die Koproduktion wird
nicht von einem bzw. mehreren außerhalb die-
ser Staaten niedergelassenen Hersteller(n) kon-
trolliert.
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iii) Werke, die keine europäischen Werke im Sinne der
Ziffer i sind, jedoch im Rahmen von bilateralen
Koproduktionsverträgen zwischen Mitgliedstaaten
und Drittländern hergestellt werden, werden als eu-
ropäische Werke betrachtet, sofern die Koproduzen-
ten aus der Gemeinschaft einen mehrheitlichen
Anteil der Gesamtproduktionskosten tragen und die
Herstellung nicht von einem oder mehreren außer-
halb des Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten nieder-
gelassenen Hersteller(n) kontrolliert wird.“;

3. Artikel 2 erhält folgende Fassung:

„Artikel 2

1. Jeder Mitgliedstaat sorgt dafür, dass alle audiovisuellen
Mediendienste, die von seiner Rechtshoheit unterworfenen
Mediendiensteanbietern übertragen werden, den Vorschrif-
ten des Rechtssystems entsprechen, die auf für die Allge-
meinheit bestimmte audiovisuelle Mediendienste in diesem
Mitgliedstaat anwendbar sind.

2. Für die Zwecke dieser Richtlinie unterliegen diejenigen
Mediendiensteanbieter der Rechtshoheit eines Mitgliedstaats,

a) die gemäß Absatz 3 in diesem Mitgliedstaat niedergelas-
sen sind; oder

b) auf die Absatz 4 anwendbar ist.

3. Für die Zwecke dieser Richtlinie gilt ein Mediendiens-
teanbieter in folgenden Fällen als in einem Mitgliedstaat nie-
dergelassen:

a) Der Mediendiensteanbieter hat seine Hauptverwaltung in
diesem Mitgliedstaat, und die redaktionellen Entschei-
dungen über den audiovisuellen Mediendienst werden in
diesem Mitgliedstaat getroffen.

b) Wenn ein Mediendiensteanbieter seine Hauptverwaltung
in einem Mitgliedstaat hat, die Entscheidungen über den
audiovisuellen Mediendienst jedoch in einem anderen
Mitgliedstaat getroffen werden, gilt er als in dem Mit-
gliedstaat niedergelassen, in dem ein wesentlicher Teil
des mit der Bereitstellung des audiovisuellen Medien-
dienstes betrauten Personals tätig ist. Ist ein wesentlicher
Teil des mit der Bereitstellung des audiovisuellen Medien-
dienstes betrauten Personals in jedem dieser Mitgliedstaa-
ten tätig, so gilt der Mediendiensteanbieter als in dem
Mitgliedstaat niedergelassen, in dem er seine Hauptver-
waltung hat. Ist ein wesentlicher Teil des erforderlichen
mit der Bereitstellung des audiovisuellen Mediendienstes
betrauten Personals in keinem dieser Mitgliedstaaten
tätig, so gilt der Mediendiensteanbieter als in dem Mit-
gliedstaat niedergelassen, in dem er zuerst mit seiner
Tätigkeit nach Maßgabe des Rechts dieses Mitgliedstaats
begonnen hat, sofern eine dauerhafte und tatsächliche
Verbindung mit der Wirtschaft dieses Mitgliedstaats wei-
ter besteht.

c) Wenn ein Mediendiensteanbieter seine Hauptverwaltung
in einem Mitgliedstaat hat, die Entscheidungen über den
audiovisuellen Mediendienst jedoch in einem Drittland
getroffen werden, oder wenn der umgekehrte Fall vor-
liegt, gilt er als in dem betreffenden Mitgliedstaat nieder-
gelassen, wenn ein wesentlicher Teil des mit der Bereit-

stellung des audiovisuellen Mediendienstes betrauten Per-
sonals in diesem Mitgliedstaat tätig ist.

4. Mediendiensteanbieter, auf die Absatz 3 nicht
anwendbar ist, gelten in folgenden Fällen als Anbieter, die
der Rechtshoheit eines Mitgliedstaats unterliegen:

a) Sie nutzen eine in diesem Mitgliedstaat gelegene Satelli-
ten-Bodenstation für die Aufwärtsstrecke.

b) Sie nutzen zwar keine in diesem Mitgliedstaat gelegene
Satelliten-Bodenstation für die Aufwärtsstrecke, aber eine
diesem Mitgliedstaat gehörende Übertragungskapazität
eines Satelliten.

5. Kann die Frage, welcher Mitgliedstaat die Rechtshoheit
ausübt, nicht nach den Absätzen 3 und 4 entschieden wer-
den, so liegt die Zuständigkeit bei dem Mitgliedstaat, in
dem der Mediendiensteanbieter gemäß den Artikeln 43
bis 48 des Vertrags niedergelassen ist.

6. Diese Richtlinie gilt nicht für audiovisuelle Medien-
dienste, die ausschließlich zum Empfang in Drittländern
bestimmt sind und die nicht unmittelbar oder mittelbar
von der Allgemeinheit mit handelsüblichen Verbraucherend-
geräten in einem oder mehreren Mitgliedstaaten empfangen
werden.“;

4. Artikel 2a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„1. Die Mitgliedstaaten gewährleisten den freien Emp-
fang und behindern nicht die Weiterverbreitung von
audiovisuellen Mediendiensten aus anderen Mitgliedstaa-
ten in ihrem Hoheitsgebiet aus Gründen, die Bereiche
betreffen, die durch diese Richtlinie koordiniert sind.“;

b) in Absatz 2 erhalten der Einleitungssatz und Buchstabe
a folgende Fassung:

„2. Bei Fernsehprogrammen können die Mitgliedstaa-
ten vorübergehend von Absatz 1 abweichen, wenn die
folgenden Bedingungen erfüllt sind:

a) Mit einem Fernsehprogramm aus einem anderen Mit-
gliedstaat wird in offensichtlicher, ernster und schwer-
wiegender Weise gegen Artikel 22 Absatz 1 oder 2
und/oder Artikel 3b verstoßen;“;

c) die folgenden Absätze werden angefügt:

„4. Bei Abrufdiensten können die Mitgliedstaaten
Maßnahmen ergreifen, um bezüglich eines bestimmten
Dienstes von Absatz 1 abzuweichen, wenn die folgenden
Bedingungen erfüllt sind:

a) Die Maßnahmen:

i) sind aus einem der folgenden Gründe erforder-
lich:

— Schutz der öffentlichen Ordnung, insbeson-
dere Verhütung, Ermittlung, Aufklärung und
Verfolgung von Straftaten, einschließlich des
ugendschutzes und der Bekämpfung der Het-
ze aus Gründen der Rasse, des Geschlechts,
des Glaubens oder der Nationalität, sowie von
Verletzungen der Menschenwürde einzelner
Personen,
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— Schutz der öffentlichen Gesundheit,

— Schutz der öffentlichen Sicherheit, einschließ-
lich der Wahrung nationaler Sicherheits- und
Verteidigungsinteressen,

— Schutz der Verbraucher, einschließlich des
Schutzes von Anlegern;

ii) betreffen einen bestimmten audiovisuellen Medi-
endienst auf Abruf, der die unter Ziffer i genann-
ten Schutzziele beeinträchtigt oder eine ernsthafte
und schwerwiegende Gefahr einer Beeinträchti-
gung dieser Ziele darstellt;

iii) stehen in einem angemessenen Verhältnis zu die-
sen Schutzzielen.

b) Der Mitgliedstaat hat vor Ergreifen der betreffenden
Maßnahmen unbeschadet etwaiger Gerichtsverfahren,
einschließlich Vorverfahren und Schritten im Rahmen
einer strafrechtlichen Ermittlung,

— den Mitgliedstaat, dessen Rechtshoheit der
Mediendiensteanbieter unterworfen ist, aufgefor-
dert, Maßnahmen zu ergreifen, und dieser hat
keine derartigen Maßnahmen ergriffen oder die
von ihm getroffenen Maßnahmen sind unzuläng-
lich,

— die Kommission und den Mitgliedstaat, dessen
Rechtshoheit der Mediendiensteanbieter unter-
worfen ist, über seine Absicht, derartige Maßnah-
men zu ergreifen, unterrichtet.

5. Die Mitgliedstaaten können in dringenden Fällen
von den in Absatz 4 Buchstabe b genannten Bedingun-
gen abweichen. In diesem Fall müssen die Maßnahmen
unverzüglich und unter Angabe der Gründe, aus denen
der Mitgliedstaat der Auffassung ist, dass es sich um
einen dringenden Fall handelt, der Kommission und
dem Mitgliedstaat, dessen Rechtshoheit der Mediendiens-
teanbieter unterworfen ist, mitgeteilt werden.

6. Unbeschadet der Möglichkeit des Mitgliedstaats, die
betreffenden Maßnahmen durchzuführen, prüft die
Kommission innerhalb kürzestmöglicher Zeit, ob die in
den Absätzen 4 und 5 genannten Maßnahmen mit dem
Gemeinschaftsrecht vereinbar sind. Gelangt sie zu dem
Schluss, dass die Maßnahmen nicht mit dem Gemein-
schaftsrecht vereinbar sind, so fordert sie den betreffen-
den Mitgliedstaat auf, davon Abstand zu nehmen, die
geplanten Maßnahmen zu ergreifen, bzw. bereits ergrif-
fene Maßnahmen unverzüglich einzustellen.“;

5. Artikel 3 erhält folgende Fassung:

„Artikel 3

1. Die Mitgliedstaaten können Mediendiensteanbieter, die
ihrer Rechtshoheit unterworfen sind, verpflichten, stren-
geren oder ausführlicheren Bestimmungen in den von dieser
Richtlinie koordinierten Bereichen nachzukommen, sofern
diese Vorschriften im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht
stehen.

2. In Fällen, in denen ein Mitgliedstaat:

a) sein Recht nach Absatz 1 in Anspruch genommen hat,
um im Allgemeininteresse liegende ausführlichere oder
strengere Bestimmungen zu erlassen, und

b) zu dem Schluss gelangt, dass ein der Rechtshoheit eines
anderen Mitgliedstaats unterworfener Fernsehveranstalter
Fernsehprogramme erbringt, die ganz oder vorwiegend
auf sein Gebiet ausgerichtet sind,

kann er sich mit dem Mitgliedstaat, dessen Rechtshoheit
der Fernsehveranstalter unterworfen ist, in Verbindung
setzen, um für auftretende Schwierigkeiten eine beider-
seits zufrieden stellende Lösung zu finden. Auf begrün-
detes Ersuchen des erstgenannten Mitgliedstaats fordert
der Mitgliedstaat, dessen Rechtshoheit der Fernsehveran-
stalter unterworfen ist, diesen auf, die betreffenden im
Allgemeininteresse liegenden Bestimmungen einzuhal-
ten. Der Mitgliedstaat, dessen Rechtshoheit der Fernseh-
veranstalter unterworfen ist, unterrichtet den erstge-
nannten Mitgliedstaat binnen zwei Monaten über die im
Anschluss an das Ersuchen erzielten Ergebnisse. Jeder
der beiden Mitgliedstaaten kann den gemäß Artikel 23a
eingesetzten Kontaktausschuss um Prüfung des Falles
ersuchen.

3. Gelangt der erstgenannte Mitgliedstaat zu dem
Schluss,

a) dass die aufgrund der Anwendung des Absatzes 2 erziel-
ten Ergebnisse nicht zufrieden stellend sind; und

b) dass der betreffende Fernsehveranstalter sich in dem Mit-
gliedstaat, dessen Rechtshoheit er unterworfen ist, nie-
dergelassen hat, um die strengeren Bestimmungen in
den von dieser Richtlinie erfassten Bereichen, denen er
unterliegen würde, wenn er im erstgenannten Mitglied-
staat niedergelassen wäre, zu umgehen,

so kann er gegen den betreffenden Fernsehveranstalter
angemessene Maßnahmen ergreifen.

Diese Maßnahmen müssen objektiv erforderlich sein, auf
nicht-diskriminierende Weise angewandt werden sowie
verhältnismäßig zur Erreichung der damit verfolgten
Ziele sein.

4. Ein Mitgliedstaat darf Maßnahmen gemäß Absatz 3
nur ergreifen, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt
sind:

a) Der betreffende Mitgliedstaat hat der Kommission und
dem Mitgliedstaat, in dem der Fernsehveranstalter nie-
dergelassen ist, seine Absicht mitgeteilt, derartige Maß-
nahmen zu ergreifen, und die Gründe dargelegt, auf die
er seine Beurteilung stützt;

b) die Kommission hat entschieden, dass die Maßnahmen
mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sind und dass
insbesondere die Beurteilungen des Mitgliedstaats, der
die Maßnahmen nach den Absätzen 2 und 3 trifft,
zutreffend begründet sind.

5. Die Kommission trifft ihre Entscheidung innerhalb
von drei Monaten nach der Mitteilung gemäß Absatz 4
Buchstabe a. Entscheidet die Kommission, dass die Maßnah-
men mit dem Gemeinschaftsrecht nicht vereinbar sind, so
darf der betreffende Mitgliedstaat die geplanten Maßnahmen
nicht ergreifen.

6. Die Mitgliedstaaten sorgen mit geeigneten Mitteln im
Rahmen ihrer Rechtsvorschriften dafür, dass die jeweils
ihrer Rechtshoheit unterworfenen Mediendiensteanbieter die
Bestimmungen dieser Richtlinie tatsächlich einhalten.

7. Die Mitgliedstaaten fördern Regelungen zur Ko-
und/oder Selbstregulierung auf nationaler Ebene in den
durch diese Richtlinie koordinierten Bereichen in dem nach
ihrem jeweiligen Rechtssystem zulässigen Maße. Diese
Regelungen müssen derart gestaltet sein, dass sie von den
Hauptbeteiligten in den betreffenden Mitgliedstaaten allge-
mein anerkannt werden und dass eine wirksame Durchset-
zung gewährleistet ist.
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8. Die Richtlinie 2000/31/EG findet Anwendung, soweit
in der vorliegenden Richtlinie nichts anderes vorgesehen ist.
Im Falle einer Kollision zwischen einer Bestimmung der
Richtlinie 2000/31/EG und einer Bestimmung der vorlie-
genden Richtlinie sind die Bestimmungen der vorliegenden
Richtlinie maßgeblich, sofern in der vorliegenden Richtlinie
nichts anderes vorgesehen ist.“;

6. Artikel 3a wird gestrichen;

7. das folgende Kapitel wird eingefügt:

„KAPITEL IIa

Bestimmungen für alle audiovisuellen Mediendienste

Artikel 3a

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die ihrer Rechtsho-
heit unterworfenen Anbieter audiovisueller Mediendienste
den Empfängern eines Dienstes mindestens die nachstehend
aufgeführten Informationen leicht, unmittelbar und ständig
zugänglich machen:

a) den Namen des Mediendiensteanbieters;

b) die geografische Anschrift, unter der der Mediendiens-
teanbieter niedergelassen ist;

c) Angaben, die es ermöglichen, mit dem Mediendienstean-
bieter schnell Kontakt aufzunehmen und unmittelbar
und wirksam mit ihm zu kommunizieren, einschließlich
seiner E-Mail-Adresse oder seiner Internetseite;

d) gegebenenfalls die zuständigen Regulierungs- oder Auf-
sichtsstellen.

Artikel 3b

Die Mitgliedstaaten sorgen mit angemessenen Mitteln dafür,
dass die audiovisuellen Mediendienste, die von den ihrer
Rechtshoheit unterworfenen Mediendiensteanbietern bereit-
gestellt werden, nicht zu Hass aufgrund von Rasse,
Geschlecht, Religion oder Staatsangehörigkeit aufstacheln.

Artikel 3c

Die Mitgliedstaaten bestärken die ihrer Rechtshoheit unter-
liegenden Mediendiensteanbieter darin, ihre Dienste schritt-
weise für Hörgeschädigte und Sehbehinderte zugänglich zu
machen.

Artikel 3d

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die ihrer Rechtshoheit
unterworfenen Mediendiensteanbieter Kinospielfilme nicht
zu anderen als den mit den Rechteinhabern vereinbarten
Zeiten übertragen.

Artikel 3e

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die audiovi-
suelle kommerzielle Kommunikation, die von den ihrer
Rechtshoheit unterworfenen Mediendiensteanbietern bereit-
gestellt wird, folgenden Anforderungen genügt:

a) Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation muss leicht
als solche zu erkennen sein. Schleichwerbung in der
audiovisuellen kommerziellen Kommunikation ist ver-
boten.

b) In der audiovisuellen kommerziellen Kommunikation
dürfen keine Techniken der unterschwelligen Beeinflus-
sung eingesetzt werden.

c) Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation darf nicht:

i) die Menschenwürde verletzen;

ii) Diskriminierungen aufgrund von Geschlecht, Rasse
oder ethnischer Herkunft, Staatsangehörigkeit, Reli-
gion oder Glauben, Behinderung, Alter oder sexuel-
ler Ausrichtung beinhalten oder fördern;

iii) Verhaltensweisen fördern, die die Gesundheit oder
Sicherheit gefährden;

iv) Verhaltensweisen fördern, die den Schutz der Um-
welt in hohem Maße gefährden.

d) Jede Form der audiovisuellen kommerziellen Kommuni-
kation für Zigaretten und andere Tabakerzeugnisse ist
untersagt.

e) Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation für alkoho-
lische Getränke darf nicht speziell an Minderjährige
gerichtet sein und darf nicht den übermäßigen Genuss
solcher Getränke fördern.

f) Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation ist unter-
sagt für Arzneimittel und medizinische Behandlungen,
die in dem Mitgliedstaat, dessen Rechtshoheit der
Mediendiensteanbieter unterworfen ist, nur auf ärztliche
Verordnung erhältlich sind.

g) Audiovisuelle Kommunikation darf nicht zur körperli-
chen oder seelischen Beeinträchtigung Minderjähriger
führen. Daher darf sie keine direkten Aufrufe zum Kau-
fen oder Mieten von Waren oder Dienstleistungen an
Minderjährige richten, die deren Unerfahrenheit und
Leichtgläubigkeit ausnutzen, Minderjährige nicht unmit-
telbar dazu auffordern, ihre Eltern oder Dritte zum Kauf
der beworbenen Ware oder Dienstleistung zu bewegen,
nicht das besondere Vertrauen ausnutzen, das Minder-
jährige zu Eltern, Lehrern und anderen Vertrauensperso-
nen haben, und Minderjährige nicht ohne berechtigten
Grund in gefährlichen Situationen zeigen.

2. Die Mitgliedstaaten und die Kommission bestärken die
Anbieter von Mediendiensten darin, Verhaltenskodizes für
unangebrachte audiovisuelle kommerzielle Kommunikation
zu entwickeln, die Kindersendungen begleitet oder darin
enthalten ist und Lebensmittel und Getränke betrifft, die
Nährstoffe oder Substanzen mit ernährungsbezogener oder
physiologischer Wirkung enthalten, insbesondere solche wie
Fett, Transfettsäuren, Salz/Natrium und Zucker, deren über-
mäßige Aufnahme im Rahmen der Gesamternährung nicht
empfohlen wird.

Artikel 3f

1. Gesponserte audiovisuelle Mediendienste oder Sen-
dungen müssen folgenden Anforderungen genügen:

a) Ihr Inhalt und — bei Fernsehsendungen — ihr Prog-
rammplatz dürfen keinesfalls so beeinflusst werden, dass
die redaktionelle Verantwortung und Unabhängigkeit
des Mediendiensteanbieters beeinträchtigt wird.
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b) Sie dürfen nicht unmittelbar zu Kauf, Miete oder Pacht
von Waren oder Dienstleistungen anregen, insbesondere
nicht durch spezielle verkaufsfördernde Hinweise auf
diese Waren oder Dienstleistungen.

c) Die Zuschauer müssen eindeutig auf das Bestehen einer
Sponsoring-Vereinbarung hingewiesen werden. Gespon-
serte Sendungen sind — beispielsweise durch den
Namen, das Firmenemblem und/oder ein anderes Sym-
bol des Sponsors, etwa einen Hinweis auf seine Produkte
oder Dienstleistungen oder ein entsprechendes unter-
scheidungskräftiges Zeichen — in angemessener Weise
zum Beginn, während und/oder zum Ende der Sendung
eindeutig zu kennzeichnen.

2. Audiovisuelle Mediendienste oder Sendungen dürfen
nicht von Unternehmen gesponsert werden, deren Haupttä-
tigkeit die Herstellung oder der Verkauf von Zigaretten und
anderen Tabakerzeugnissen ist.

3. Beim Sponsoring von audiovisuellen Mediendiensten
oder Sendungen durch Unternehmen, deren Tätigkeit die
Herstellung oder den Verkauf von Arzneimitteln und medi-
zinischen Behandlungen umfasst, darf für den Namen oder
das Erscheinungsbild des Unternehmens geworben werden,
nicht jedoch für bestimmte Arzneimittel oder medizinische
Behandlungen, die in dem Mitgliedstaat, dessen Rechtsho-
heit der Mediendiensteanbieter unterworfen ist, nur auf
ärztliche Verordnung erhältlich sind.

4. Nachrichtensendungen und Sendungen zur politi-
schen Information dürfen nicht gesponsert werden. Die Mit-
gliedstaaten können sich dafür entscheiden, das Zeigen von
Sponsorenlogos in Kindersendungen, Dokumentarfilmen
und Sendungen religiösen Inhalts zu untersagen.

Artikel 3g

1. Produktplatzierung ist untersagt.

2. Sofern die Mitgliedstaaten nichts anderes beschließen,
ist Produktplatzierung abweichend von Absatz 1 zulässig:

— in Kinofilmen, Filmen und Serien für audiovisuelle
Mediendienste, Sportsendungen und Sendungen der
leichten Unterhaltung, oder

— wenn kein Entgelt geleistet wird, sondern lediglich
bestimmte Waren oder Dienstleistungen wie Produk-
tionshilfen und Preise im Hinblick auf ihre Einbezie-
hung in eine Sendungen kostenlos bereitgestellt werden.

Die Abweichung nach dem ersten Gedankenstrich gilt nicht
für Kindersendungen.

Sendungen, die Produktplatzierung enthalten, müssen min-
destens alle folgenden Voraussetzungen erfüllen:

a) Ihr Inhalt und — bei Fernsehsendungen — ihr Prog-
rammplatz dürfen keinesfalls so beeinflusst werden, dass
die redaktionelle Verantwortung und Unabhängigkeit
des Mediendiensteanbieters beeinträchtigt wird.

b) Sie dürfen nicht unmittelbar zu Kauf, Miete bzw. Pacht
von Waren oder Dienstleistungen auffordern, insbeson-
dere nicht durch spezielle verkaufsfördernde Hinweise
auf diese Waren oder Dienstleistungen.

c) Sie dürfen das betreffende Produkt nicht zu stark heraus-
stellen.

d) Die Zuschauer müssen eindeutig auf das Bestehen einer
Produktplatzierung hingewiesen werden. Sendungen mit
Produktplatzierung sind zu Sendungsbeginn und -ende
sowie bei Fortsetzung einer Sendung nach einer Werbe-
unterbrechung angemessen zu kennzeichnen, um jede
Irreführung des Zuschauers zu verhindern.

In Ausnahmefällen können die Mitgliedstaaten von den
Anforderungen des Buchstabens d absehen, sofern die
betreffende Sendung nicht vom Mediendiensteanbieter
selbst oder von einem mit dem Mediendiensteanbieter ver-
bundenen Unternehmen produziert oder in Auftrag gege-
ben wurde.

3. Sendungen dürfen unter keinen Umständen die fol-
genden Produktplatzierungen enthalten:

— Produktplatzierung zugunsten von Zigaretten oder
Tabakerzeugnissen oder zugunsten von Unternehmen,
deren Haupttätigkeit die Herstellung oder der Verkauf
von Zigaretten und anderen Tabakerzeugnissen ist, oder

— Produktplatzierung zugunsten von bestimmten Arznei-
mitteln oder medizinischen Behandlungen, die in dem
Mitgliedstaat, dessen Rechtshoheit der Mediendienstean-
bieter unterworfen ist, nur auf ärztliche Verordnung
erhältlich sind.

4. Die Absätze 1, 2 und 3 gelten nur für Sendungen, die
nach dem … (*) produziert werden.“;

8. das folgende Kapitel wird eingefügt:

„KAPITEL IIb

Sonderbestimmungen für audiovisuelle Mediendienste auf
Abruf

Artikel 3h

Die Mitgliedstaaten ergreifen angemessene Maßnahmen, um
zu gewährleisten, dass audiovisuelle Mediendienste auf
Abruf, die von ihrer Rechtshoheit unterworfenen Medien-
diensteanbietern bereitgestellt werden und die die körperli-
che, geistige oder sittliche Entwicklung von Minderjährigen
ernsthaft beeinträchtigen könnten, nur so bereitgestellt wer-
den, dass sichergestellt ist, dass sie von Minderjährigen übli-
cherweise nicht gehört oder gesehen werden können.

Artikel 3i

1. Die Mitgliedstaaten sorgen im Rahmen des praktisch
Durchführbaren und mit angemessenen Mitteln dafür, dass
audiovisuelle Mediendienste auf Abruf, die von ihrer Rechts-
hoheit unterworfenen Mediendiensteanbietern bereitgestellt
werden, die Produktion europäischer Werke und den
Zugang hierzu fördern. Diese Förderung könnte sich unter
anderem auf den finanziellen Beitrag solcher Dienste an der
Produktion europäischer Werke und am Erwerb von Rech-
ten an europäischen Werken oder auf den Anteil und/oder
die Herausstellung europäischer Werke in dem von diesem
audiovisuellen Mediendienst auf Abruf angebotenen Prog-
rammkatalog beziehen.
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2. Die Mitgliedstaaten berichten der Kommission spätes-
tens … (*) und anschließend alle vier Jahre über die Durch-
führung des Absatzes 1.

3. Auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten über-
mittelten Informationen und einer unabhängigen Studie
erstattet die Kommission dem Europäischen Parlament und
dem Rat über die Anwendung des Absatzes 1 Bericht und
trägt dabei der Marktlage und den technischen Entwicklun-
gen sowie dem Ziel der kulturellen Vielfalt Rechnung.“;

9. das folgende Kapitel wird eingefügt:

„KAPITEL IIc

Bestimmungen über ausschließliche Rechte an und Kurz-
berichterstattung in Fernsehsendungen

Artikel 3j

1. Jeder Mitgliedstaat kann im Einklang mit dem
Gemeinschaftsrecht Maßnahmen ergreifen, mit denen
sichergestellt werden soll, dass die seiner Rechtshoheit
unterworfenen Fernsehveranstalter nicht Ereignisse, denen
der betreffende Mitgliedstaat eine erhebliche gesellschaftliche
Bedeutung beimisst, auf Ausschließlichkeitsbasis in der
Weise übertragen, dass einem bedeutenden Teil der Öffent-
lichkeit in dem Mitgliedstaat die Möglichkeit vorenthalten
wird, das Ereignis im Wege direkter oder zeitversetzter
Berichterstattung in einer frei zugänglichen Fernsehsendung
zu verfolgen. Falls ein Mitgliedstaat entsprechende Maßnah-
men ergreift, so erstellt er dabei eine Liste der nationalen
und nichtnationalen Ereignisse, denen er eine erhebliche
gesellschaftliche Bedeutung beimisst. Er trägt dafür auf ein-
deutige und transparente Weise rechtzeitig Sorge. Dabei legt
der betreffende Mitgliedstaat auch fest, ob diese Ereignisse
im Wege direkter Gesamt- oder Teilberichterstattung oder,
sofern im öffentlichen Interesse aus objektiven Gründen
erforderlich oder angemessen, im Wege zeitversetzter
Gesamt- oder Teilberichterstattung verfügbar sein sollen.

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission unverzüg-
lich alle Maßnahmen mit, die sie gemäß Absatz 1 getroffen
haben oder in Zukunft treffen werden. Die Kommission
prüft binnen drei Monaten nach der Mitteilung, ob die Maß-
nahmen mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sind, und
teilt sie den anderen Mitgliedstaaten mit. Sie holt die Stel-
lungnahme des mit Artikel 23a eingesetzten Kontaktaus-
schusses ein. Sie veröffentlicht die getroffenen Maßnahmen
unverzüglich im Amtsblatt der Europäischen Union; mindes-
tens einmal jährlich veröffentlicht sie eine konsolidierte
Liste der von den Mitgliedstaaten getroffenen Maßnahmen.

3. Die Mitgliedstaaten stellen im Rahmen des innerstaat-
lichen Rechts durch geeignete Maßnahmen sicher, dass die
ihrer Rechtshoheit unterworfenen Fernsehveranstalter die
von ihnen nach der Veröffentlichung dieser Richtlinie
erworbenen ausschließlichen Rechte nicht in der Weise aus-
üben, dass einem bedeutenden Teil der Öffentlichkeit in
einem anderen Mitgliedstaat die Möglichkeit vorenthalten
wird, die von diesem anderen Mitgliedstaat gemäß den
Absätzen 1 und 2 bezeichneten Ereignisse als direkte
Gesamt- oder Teilberichterstattung oder, sofern im öffent-
lichen Interesse aus objektiven Gründen erforderlich oder
angemessen, als zeitversetzte Gesamt- oder Teilberichterstat-
tung in einer frei zugänglichen Fernsehsendung zu verfol-
gen, wie dies von dem anderen Mitgliedstaat gemäß
Absatz 1 festgelegt worden ist.

Artikel 3k

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass jeder Fernseh-
veranstalter, der in der Gemeinschaft niedergelassen ist,
zum Zwecke der Kurzberichterstattung einen fairen,
angemessenen und diskriminierungsfreien Zugang zu Ereig-
nissen hat, die von großem öffentlichen Interesse sind und
die von einem der Rechtshoheit der Mitgliedstaaten unter-
worfenen Fernsehveranstalter exklusiv übertragen werden.

2. Wenn ein anderer Fernsehveranstalter, der in demsel-
ben Mitgliedstaat niedergelassen ist wie der um Zugang
ersuchende Fernsehveranstalter, ausschließliche Rechte für
das Ereignis von großem Interesse für die Öffentlichkeit
erworben hat, muss der Zugang bei diesem Fernsehveran-
stalter beantragt werden.

3. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass dieser Zugang
garantiert ist, indem sie es den Fernsehveranstaltern erlau-
ben, frei kurze Ausschnitte aus dem Sendesignal des über-
tragenden Fernsehveranstalters auszuwählen, wobei die
Fernsehveranstalter dabei aber zumindest ihre Quelle ange-
ben müssen, sofern dies nicht aus praktischen Gründen
unmöglich ist.

4. Als Alternative zu Absatz 3 kann ein Mitgliedstaat ein
gleichwertiges System einrichten, das den Zugang mit ande-
ren Mitteln unter fairen, angemessenen und diskriminie-
rungsfreien Bedingungen ermöglicht.

5. Kurze Ausschnitte werden ausschließlich für allge-
meine Nachrichtensendungen verwendet und dürfen in
audiovisuellen Mediendiensten auf Abruf nur verwendet
werden, wenn die gleiche Sendung von demselben Medien-
diensteanbieter zeitversetzt angeboten wird.

6. Unbeschadet der Absätze 1 bis 5 sorgen die Mitglied-
staaten nach Maßgabe ihres Rechtssystems und im Einklang
mit ihren Gepflogenheiten dafür, dass die Modalitäten und
Bedingungen für die Bereitstellung solcher kurzen Aus-
schnitte näher festgelegt werden, insbesondere etwaige Kos-
tenerstattungsregelungen, die Höchstlänge der kurzen Aus-
schnitte und die Fristen für ihre Übertragung. Wird eine
Kostenerstattung vorgesehen, so darf sie die unmittelbar mit
der Gewährung des Zugangs verbundenen zusätzlichen
Kosten nicht übersteigen.“;

10. in Artikel 4 Absatz 1 Satz 1 wird der Satzteil „im Sinne des
Artikels 6“ gestrichen;

11. die Artikel 6 und 7 werden gestrichen;

12. der Titel des Kapitels IV erhält folgende Fassung:

„Fernsehwerbung und Teleshopping“;

13. Artikel 10 erhält folgende Fassung:

„Artikel 10

1. Fernsehwerbung und Teleshopping müssen als solche
leicht erkennbar und vom redaktionellen Inhalt unterscheid-
bar sein. Unbeschadet des Einsatzes neuer Werbetechniken
müssen Fernsehwerbung und Teleshopping durch optische
und/oder akustische und/oder räumliche Mittel eindeutig
von anderen Sendungsteilen abgesetzt sein.

2. Einzeln gesendete Werbespots und Teleshopping-
Spots müssen, außer bei der Übertragung von Sportverans-
taltungen, die Ausnahme bilden.“;
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14. Artikel 11 erhält folgende Fassung:

„Artikel 11

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass durch in lau-
fende Sendungen eingefügte Fernsehwerbung oder Tele-
shopping-Spots der Zusammenhang der Sendungen unter
Berücksichtigung der natürlichen Sendungsunterbrechungen
sowie der Dauer und Art der Sendung nicht beeinträchtigt
wird und die Rechte von Rechteinhabern nicht verletzt wer-
den.

2. Die Übertragung von Fernsehfilmen (mit Ausnahme
von Serien, Reihen und Dokumentarfilmen), Kinospielfil-
men und Nachrichtensendungen darf für jeden program-
mierten Zeitraum von mindestens 30 Minuten einmal für
Fernsehwerbung und/oder Teleshopping unterbrochen wer-
den. Die Übertragung von Kindersendungen darf für jeden
programmierten Zeitraum von mindestens 30 Minuten
höchstens einmal für Fernsehwerbung und/oder Teleshop-
ping unterbrochen werden, jedoch nur, wenn die Gesamt-
dauer der Sendung nach dem Sendeplan mehr als
30 Minuten beträgt. Die Übertragung von Gottesdiensten
darf nicht durch Fernsehwerbung oder Teleshopping unter-
brochen werden.“;

15. die Artikel 12 und 13 werden gestrichen;

16. Artikel 14 Absatz 1 wird gestrichen;

17. die Artikel 16 und 17 werden gestrichen;

18. Artikel 18 erhält folgende Fassung:

„Artikel 18

1. Der Anteil von Fernsehwerbespots und Teleshopping-
Spots an der Sendezeit darf innerhalb einer vollen Stunde
20 % nicht überschreiten.

2. Absatz 1 gilt nicht für Hinweise des Fernsehveranstal-
ters auf eigene Sendungen und auf Begleitmaterialien, die
direkt von diesen Sendungen abgeleitet sind, Sponsorenhin-
weise und die Produktplatzierung.“;

19. Artikel 18a erhält folgende Fassung:

„Artikel 18a

Teleshopping-Fenster müssen optisch und akustisch klar als
solche gekennzeichnet sein und eine Mindestdauer von
15 Minuten ohne Unterbrechung haben.“;

20. Artikel 19 erhält folgende Fassung:

„Artikel 19

Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten entsprechend für
reine Werbe- und Teleshopping-Fernsehkanäle sowie für
Fernsehkanäle, die ausschließlich der Eigenwerbung dienen.
Kapitel III sowie die Artikel 11 und 18 gelten nicht für sol-
che Kanäle.“;

21. Artikel 19a wird gestrichen;

22. Artikel 20 erhält folgende Fassung:

„Artikel 20

Unbeschadet des Artikels 3 können die Mitgliedstaaten für
Fernsehprogramme, die ausschließlich für ihr eigenes
Hoheitsgebiet bestimmt sind und weder unmittelbar noch
mittelbar in einem oder mehreren anderen Mitgliedstaaten
öffentlich empfangen werden können, unter Einhaltung des
Gemeinschaftsrechts andere als die in Artikel 11 Absatz 2
und in Artikel 18 festgelegten Bedingungen vorsehen.“;

23. der Titel des Kapitels V erhält folgende Fassung:

„Schutz Minderjähriger bei Fernsehprogrammen“;

24. die Artikel 22a und 22b werden gestrichen;

25. der Titel des Kapitels VI erhält folgende Fassung:

„Recht auf Gegendarstellung bei Fernsehprogrammen“;

26. Artikel 23a Absatz 2 Buchstabe e erhält folgende Fassung:

„e) er erleichtert den Informationsaustausch zwischen den
Mitgliedstaaten und der Kommission über die Lage und
die Entwicklung bei den Ordnungstätigkeiten in Bezug
auf die audiovisuellen Mediendienste, wobei die Politik
der Gemeinschaft im audiovisuellen Bereich sowie rele-
vante Entwicklungen im technischen Bereich berück-
sichtigt werden;“;

27. das folgende Kapitel wird eingefügt:

„KAPITEL VIb

Zusammenarbeit zwischen den Regulierungsstellen der
Mitgliedstaaten

Artikel 23b

Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maßnahmen, um
sich gegenseitig und der Kommission, insbesondere über
ihre zuständigen unabhängigen Regulierungsstellen, die
Informationen zu übermitteln, die für die Anwendung der
Bestimmungen dieser Richtlinie und insbesondere der Arti-
kel 2, 2a und 3 notwendig sind.“;

28. die Artikel 25 und 25a werden gestrichen;

29. Artikel 26 erhält folgende Fassung:

„Artikel 26

Spätestens am … (*) und anschließend alle drei Jahre über-
mittelt die Kommission dem Europäischen Parlament, dem
Rat und dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss einen Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie
und macht erforderlichenfalls Vorschläge zu ihrer Anpas-
sung an die Entwicklungen im Bereich der audiovisuellen
Mediendienste, und zwar insbesondere im Lichte neuerer
technologischer Entwicklungen der Wettbewerbsfähigkeit
dieses Sektors und des Niveaus der Medienkompetenz in
allen Mitgliedstaaten.
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In diesem Bericht ist ferner die Frage der Fernsehwerbung
bei oder in Kindersendungen zu untersuchen und insbeson-
dere daraufhin zu bewerten, ob die quantitativen und quali-
tativen Bestimmungen dieser Richtlinie das geforderte Maß
an Schutz gewährleistet haben.“.

Artikel 2

Die Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. Oktober 2004 über die Zusam-
menarbeit zwischen den für die Durchsetzung der Verbraucher-
schutzgesetze zuständigen nationalen Behörden (1) wird wie
folgt geändert:

— Im Anhang „Richtlinien und Verordnungen“ erhält die Num-
mer 4 gemäß Artikel 3 Buchstabe a folgende Fassung:

„4. Richtlinie 89/552/EWG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung
bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fernsehtätig-
keit (2): die Artikel 3h und 3i sowie die Artikel 10 bis 20.
Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2007/…/EG (*).

(*) ABl. L …“.

Artikel 3

1. Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie
spätestens ab dem … (*) nachzukommen. Sie setzen die Kom-
mission unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mit-
gliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 4

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 5

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu … am …

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident

…

Im Namen des Rates

Der Präsident

…

18.12.2007 C 307E/17Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) ABl. L 364 vom 9.12.2004, S. 1. Geändert durch die Richtlinie
2005/29/EG.

(2) ABl. L 298 vom 17.10.1989, S. 23.
(*) Zwei Jahre nach dem Tag des Inkrafttretens dieser Richtlinie.



BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

Die Kommission hat ihren Vorschlag am 13. Dezember 2005 angenommen.

Das Europäische Parlament hat seine Stellungnahme in erster Lesung auf seiner Plenartagung vom
11. bis 14. Dezember 2006 abgegeben.

Die Kommission hat am 29. März 2007 einen geänderten Vorschlag angenommen.

Der Rat hat seinen Gemeinsamen Standpunkt gemäß Artikel 251 des Vertrags am 15. Oktober 2007
festgelegt.

Bei seinen Beratungen hat der Rat auch den Stellungnahmen des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses und des Ausschusses der Regionen vom 13. September 2006 bzw. 11. Oktober 2006 Rech-
nung getragen.

II. ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

Der Gemeinsame Standpunkt spiegelt das Ergebnis der informellen Kontakte zwischen dem Parlament,
der Kommission und dem Rat gemäß den Nummern 16 bis 18 der Gemeinsamen Erklärung zu den
praktischen Modalitäten des neuen Mitentscheidungsverfahrens wider.

Obwohl der Gemeinsame Standpunkt einige wesentliche — strukturelle und inhaltliche — Änderungen
gegenüber dem ursprünglichen Vorschlag der Kommission aufweist, sind sowohl der von der Kommis-
sion vorgeschlagene Grundansatz als auch sämtliche Hauptbestandteile ihres Vorschlags beibehalten wor-
den. Die wichtigsten Änderungen sind nachstehend in den Abschnitten A und B dargelegt.

A. STRUKTURELLE ÄNDERUNGEN

Die Kommission hat eine neue, zweistufige Regulierungsarchitektur vorgeschlagen, die gemeinsame
Grundvorschriften für alle audiovisuellen Mediendienste und zusätzliche, nur für Fernsehprogramme gel-
tende Auflagen umfasst. Im Gemeinsamen Standpunkt wird dieser Grundgedanke zwar beibehalten,
doch wurden wesentliche strukturelle Änderungen vorgenommen (Einfügung neuer Kapitel und Neuord-
nung bestimmter Artikel), um dafür zu sorgen, dass die für alle Diensteanbieter geltenden Verpflichtun-
gen als zusammengehörige Gruppe von den nur für Abrufdienste geltenden Verpflichtungen abgegrenzt
werden, die ihrerseits als zusammengehörige Gruppe von den nur für Fernsehprogramme geltenden Ver-
pflichtungen abgegrenzt werden. Durch diese strukturellen Änderungen gewinnt der Text erheblich an
Lesbarkeit und rechtlicher Klarheit.

B. INHALTLICHE ÄNDERUNGEN

i) Anwendungsbereich (Artikel 1 Buchstaben a bis e, Artikel 3 Absatz 8 (1), Erwägungsgründe 2,
13, 14, 16-25)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 2, 15, 16, 18, 213, 20, 22, 23, 24, 25, 26, 27,
41, 51, 57, 66, 67, 68, 205, 77, 79, 92

Im Gemeinsamen Standpunkt wird die von der Kommission vorgeschlagene Ausweitung des Anwen-
dungsbereichs der Richtlinie präzisiert. Der Grundgedanke ist in den Erwägungsgründen 16 bis 25 dar-
gelegt. Die diesbezüglich bedeutsamste Änderung des Kommissionsvorschlags ist die Aufnahme des
Begriffs „Sendung“; gleichzeitig wurde der Begriff „redaktionelle Verantwortung“ stärker in den Vorder-
grund gerückt. Im Gemeinsamen Standpunkt wurde ferner versucht, für rechtliche Klarheit hinsichtlich
der Beziehung zwischen der Fernsehrichtlinie und anderen Rechtsakten — insbesondere der Richtlinie
2000/31/EG (Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr) — zu sorgen.
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ii) Rechtshoheit und freier Dienstleistungsverkehr (Artikel 2, 2a und 3, Erwägungsgründe 27 bis 35)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 10, 14, 29, 30, 32, 33, 34, 35, 80, 81, 82, 199,
84, 85, 220, 221, 222, 89, 90

Im Gemeinsamen Standpunkt wird der im Kommissionsvorschlag verfolgte Grundansatz unterstützt,
d. h. die Bestimmung der Rechtshoheit sollte weiterhin auf der Grundlage des Niederlassungsorts des
Diensteanbieters erfolgen (Herkunftslandprinzip), wobei allerdings ein Verfahren für den Umgang mit
Situationen bestehen sollte, in denen Fernsehprogramme ganz oder größtenteils auf das Gebiet eines
Mitgliedstaats ausgerichtet sind, der nicht der Niederlassungsstaat des Fernsehveranstalters ist. Im Text
des Gemeinsamen Standpunkts (Artikel 3) wird das von der Kommission vorgeschlagene Verfahren wei-
ter ausgestaltet, indem eine erste Phase der „Zusammenarbeit“ eingeführt wird, in der die betroffenen
Mitgliedstaaten nach beiderseits zufrieden stellenden Lösungen suchen; anschließend können in einer
zweiten Phase (bei Vorliegen einer „Umgehung“) in bestimmten, genau definierten Fällen bindende Maß-
nahmen ergriffen werden. In dieser zweiten Phase, die mit einem gemeinschaftlichen Verfahren mit einer
Reihe von Auflagen verknüpft ist, soll die geltende Rechtsprechung des Gerichtshofs effektiv in Sekun-
därrecht überführt werden.

Bei der damit zusammenhängenden Frage des freien Dienstleistungsverkehrs und den von diesem
Grundsatz abweichenden Maßnahmen wird der rechtliche Status quo in Artikel 2a des Gemeinsamen
Standpunkts aufrechterhalten. Was die Abrufdienste betrifft, so stimmen die Bedingungen und Verfahren
für Abweichungen (aus einer Reihe von ordnungspolitischen Gründen, einschließlich des Jugendschut-
zes) genau mit denen der Richtlinie 2000/31/EG über den elektronischen Geschäftsverkehr überein.

iii) Ko- und Selbstregulierung (Artikel 3 Absatz 7 und Erwägungsgrund 36)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 36, 37, 78, 91

Der Gemeinsame Standpunkt trägt der wichtigen Rolle derartiger Maßnahmen des „weichen Rechts“
dadurch Rechnung, dass in Artikel 3 Absatz 7 die Mitgliedstaaten verpflichtet werden, Regelungen zur
Ko- und/oder Selbstregulierung in dem nach ihrem jeweiligen Rechtssystem zulässigen Maße zu fördern.

iv) Produktplatzierung (Artikel 1 Buchstabe m, Artikel 3 Buchstabe g, Erwägungsgründe 60 bis 63)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 56, 219, 61, 62, 72, 75, 76, 227, 133

Im Gemeinsamen Standpunkt wird der Grundsatz festgelegt, dass Produktplatzierung für alle Sendungen
untersagt ist, die nach Ablauf der Frist für die Umsetzung der Richtlinie produziert werden. Für
bestimmte Arten von Sendungen (Filme, Serien, Sportsendungen und Sendungen der leichten Unterhal-
tung) sind jedoch Abweichungen von diesem Grundsatz möglich, sofern bestimmte Voraussetzungen
erfüllt sind. Diese Abweichungen gelten automatisch, es sei denn, ein Mitgliedstaat beschließt, nicht von
ihnen Gebrauch zu machen. Ferner wurde die Verpflichtung hinzugefügt, eine Produktplatzierung zum
Zeitpunkt der Fortsetzung einer Sendung nach einer Werbeunterbrechung zu kennzeichnen, während in
Erwägungsgrund 63 auf den besonderen Fall der „Themenplatzierung“ eingegangen wird.

v) Weitere Werbevorschriften, einschließlich der auf Kinder abzielenden Werbung (Artikel 1 Buchsta-
ben h bis l, Artikel 3e, 3f, 10, 11, 18, 18a, 19 und 20, Erwägungsgründe 26, 52, 54 bis 59)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 28, 58, 59, 70, 71, 73, 74, 110, 189, 200, 112,
113, 114, 115, 116, 117, 225, 226, 120, 121, 122, 123, 124, 125, 134, 138, 228, 208, 202, 229,
143, 144

Der Gemeinsame Standpunkt folgt im Wesentlichen dem Grundgedanken des Kommissionsvorschlags,
wonach ein Sockel von „qualitativen“ Vorschriften zur audiovisuellen kommerziellen Kommunikation
auf alle audiovisuellen Mediendienste Anwendung findet, während die „quantitativen“ Vorschriften, die
nur für Fernsehprogramme gelten, gegenüber den Bestimmungen der geltenden Richtlinie vereinfacht
und gestrafft wurden, damit ein Regulierungsumfeld geschaffen wird, in dem das frei empfangbare Fern-
sehen weiterhin mit dem Abonnementfernsehen konkurrieren kann.

Im gemeinsamen Standpunkt wird ein zusätzlicher Schutz für Kinder gewährleistet. Nach Artikel 3e
Absatz 2 sind die Mitgliedstaaten und die Kommission verpflichtet, die Entwicklung von Verhaltenskodi-
zes für die auf Kinder abzielende Bewerbung ungesunder Lebensmittel („Junk Food“) zu fördern, und in
Artikel 11 Absatz 2 sind für Kindersendungen strengere quantitative Vorschriften für Sendungsunterbre-
chungen vorgesehen.
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vi) Kurzberichterstattung (Artikel 3k, Erwägungsgründe 38 bis 40)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 21, 218, 223, 224, 207, 97, 98

Die Kommission hat eine Bestimmung vorgeschlagen, um die nichtdiskriminierende Anwendung natio-
naler Systeme zu gewährleisten, mit denen dafür gesorgt werden soll, dass die Fernsehveranstalter zum
Zwecke der Kurzberichterstattung Zugang zu Ereignissen haben, die von großem öffentlichen Interesse
sind. Der Text des Gemeinsamen Standpunkts ist insofern ambitiöser, als er die Mitgliedstaaten dazu ver-
pflichtet, ein derartiges System einzurichten, so dass de facto ein gemeinschaftsweites Recht eingeführt
wird. Die wesentlichen Aspekte dieses Rechts werden durch den Text des Gemeinsamen Standpunkts
harmonisiert, während es im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip den Mitgliedstaaten überlassen
bleibt, die genauen Modalitäten und Bedingungen für die Anwendung dieses Rechts festzulegen.

vii) Regulierungsstellen (Artikel 23b, Erwägungsgründe 65 und 66)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 13, 63, 147, 148, 149

Der Text des Gemeinsamen Standpunkts spiegelt einen heiklen Kompromiss zwischen dem Europä-
ischen Parlament und dem Rat in dieser Frage wider. Im Mittelpunkt dieses Kompromisses steht der
neue Artikel 23b über Zusammenarbeit und Informationsaustausch.

viii) Schutz von Minderjährigen (Artikel 3h, Erwägungsgründe 44 bis 47)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 46, 47, 100, 101, 103, 14, 105, 145, 146

Die geltenden Vorschriften über die Ausübung der Fernsehtätigkeit bleiben im Gemeinsamen Stand-
punkt unberührt, werden allerdings um eine Verpflichtung in Bezug auf audiovisuelle Mediendienste auf
Abruf ergänzt. Dieser Verpflichtung zufolge ist der Schutz von Minderjährigen dadurch zu gewährleis-
ten, dass diese üblicherweise nicht auf Dienste zugreifen können, die ihre körperliche, geistige oder sittli-
che Entwicklung ernsthaft beeinträchtigen könnten. In den Erwägungsgründen werden Filtersysteme und
PIN-Codes als Beispiele für in Frage kommende Schutzmaßnahmen genannt. Ferner wird in den Erwä-
gungsgründen auf die Empfehlung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember
2006 über den Schutz Minderjähriger und den Schutz der Menschenwürde und über das Recht auf
Gegendarstellung hingewiesen.

ix) Europäische Werke (Artikel 3i und Erwägungsgründe 48 bis 50)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 49, 214, 52, 53, 108, 109, 137, 150

Die Bestimmungen der geltenden Richtlinie über die Ausübung der Fernsehtätigkeit werden durch den
Gemeinsamen Standpunkt nicht berührt, obschon in Erwägungsgrund 49 hinsichtlich der „unabhängi-
gen Hersteller“ an den Inhalt von Erwägungsgrund 31 der früheren Überarbeitung (Richtlinie 97/36/EG)
erinnert wird. Hinsichtlich der audiovisuellen Mediendienste auf Abruf besteht für Mediendiensteanbieter
allerdings eine neue Verpflichtung zur Förderung der Produktion europäischer Werke und des Zugangs
hierzu.

x) Zugang Behinderter zu den Diensten (Artikel 3c)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 43, 65, 135

Im Gemeinsamen Standpunkt wird den Mitgliedstaaten die Verpflichtung auferlegt, die Diensteanbieter
darin zu bestärken, ihre Dienste schrittweise für Hörgeschädigte und Sehbehinderte zugänglich zu
machen.

xi) Medienkompetenz (Artikel 26, Erwägungsgrund 37)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 5, 8, 39, 45, 54, 93, 150

In Erwägungsgrund 37 wird die entscheidende Bedeutung der Medienkompetenz herausgestellt und fer-
ner an die Empfehlung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 erinnert,
die wesentliche Aussagen zur Medienkompetenz enthält. Gemäß Artikel 26 ist die Kommission nun ver-
pflichtet, im Rahmen ihrer Berichterstattungspflichten und bei Entscheidungen über künftige Vorschläge
zur Anpassung der Richtlinie besonderes Augenmerk auf das Niveau der Medienkompetenz in den Mit-
gliedstaaten zu richten.
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xii) Recht auf Gegendarstellung (Erwägungsgrund 53)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 55, 136

Die geltenden Verpflichtungen im Zusammenhang mit Fernsehsendungen (Artikel 23) bleiben unbe-
rührt. In Erwägungsgrund 53 wird ausgeführt, dass das Recht auf Gegendarstellung auch als Rechtsmit-
tel im Online-Umfeld angewandt werden könnte, und es wird auf die Empfehlung über den Schutz Min-
derjähriger und den Schutz der Menschenwürde und über das Recht auf Gegendarstellung hingewiesen.

III. FAZIT

Im Gemeinsamen Standpunkt, dem Ergebnis informeller Verhandlungen zwischen dem Europäischen
Parlament, dem Rat und der Kommission, werden der Ansatz und der Rechtsrahmen, die von der Kom-
mission vorgeschlagen wurden, um die Regulierung des audiovisuellen Sektors an die Veränderungen
des Marktes und der Technologien anzupassen, aufrechterhalten. Hinsichtlich des Anwendungsbereichs
der Richtlinie und der die Rechtshoheit betreffenden Vorschriften sind wichtige Präzisierungen erfolgt,
und es wurden weitere wichtige Anpassungen vorgenommen, die unter anderem heikle Fragen wie etwa
die Produktplatzierung, die Werbung (insbesondere die Werbung für Kinder), die Auszüge für die Kurz-
berichterstattung, die Regulierungsstellen und den Zugang Behinderter zu den Diensten betreffen.
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GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 19/2007

vom Rat festgelegt am 8. November 2007

im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie 2007/…/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom … zur Änderung der Richtlinie 97/67/EG im Hinblick auf die Vollendung des Binnenmarktes

für Postdienste in der Gemeinschaft

(2007/C 307 E/02)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2, Artikel 55
und Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In seiner Entschließung vom 7. Februar 1994 über die
Entwicklung der Postdienste in der Gemeinschaft (4) hat
der Rat erklärt, dass eines der Hauptziele der Gemein-
schaftspolitik im Bereich der Postdienste darin besteht,
die stufenweise und kontrollierte Öffnung des Postmark-
tes für den Wettbewerb und eine dauerhafte Garantie der
Bereitstellung des Universaldienstes miteinander in Ein-
klang zu bringen.

(2) Mit der Richtlinie 97/67/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 15. Dezember 1997 über gemein-
same Vorschriften für die Entwicklung des Binnenmarktes
für Postdienste in der Gemeinschaft und die Verbesserung
der Dienstequalität (5) wurde ein Rechtsrahmen für den
Postsektor in der Gemeinschaft geschaffen, der unter
anderem Vorschriften umfasst, die einen Universaldienst
garantieren, und bei den Postdiensten Höchstgrenzen für
den Bereich festlegt, den die Mitgliedstaaten für ihre(n)
Universaldiensteanbieter reservieren können, um den Uni-
versaldienst aufrechtzuerhalten, die schrittweise und
zunehmend verringert werden sollen, und der ferner
einen Zeitplan für Beschlüsse über eine weitere Öffnung
des Marktes für den Wettbewerb festlegt, damit ein Bin-
nenmarkt für Postdienste entsteht.

(3) In Artikel 16 des Vertrags wird auf den Stellenwert ver-
wiesen, den Dienste von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse innerhalb der gemeinsamen Werte der Europä-
ischen Union einnehmen, sowie auf ihre Bedeutung bei
der Förderung des sozialen und territorialen Zusammen-
halts. Wie es darin weiter heißt, ist dafür Sorge zu tragen,
dass die Grundsätze und Bedingungen für das Funktionie-

ren dieser Dienste so gestaltet sind, dass sie ihren Aufga-
ben nachkommen können.

(4) Die positive Rolle der Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse wurde durch das Eurobarome-
ter Spezial 219 vom Oktober 2005 hervorgehoben, aus
dem sich ergibt, dass die Postdienste mit einer Zufrieden-
heitsrate von 77 % diejenige Dienstleistung von allgemei-
nem wirtschaftlichem Interesse darstellen, die nach Anga-
ben von Nutzern in der Europäischen Union am meisten
geschätzt wird.

(5) Da die Postdienste ein wesentliches Instrument für Kom-
munikation und Informationsaustausch darstellen, spielen
sie eine grundlegende Rolle im Rahmen der Zielsetzun-
gen des sozialen, wirtschaftlichen und territorialen
Zusammenhalts in der Union. Die Postnetze haben eine
wichtige territoriale und soziale Dimension, indem sie
einen universalen Zugang zu grundlegenden lokalen
Dienstleistungen ermöglichen.

(6) Die Maßnahmen im Bereich der Postdienste sollten so
angelegt sein, dass die Aufgaben der Gemeinschaft gemäß
Artikel 2 des Vertrags, d. h. in der ganzen Gemeinschaft
eine harmonische, ausgewogene und nachhaltige Entwick-
lung des Wirtschaftslebens, ein hohes Beschäftigungsni-
veau und ein hohes Maß an sozialem Schutz, ein bestän-
diges, nichtinflationäres Wachstum, einen hohen Grad
von Wettbewerbsfähigkeit und Konvergenz der Wirt-
schaftsleistungen, die Hebung der Lebenshaltung und der
Lebensqualität, den wirtschaftlichen und sozialen Zusam-
menhalt und die Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten
zu fördern, erfüllt werden können.

(7) Die europäischen Postmärkte haben in den letzten Jahren
dramatische Veränderungen erfahren, eine Entwicklung,
die durch technologische Fortschritte und verstärkten
Wettbewerb aufgrund der Deregulierung vorangetrieben
wurde. Angesichts der Globalisierung ist es entscheidend,
einen proaktiven und die Entwicklung fördernden Ansatz
zu verfolgen, um die Unionsbürger nicht des Nutzens sol-
cher Veränderungen zu berauben.

(8) In seinen Schlussfolgerungen zur Halbzeitbilanz der
Strategie von Lissabon verwies der Europäische Rat vom
22. und 23. März 2005 erneut auf die Bedeutung der
Vollendung des Binnenmarktes als Instrument zur Förde-
rung des Wachstums und zur Schaffung von mehr und
besseren Arbeitsplätzen und unterstrich die Bedeutung
effizienter Dienste von allgemeinem wirtschaftlichem In-
teresse für eine wettbewerbsfähige und dynamische Wirt-
schaft. Diese Schlussfolgerungen gelten auch für die Post-
dienste als zentrales Instrument für Kommunikation,
Handel sowie die Sicherung des sozialen und territorialen
Zusammenhalts.
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(9) In seiner Entschließung vom 2. Februar 2006 zur
Anwendung der Postrichtlinie (1) hob das Europäische
Parlament die gesellschaftliche und wirtschaftliche Bedeu-
tung effizienter Postdienste und ihre wichtige Rolle im
Rahmen der Strategie von Lissabon hervor und wies
darauf hin, dass die bisherigen Reformmaßnahmen erheb-
liche Verbesserungen für den Postsektor gebracht haben,
unter anderem höhere Qualität, mehr Effizienz und bes-
sere Nutzerorientiertheit. Das Europäische Parlament for-
derte die Kommission in seiner Entschließung angesichts
teilweise deutlich divergierender Entwicklungen in den
Mitgliedstaaten bezüglich der Universaldienstpflichten
auf, sich bei der Erstellung ihrer Prospektivstudie insbe-
sondere auf die Qualität der Erbringung des Universal-
dienstes und auf die künftige Finanzierung zu konzentrie-
ren und im Zusammenhang mit dieser Studie einen Vor-
schlag hinsichtlich der Definition, des Anwendungsbe-
reichs und einer angemessenen Finanzierung des Univer-
saldienstes zu unterbreiten.

(10) Gemäß der Richtlinie 97/67/EG wurden in einer Prospek-
tivstudie für jeden Mitgliedstaat die Auswirkungen der
Vollendung des Binnenmarktes für Postdienste im Jahre
2009 auf den Universaldienst bewertet. Die Kommission
hat ferner die Lage im Postsektor der Gemeinschaft
gründlich überprüft; unter anderem hat sie Studien in
Auftrag gegeben, um die wirtschaftlichen, sozialen und
technischen Entwicklungen in dem Sektor zu untersu-
chen; sie hat zudem intensive Konsultationen mit den
Interessengruppen durchgeführt.

(11) Der Prospektivstudie zufolge kann das grundlegende Ziel
der dauerhaft garantierten Bereitstellung des Universal-
dienstes in der von den Mitgliedstaaten gemäß der Richt-
linie 97/67/EG festgelegten Qualität bis 2009 in der
gesamten Gemeinschaft ohne die Notwendigkeit eines
reservierten Bereichs erreicht werden.

(12) Die schrittweise und zunehmende Liberalisierung des
Postmarktes hat den Universaldiensteanbietern ausrei-
chend Zeit für die notwendigen Modernisierungs- und
Umstrukturierungsmaßnahmen gelassen, um unter den
neuen Marktbedingungen ihre wirtschaftliche Lebensfä-
higkeit langfristig zu gewährleisten, und hat es den Mit-
gliedstaaten ermöglicht, ihre Regulierungssysteme an ein
offeneres Umfeld anzupassen. Überdies können die Mit-
gliedstaaten die Übergangsfrist sowie den für die Einfüh-
rung des effektiven Wettbewerbs erforderlichen langen
Zeitraum nutzen, um bei Bedarf weitere Modernisierungs-
und Umstrukturierungsmaßnahmen auf Ebene der Uni-
versaldiensteanbieter durchzuführen.

(13) Die Prospektivstudie hat ergeben, dass die Finanzierung
des Universaldienstes nicht mehr vorzugsweise durch
einen reservierten Bereich gewährleistet werden sollte.
Diese Bewertung berücksichtigt das Interesse der Gemein-
schaft und ihrer Mitgliedstaaten an der Vollendung des
Binnenmarktes und seinem Potenzial für Wachstum und
Beschäftigung sowie an der Gewährleistung der Verfüg-
barkeit eines effizienten Dienstes von allgemeinem wirt-
schaftlichem Interesse für alle Nutzer. Daher sollte das
endgültige Datum für die Vollendung des Binnenmarktes
für Postdienste bestätigt werden.

(14) Es gibt im Postsektor eine Reihe von Katalysatoren für
Veränderungen, insbesondere die Nachfrage und die sich
wandelnden Anforderungen der Nutzer, organisatorische

Veränderungen, die Automatisierung und die Einführung
neuer Technologien, die Ablösung konventioneller durch
elektronische Kommunikationsmittel und die Öffnung
des Marktes. Um im Wettbewerb bestehen und den neuen
Bedürfnissen der Verbraucher entsprechen zu können
und um neue Finanzierungsquellen zu erschließen, kön-
nen die Erbringer von Postdiensten ihre Tätigkeiten diver-
sifizieren, indem sie Dienste des elektronischen Geschäfts-
verkehrs oder andere Dienste im Rahmen der Informa-
tionsgesellschaft anbieten.

(15) Anbieter von Postdiensten, einschließlich der benannten
Universaldiensteanbieter, werden durch aus dem Wettbe-
werb erwachsende neue Herausforderungen (wie Digitali-
sierung und elektronische Kommunikation), die sich von
den traditionellen Postdiensten unterscheiden, dazu ange-
spornt, ihre Effizienz zu steigern, was von sich aus zu
einer bedeutenden Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit
beiträgt.

(16) Eine vollständige Marktöffnung wird zur Erweiterung des
Gesamtumfangs der Postmärkte beitragen: Sie wird auch
die Erhaltung dauerhafter und qualifizierter Arbeitsplätze
bei den Universaldiensteanbietern und die Schaffung
neuer Arbeitsplätze bei anderen Betreibern, neuen Markt-
teilnehmern sowie in den Wirtschaftszweigen im Umfeld
des Postsektors erleichtern. Diese Richtlinie berührt nicht
die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten für die Regulierung
der Beschäftigungsbedingungen im Sektor der Post-
dienste, was jedoch nicht zu unlauterem Wettbewerb füh-
ren sollte. Sozialen Überlegungen sollte bei der Vorberei-
tung der Öffnung des Postmarktes gebührend Rechnung
getragen werden.

(17) Transportleistungen allein sollten nicht als Postdienste
gelten. Direktwerbung, die allein aus Anzeigen-, Marke-
ting- oder Werbematerial besteht und, von Namen,
Anschrift und Kennnummer des Empfängers abgesehen,
eine identische Mitteilung enthält, kann als Briefsendung
angesehen werden.

(18) Größere Wettbewerbsfähigkeit sollte es außerdem ermög-
lichen, dass der Postsektor in alternative Kommunika-
tionsmethoden einbezogen wird und dass den immer
anspruchsvolleren Kunden ein Dienst in besserer Qualität
geboten werden kann.

(19) Im ländlichen Raum, unter anderem in Berg- und Inselre-
gionen, spielt das Postnetz bei der Integration von Unter-
nehmen in die nationale/globale Wirtschaft und bei der
Bewahrung des Zusammenhalts in Bezug auf soziale und
beschäftigungsrelevante Fragen eine grundlegende Rolle.
Außerdem können die ländlichen Poststellen in entlege-
nen Regionen ein wichtiges Netz an Infrastrukturen für
den Zugang zu neuen elektronischen Kommunikations-
diensten bieten.

(20) Die Entwicklungen auf den angrenzenden Kommunika-
tionsmärkten haben unterschiedliche Auswirkungen auf
die verschiedenen Regionen der Gemeinschaft, auf die
verschiedenen Bevölkerungsgruppen und auf die Nutzung
der Postdienste gehabt. Der territoriale und soziale
Zusammenhalt sollte gewahrt bleiben, und in Anbetracht
der Möglichkeit, dass einige Mitgliedstaaten von der
in der Richtlinie 97/67/EG vorgesehenen Flexibilität
Gebrauch machen und spezifische Merkmale des Dienstes
lokalen Anforderungen anpassen könnten, sollten der
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Universaldienst und die in der Richtlinie 97/67/EG festge-
legten entsprechenden Qualitätsanforderungen in vollem
Umfang aufrechterhalten werden. Es sollte klargestellt
werden, dass die Mitgliedstaaten entsprechend der gängi-
gen Praxis die Abholung und Zustellung von Postsendun-
gen nur an den Werktagen sicherstellen sollten, die nicht
gemäß den nationalen Rechtsvorschriften als Feiertage
ausgewiesen sind. Um sicherzustellen, dass die Öffnung
des Marktes auch weiterhin allen Nutzern zugute kommt,
insbesondere den Verbrauchern sowie kleinen und mittle-
ren Unternehmen, sollten die Mitgliedstaaten die Markt-
entwicklungen beobachten und überwachen. Sie sollten
geeignete Regulierungsmaßnahmen treffen, die im Rah-
men der Richtlinie 97/67/EG zur Verfügung stehen, um
sicherzustellen, dass die Zugänglichkeit der Postdienste
auch weiterhin den Anforderungen der Nutzer entspricht,
bei Bedarf auch ein Minimum von Diensten an einem be-
stimmten Zugangspunkt gewährleistet wird, und es insbe-
sondere eine angemessene Dichte der Zugangspunkte zu
Postdiensten in ländlichen und entlegenen Regionen gibt.

(21) Der Universaldienst gewährleistet grundsätzlich eine
Abholung und eine Zustellung zu der Wohnadresse oder
den Geschäftsräumen jeder natürlichen oder juristischen
Person an jedem Werktag selbst in abgelegenen oder
dünn besiedelten Gebieten.

(22) Die Bereitstellung von qualitativ hochwertigen Postdiens-
ten trägt wesentlich zur Erreichung des Zieles des sozia-
len und territorialen Zusammenhalts bei. Der elektroni-
sche Geschäftsverkehr bietet insbesondere entlegenen und
dünn besiedelten Gebieten neue Möglichkeiten, um am
Wirtschaftsleben teilzunehmen, wofür die Bereitstellung
von guten Postdiensten eine wichtige Voraussetzung ist.

(23) In der Richtlinie 97/67/EG wird für die Bereitstellung des
Universaldienstes der Benennung von Universaldienstean-
bietern der Vorzug gegeben. Die Mitgliedstaaten können
verlangen, dass der Universaldienst auf dem gesamten
Hoheitsgebiet angeboten wird. Ein stärkerer Wettbewerb
und eine breiterer Angebotbedeutet, dass die Mitgliedstaa-
ten mehr Flexibilität bei der Auswahl des effizientesten
und angemessensten Mechanismus für die Gewährleis-
tung der Verfügbarkeit des Universaldienstes haben soll-
ten, wobei allerdings die Grundsätze der Objektivität,
Transparenz, Nichtdiskriminierung, Verhältnismäßigkeit
und geringstmöglichen Marktverzerrung beachtet werden
sollten, um eine freie Bereitstellung der Postdienste im
Binnenmarkt gewährleisten zu können. Die Mitgliedstaa-
ten können sich für eine der folgenden Optionen oder
eine Kombination aus ihnen entscheiden: die Bereitstel-
lung des Universaldienstes auf der Grundlage der Markt-
kräfte, die Benennung eines oder mehrerer Unternehmen
für die Bereitstellung der verschiedenen Komponenten
des Universaldienstes oder die Abdeckung verschiedener
Teile ihres Hoheitsgebietes sowie öffentliche Ausschrei-
bung der Dienstleistungen.

Für den Fall, dass sich ein Mitgliedstaat für die Benennung
eines oder mehrerer Unternehmen für die Bereitstellung
des Universaldienstes bzw. für die Bereitstellung der ver-
schiedenen Komponenten des Universaldienstes entschei-
det, muss gewährleistet sein, dass die Qualitätsanforde-
rungen an den Universaldienst auch in transparenter und
verhältnismäßiger Weise an die Universaldiensteanbieter
gestellt werden. Benennt ein Mitgliedstaat mehrere Unter-
nehmen, so sollte er gewährleisten, dass es keine Über-
schneidungen bei den Universaldienstverpflichtungen
gibt.

(24) Es ist wichtig, dass die Nutzer umfassend über die ange-
botenen Leistungen des Universaldienstes unterrichtet
werden, und dass die Postdiensteanbieter über die Rechte
und Pflichten des/der Universaldiensteanbieter(s) kennen.
Die Mitgliedstaaten sollten gewährleisten, dass die Nutzer
über die Merkmale und die Zugänglichkeit der angebote-
nen Dienstleistungen stets umfassend unterrichtet wer-
den. Die Mitgliedstaaten sollten gewährleisten, dass alle
diese Informationen zugänglich gemacht werden. In
Übereinstimmung mit der den Mitgliedstaaten eingeräum-
ten größeren Flexibilität bei der Gewährleistung der
Bereitstellung des Universaldienstes auf andere Weise als
durch Benennung des/der Universaldiensteanbieter(s) soll-
ten die Mitgliedstaaten mehr Flexibilität bei der Entschei-
dung erhalten, wie diese Informationen der Öffentlichkeit
zur Verfügung gestellt werden.

(25) Aufgrund der Ergebnisse der Studien und mit Blick auf
die Erschließung des vollen Potenzials des Binnenmarktes
für Postdienste sollte das Instrument des reservierten
Bereichs und der besonderen Rechte zur Sicherung der
Finanzierung des Universaldienstes nicht mehr zugelassen
werden.

(26) In einigen Mitgliedstaaten kann noch eine externe Finan-
zierung der restlichen Nettokosten des Universaldienstes
erforderlich sein. Daher sollte genau festgelegt werden,
welche Optionen für die Finanzierung des Universaldiens-
tes möglich sind, soweit dies notwendig und angemessen
gerechtfertigt ist, wobei die Entscheidung über die jeweils
verwendeten Finanzierungsmechanismen den Mitglied-
staaten überlassen werden sollte. Zu diesen Optionen
gehören die öffentliche Ausschreibungen, einschließlich
wettbewerblicher Dialog und Verhandlungsverfahren mit
oder ohne Veröffentlichung einer Bekanntmachung
gemäß den Richtlinien über das öffentliche Beschaffungs-
wesen, und — wenn die Universaldienstverpflichtungen
zu Nettokosten für den Universaldienst führen, die eine
unverhältnismäßige Belastung für den benannten Univer-
saldiensteanbieter darstellen — öffentliche Ausgleichsleis-
tungen und transparente Kostenteilung zwischen den
Diensteanbietern und/oder Nutzern in Form von Beiträ-
gen zu einem Ausgleichsfonds. Die Mitgliedstaaten kön-
nen andere vom Gemeinschaftsrecht vorgesehene Finan-
zierungsmodelle festlegen, so zum Beispiel erforderlichen-
falls die Möglichkeit, dass die Gewinne aus anderen Tätig-
keiten des/der Universaldiensteanbieter(s) außerhalb des
Universaldienstes ganz oder teilweise zur Finanzierung
der Nettokosten des Universaldienstes herangezogen wer-
den, sofern dies mit dem Vertrag in Einklang steht. Unbe-
schadet der Pflicht der Mitgliedstaaten, die für staatliche
Beihilfen geltenden Regelungen des Vertrags, einschließ-
lich der besonderen Meldepflichten in diesem Zusam-
menhang, einzuhalten, sollten die Mitgliedstaaten die
Kommission über die Finanzierungsmechanismen unter-
richten, die zur Deckung aller Nettokosten des Universal-
dienstes verwendet werden und die in dem regelmäßigen
Bericht wiedergegeben werden sollten, den die Kommis-
sion dem Europäischen Parlament und dem Rat über die
Anwendung der Richtlinie 97/67/EG vorlegen sollte.

(27) Postdiensteanbieter können gehalten sein, zur Finanzie-
rung des Universaldienstes beizutragen, wenn ein Aus-
gleichsfonds vorgesehen ist. Bei der Entscheidung darüber,
welche Unternehmen für Beiträge zu einem Ausgleichs-
fonds herangezogen werden, sollten die Mitgliedstaaten
prüfen, ob die von diesen Unternehmen angebotenen
Dienstleistungen vom Standpunkt der Nutzer als Dienste,
die unter den Universaldienst fallen, gelten können, da sie
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einen ausreichenden Grad an Austauschbarkeit mit dem
Universaldienst aufweisen, wobei die Merkmale dieser
Dienstleistungen, einschließlich Mehrwertaspekte, sowie
ihre vorgesehene Nutzung und die Preisgestaltung zu
berücksichtigen sind. Diese Dienste müssen nicht not-
wendigerweise alle Merkmale des Universaldienstes auf-
weisen, z. B. tägliche Zustellung oder vollständige Abde-
ckung des Hoheitsgebiets.

(28) Um sich bei der Bestimmung des Beitrags zu den Kosten
der Universaldiensterbringung in einem Mitgliedstaat, der
von diesen Unternehmen verlangt wird, an den Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit zu halten, sollten die Mit-
gliedstaaten transparente und nicht diskriminierende Kri-
terien wie z. B. den Anteil dieser Unternehmen an den
Aktivitäten, die in den Bereich des Universaldienstes fal-
len, verwenden. Die Mitgliedstaaten können von Anbie-
tern, die für Beiträge zu einem Ausgleichsfonds herange-
zogen werden, verlangen, dass sie eine geeignete Form
der getrennten Rechnungslegung einführen, damit das
Funktionieren des Fonds sichergestellt ist.

(29) Die bereits jetzt in der Richtlinie 97/67/EG verankerten
Grundsätze der Transparenz, der Nichtdiskriminierung
und der Verhältnismäßigkeit sollten auch weiterhin für
jeden Finanzierungsmechanismus gelten, und jede Ent-
scheidung in diesem Bereich sollte auf der Grundlage
transparenter, objektiver und nachvollziehbarer Kriterien
erfolgen. Insbesondere sollten die Nettokosten des Univer-
saldienstes unter der Aufsicht der nationalen Regulie-
rungsbehörde berechnet werden, und zwar als Differenz
zwischen den Nettokosten der Tätigkeit eines benannten
Universaldiensteanbieters mit Universaldienstverpflichtun-
gen und ohne Universaldienstverpflichtungen. Bei der
Berechnung sollten alle sonstigen relevanten Elemente,
einschließlich der einem für die Erbringung des Universal-
dienstes benannten Postdiensteanbieter entstehenden
marktrelevanten Vorteile, des Anspruchs auf einen
angemessenen Gewinn sowie der Anreize für Kosteneffi-
zienz, berücksichtigt werden.

(30) Beschließt ein Mitgliedstaat, der Öffentlichkeit in seinem
Hoheitsgebiet Zusatz- oder Ergänzungsdienste, die nicht
mit den Universaldienstverpflichtungen nach dieser Richt-
linie in Zusammenhang stehen, zugänglich zu machen,
wie die Zustellung von Renten und Postanweisungen in
ländlichen Gebieten, so sollten diese Dienste keinem Aus-
gleichsmechanismus unterworfen werden, der Beiträge
spezifischer Unternehmen erfordert. Gegebenenfalls kön-
nen die Mitgliedstaaten im Einklang mit den Bestimmun-
gen des Vertrags über staatliche Beihilfen Finanzhilfen für
solche Zusatz- oder Ergänzungsdienste gewähren. Außer
bei Universaldiensteanbietern dürfen Genehmigungen
nicht an die Verpflichtung geknüpft werden, derartige
Zusatzdienste anzubieten.

(31) Es ist zweckmäßig, Mitgliedstaaten, die der Union nach
Inkrafttreten der Richtlinie 2002/39/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 10. Juni 2002 zur Ände-
rung der Richtlinie 97/67/EG im Hinblick auf die weite-
re Liberalisierung des Marktes für Postdienste in der
Gemeinschaft (1) beigetreten sind und die möglicherweise
besondere Schwierigkeiten bei der reibungslosen Anpas-
sung ihrer Postmärkte hatten, weil sie sich der Reform
der Postdienste in einem späten Stadium angeschlossen
haben, und bestimmten Mitgliedstaaten mit geringer
Bevölkerungszahl und kleiner geografischer Fläche, die

spezifische Merkmale im Bereich der Postdienste aufwei-
sen, oder mit besonders schwierigen Reliefbedingungen,
insbesondere denjenigen mit sehr vielen Inseln, die Mög-
lichkeit einzuräumen, die Umsetzung der Richtlinie um
einen begrenzten Zeitraum zu verschieben, damit
bestimmte Dienste weiterhin für ihre Universaldienstean-
bieter reserviert bleiben, vorausgesetzt, dass sie die Kom-
mission davon unterrichten. Angesichts der Tatsache, dass
es sich bei dieser Möglichkeit um eine Ausnahmeregelung
handelt, ist es ebenfalls zweckmäßig, denjenigen Mitglied-
staaten, die ihre Märkte vollständig liberalisiert haben,
innerhalb dieses begrenzten Zeitraums und für eine
beschränkte Anzahl von Dienstleistungen zu gestatten,
Monopolbetrieben, die in einem anderen Mitgliedstaat
tätig sind, die Genehmigung, in ihrem eigenen Hoheitsge-
biet tätig zu werden, zu verweigern.

(32) Die Kommission sollte den Mitgliedstaaten Unterstützung
bei den verschiedenen Aspekten der Umsetzung dieser
Richtlinie gewähren, einschließlich zur Berechnung aller
Nettokosten. Ferner sollte die Zusammenarbeit zwischen
den nationalen Regulierungsbehörden bei der weiteren
Entwicklung von Leistungsvorgaben und Leitlinien in die-
sem Bereich zur harmonisierten Anwendung dieser Richt-
linie beitragen.

(33) Die Mitgliedstaaten sollten die Möglichkeit erhalten, All-
gemein- und Einzelgenehmigungen zu erteilen, wenn dies
im Verhältnis zum verfolgten Ziel gerechtfertigt und
angemessen ist. Wie im dritten Bericht über die Anwen-
dung der Richtlinie 97/67/EG betont wird, könnte jedoch
eine weitere Harmonisierung der zulässigen Bedingungen
notwendig sein, um ungerechtfertigte Hemmnisse für die
Bereitstellung der Dienstleistungen im Binnenmarkt zu
beseitigen. In diesem Zusammenhang können die Mit-
gliedstaaten es z. B. Postdiensteanbietern gestatten, zwi-
schen der Verpflichtung zur Erbringung eines Dienstes
und einem finanziellen Beitrag zu den Kosten dieses
Dienstes, der von einem anderen Anbieter erbracht wird,
zu wählen, es sollte den Mitgliedstaaten jedoch nicht
mehr gestattet werden, gleichzeitig einen Beitrag zu
einem Ausgleichsmechanismus zu verlangen und Univer-
saldienst- oder Qualitätsverpflichtungen aufzuerlegen, da
beide Auflagen dem gleichen Zweck dienen sollen. Auch
sollte deutlich gemacht werden, dass einige der Bestim-
mungen über Allgemein- und Einzelgenehmigungen nicht
für die benannten Anbieter des Universaldienstes gelten
sollten.

(34) Erbringen mehrere Postunternehmen Dienstleistungen
im Bereich des Universaldienstes, so sollte von allen Mit-
gliedstaaten verlangt werden, dass sie prüfen, ob bes-
timmte Komponenten der postalischen Infrastruktur oder
bestimmte Dienstleistungen, für die in der Regel die
Anbieter des Universaldienstes zuständig sind, anderen
Betreibern mit einem ähnlichen Diensteangebot zugäng-
lich gemacht werden sollten, um einen effektiven Wettbe-
werb zu gewährleisten und/oder alle Nutzer durch Sicher-
stellung der Gesamtqualität des Postdienstes zu schützen.
Gibt es mehrere Universaldiensteanbieter mit regionalen
Postnetzen, so sollten die Mitgliedstaaten außerdem ihre
Interoperabilität prüfen und erforderlichenfalls sicherstel-
len, um Hindernisse für die rasche Beförderung von Post-
sendungen zu vermeiden. Da Rechtslage und Marktsitua-
tion dieser Komponenten oder Dienste in den einzelnen
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Mitgliedstaaten unterschiedlich sind, sollten von den Mit-
gliedstaaten nur sachlich fundierte Entscheidungen über
Notwendigkeit, Umfang und Wahl des Regulierungsins-
truments sowie gegebenenfalls eine Aufteilung der Kosten
verlangt werden. Diese Bestimmung sollten das Recht der
Mitgliedstaaten, Maßnahmen zu treffen, um den Zugang
zum Postnetz unter transparenten und nichtdiskriminie-
renden Bedingungen sicherzustellen nicht berühren.

(35) Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass Postdiens-
teanbieter bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
gemäß der Richtlinie 97/67/EG die gemeinschaftlichen
und nationalen Bestimmungen über den Schutz perso-
nenbezogener Daten anwenden, insbesondere die Bestim-
mungen der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten und zum freien Datenverkehr (1).

(36) Die Bestimmungen dieser Richtlinie sollten die nationalen
Vorschriften über die Bedingungen für Enteignungen zum
Zwecke der Erbringung des Universaldienstes nicht
berühren.

(37) In Anbetracht der Bedeutung der Postdienste für Blinde
und Sehbehinderte als Kunden sollte bekräftigt werden,
dass die Öffnung des Marktes die Fortführung bestimmter
kostenloser Dienste, die in den Mitgliedstaaten für Blinde
und Sehbehinderte gemäß den geltenden internationalen
Verpflichtungen eingeführt wurden, durch den (die) Uni-
versaldiensteanbieter nicht einschränken sollte.

(38) Unter Wettbewerbsbedingungen ist es sowohl für das
finanzielle Gleichgewicht des Universaldienstes als auch
für die Begrenzung von Markthemmnissen wichtig, von
dem Grundsatz, dass Preise die normalen wirtschaftlichen
Bedingungen und Kosten widerspiegeln, nur zum Schutz
des öffentlichen Interesses abzuweichen. Dieses Ziel sollte
erreicht werden, indem es den Mitgliedstaaten gestattet
bleibt, Einheitstarife für Sendungen zum Einzelsendungs-
tarif, die von Verbrauchern — einschließlich kleiner und
mittlerer Unternehmen — am meisten genutzte Dienst-
ekategorie, anzuwenden. Die Mitgliedstaaten können auch
Einheitstarife für bestimmte andere Postsendungen wie
z. B. Zeitungen und Bücher aufrechterhalten, weil dies im
Allgemeinen öffentlichen Interesse liegt, z. B. Zugang zu
kulturellen Inhalten, Gewährleistung der Teilhabe in einer
demokratischen Gesellschaft (Pressefreiheit), regionaler
und sozialer Zusammenhalt.

(39) Für Dienstleistungen, die von Universaldiensteanbietern
für alle Nutzer, einschließlich Unternehmen, Massenver-
sendern und Konsolidierern von Postsendungen von ver-
schiedenen Kunden erbracht werden, können flexiblere
Preise im Einklang mit dem Grundsatz der Kostenorien-
tierung gelten. Die Tarife sollten den im Vergleich zum
kompletten Standarddienst — einschließlich Einsammeln,
Sortierung, Transport und Zustellung einzelner Sendun-
gen — eingesparten Kosten Rechnung tragen.

(40) Angesichts der spezifischen nationalen Umstände bei der
Regulierung der Voraussetzungen für die Tätigkeit des
etablierten Universaldiensteanbieters unter Wettbewerbs-
bedingungen sollte es den Mitgliedstaaten freigestellt blei-
ben, über den besten Weg zur Überwachung von Quer-
subventionen zu entscheiden.

(41) Mit Blick auf den Übergang zu einem voll für den Wett-
bewerb geöffneten Markt und um sicherzustellen, dass
Quersubventionen den Wettbewerb nicht beeinträchtigen,
sollten die Mitgliedstaaten weiterhin verpflichtet sein, von
den Universaldiensteanbietern eine getrennte, transpa-
rente Rechnungslegung zu verlangen, vorbehaltlich not-
wendiger Anpassungen.

Diese Verpflichtung sollte bewirken, dass die nationalen
Regulierungsbehörden, Wettbewerbsbehörden und die
Kommission die notwendigen Informationen erhalten,
um Entscheidungen über den Universaldienst zu treffen
und die Einhaltung fairer Marktbedingungen zu überwa-
chen, bis der Wettbewerb endgültig eingeführt ist. Die
Fortsetzung der Zusammenarbeit zwischen den nationa-
len Regulierungsbehörden bei der Entwicklung von Leis-
tungsvorgaben und Leitlinien in diesem Bereich sollte zur
harmonisierten Anwendung dieser Vorschriften beitragen.

Aufgrund dieser getrennten Rechnungslegung und Trans-
parenz sollten den Mitgliedstaaten und ihren nationalen
Regulierungsbehörden ausreichend aufgeschlüsselte Infor-
mationen zur Kostenrechnung zur Verfügung stehen,
anhand deren:

— Beschlüsse im Zusammenhang mit dem Universal-
dienst gefasst werden können,

— ermittelt werden kann, ob die Universaldienstver-
pflichtungen zu Nettokosten führen und eine unver-
hältnismäßige finanzielle Belastung für den/die Uni-
versaldiensteanbieter darstellen,

— sichergestellt werden kann, dass die Tarife im Univer-
saldienst die in dieser Richtlinie aufgestellten Tarifie-
rungsgrundsätze beachten,

— die Beachtung der in dieser Richtlinie aufgestellten
Grundsätze für die Endvergütungen sichergestellt wer-
den kann,

— die Einhaltung fairer Marktbedingungen überwacht
werden kann, bis der Wettbewerb endgültig einge-
führt ist.

(42) Entsprechend den Vorschriften in anderen Dienstleis-
tungsbereichen und um den Verbraucherschutz zu ver-
stärken, sollte die Anwendung von Mindestgrundsätzen
für Beschwerdeverfahren von der Ebene des Universal-
dienstes auch auf andere Anbieter ausgedehnt werden. Es
ist zweckmäßig, zur Erreichung einer höheren Effektivität
der Beschwerdeverfahren die Anwendung außergerichtli-
cher Streitbeilegungsverfahren zu fördern, wie in der
Empfehlung 98/257/EG der Kommission vom 30. März
1998 betreffend die Grundsätze für Einrichtungen, die
für die außergerichtliche Beilegung von Verbraucher-
rechtsstreitigkeiten zuständig sind (2), und in der Empfeh-
lung 2001/310/EG der Kommission vom 4. April 2001
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über die Grundsätze für an der einvernehmlichen Beile-
gung von Verbraucherrechtsstreitigkeiten beteiligte außer-
gerichtliche Einrichtungen (1) ausgeführt. Die Verbrau-
cherinteressen würden auch durch eine größere Interope-
rabilität zwischen Betreibern aufgrund des Zugangs zu
bestimmten Komponenten der Infrastruktur und zu be-
stimmten Dienstleistungen sowie durch die Anforderung
der Zusammenarbeit zwischen den nationalen Regulie-
rungsbehörden und Verbraucherschutzstellen gefördert.

Um die Interessen der Nutzer bei Diebstahl, Verlust oder
Beschädigung von Postsendungen zu schützen, sollten
die Mitgliedstaaten gegebenenfalls ein Rückerstattungs-
und/oder Entschädigungssystem einführen.

(43) Die Richtlinie 97/67/EG sieht vor, dass bestimmte Maß-
nahmen gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Rates
vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für
die Ausübung der der Kommission übertragenen Durch-
führungsbefugnisse (2) zu erlassen sind.

(44) Der Beschluss 1999/468/EG wurde durch den Beschluss
2006/512/EG geändert, der das Regelungsverfahren mit
Kontrolle für Maßnahmen von allgemeiner Tragweite zur
Änderung nicht wesentlicher Elemente eines Basisrechts-
instruments einführte, das gemäß dem Verfahren des
Artikels 251 des Vertrags erlassen wurde, unter Anderem
durch Streichung dieser Elemente oder durch Ergänzung
des Instruments durch nicht wesentliche Elemente.

(45) Die Kommission sollte insbesondere die Befugnis erhal-
ten, Maßnahmen bezüglich der künftigen Anpassung der
Qualitätsnormen an den technischen Fortschritt oder die
Marktentwicklungen sowie an standardisierte Bedingun-
gen für die unabhängige Leistungskontrolle durch externe
Stellen zu erlassen. Da es sich hierbei um Maßnahmen
von allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen und eine Ergänzung
dieser Richtlinie durch Hinzufügung neuer nicht wesentli-
cher Bestimmungen bewirken, sind sie nach dem Rege-
lungsverfahren mit Kontrolle des Artikels 5a des
Beschlusses 1999/468/EG zu erlassen.

(46) Der die Kommission gemäß der Richtlinie 97/67/EG
unterstützende Ausschuss sollte die Entwicklung bei der
Bereitstellung des Universaldienstes in den Mitgliedstaaten
überwachen.

(47) Die nationalen Regulierungsbehörden werden wahr-
scheinlich weiterhin eine zentrale Rolle spielen, vor allem
in den Mitgliedstaaten, in denen der Übergang zum Wett-
bewerb noch nicht abgeschlossen ist. Nach dem Grund-
satz der Trennung hoheitlicher und betrieblicher Funktio-
nen sollten die Mitgliedstaaten die Unabhängigkeit der
nationalen Regulierungsbehörden garantieren, um die
Unparteilichkeit ihrer Beschlüsse sicherzustellen. Die
Anforderung der Unabhängigkeit berührt weder die insti-
tutionelle Autonomie und die verfassungsmäßigen Ver-
pflichtungen der Mitgliedstaaten noch den Grundsatz der
Neutralität im Hinblick auf die Eigentumsordnung in den
verschiedenen Mitgliedstaaten nach Artikel 295 des Ver-
trags. Die nationalen Regulierungsbehörden sollten in
Bezug auf Personal, Fachwissen und finanzielle Ausstat-

tung über alle zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben not-
wendigen Mittel verfügen.

(48) Angesichts der häufigen Beteiligung verschiedener natio-
naler Stellen an der Wahrnehmung von Regulierungs-
funktionen sollte bei der Aufgabenzuweisung für Trans-
parenz gesorgt und sollten die verschiedenen für den
Regulierungsbereich, die Anwendung der Wettbewerbs-
vorschriften und die Behandlung von Verbraucherfragen
relevanten Stellen verpflichtet werden, zur Gewährleis-
tung einer effektiven Erfüllung ihrer Aufgaben zusam-
menzuarbeiten.

(49) Jede Partei, die einer Entscheidung einer nationalen Regu-
lierungsbehörde unterliegt ist, sollte das Recht haben,
einen Rechtsbehelf bei einer von dieser Behörde unab-
hängigen Stelle einzulegen. Diese Stelle kann ein Gericht
sein. Die Kompetenzverteilung in den nationalen Rechts-
systemen und die Rechte juristischer oder natürlicher Per-
sonen nach nationalem Recht bleiben von diesem Rechts-
behelfsverfahren unberührt. Es ist notwendig, bis zum
Abschluss dieser Verfahren die einstweilige Geltung der
Entscheidungen der nationalen Regulierungsbehörden
sicherzustellen, um Rechts- und Marktsicherheit zu
gewährleisten.

(50) Die nationalen Regulierungsbehörden sollten bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Rahmen der Richtlinie
97/67/EG bei Bedarf mit den Regulierungsbehörden
anderer Mitgliedstaaten und mit der Kommission zusam-
menarbeiten. Dies würde die Entwicklung des Binnen-
marktes für Postdienste unterstützen und dazu beitragen
sicherzustellen, dass in allen Mitgliedstaaten die Bestim-
mungen dieser Richtlinie einheitlich angewandt werden,
besonders in Bereichen, in denen die nationalen Vor-
schriften für die Umsetzung des Gemeinschaftsrechts den
nationalen Regulierungsbehörden beträchtlichen Ermes-
sensspielraum bei der Anwendung der einschlägigen Vor-
schriften geben. Diese Zusammenarbeit könnte unter
anderem in dem die Kommission gemäß dieser Richtlinie
unterstützenden Ausschuss oder in einem Gremium unter
Beteiligung der europäischen Regulierungsbehörden erfol-
gen. Die Mitgliedstaaten sollten beschließen, welche
Organe nationale Regulierungsbehörden im Sinne dieser
Richtlinie sind.

(51) Die nationalen Regulierungsbehörden müssen Informatio-
nen von Marktteilnehmern einholen, um ihre Aufgaben
effizient erfüllen zu können. Informationsersuchen sollten
angemessen sein und keine unzumutbare Belastung für
die Unternehmen darstellen. Derartige Informationen
müssen gegebenenfalls auch von der Kommission einge-
holt werden, damit diese ihren Verpflichtungen aus dem
Gemeinschaftsrecht nachkommen kann. Der Empfänger
der Informationen sollte die Vertraulichkeit gemäß den
geltenden Vorschriften gewährleisten.

(52) Die Kommission sollte dem Europäischen Parlament und
dem Rat regelmäßig Berichte über die Anwendung der
Richtlinie 97/67/EG vorlegen, um sie über die Entwick-
lung des Binnenmarktes für Postdienste zu unterrichten.
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(53) Diese Richtlinie berührt nicht das Arbeitsrecht, d. h.
gesetzliche oder vertragliche Bestimmungen über Arbeits-
und Beschäftigungsbedingungen, einschließlich des
Gesundheitsschutzes und der Sicherheit am Arbeitsplatz
und über die Beziehungen zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern, die von den Mitgliedstaaten gemäß natio-
nalem Recht unter Wahrung des Gemeinschaftsrechts
angewandt werden. In gleicher Weise berührt die Richt-
linie auch nicht die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über die soziale Sicherheit. Bei Bedarf können die Mit-
gliedstaaten Arbeitsbedingungen in ihren Genehmigungs-
verfahren unter Beachtung der Grundsätze der Transpa-
renz und der Verhältnismäßigkeit berücksichtigen.

(54) Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass genügend
Zugangspunkte eingerichtet werden, die den Bedürfnissen
der Nutzer in ländlichen und dünn besiedelten Gebieten
Rechnung tragen. Die Mitgliedstaaten sollten eine ange-
messene Dichte der Zugangspunkte in diesen Gebietenge-
währleisten, damit die Universaldienstverpflichtung erfüllt
wird.

(55) Um den Rahmen für die Regulierung des Sektors auf-
rechtzuerhalten, sollte das Datum für das Ende der Gel-
tung der Richtlinie 97/67/EG gestrichen werden. Diejeni-
gen Bestimmungen, die nicht durch die vorliegende Richt-
linie geändert wurden, gelten weiterhin. Bei den Dienst-
leistungen, die die Mitgliedstaaten während der Umset-
zungsfrist weiterhin reservieren können, handelt es sich
um die in der Richtlinie 97/67/EG festgelegten Dienste.

(56) Da die Ziele dieser Richtlinie, nämlich die Vollendung des
Binnenmarktes für Postdienste in der Gemeinschaft, die
Gewährleistung eines gemeinsamen Niveaus beim Univer-
saldienst für alle Nutzer und die Festlegung harmonisier-
ter Grundsätze für die Regulierung der Postdienste, auf
Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht
werden können und daher wegen des Umfangs und der
Wirkung besser auf Gemeinschaftsebene zu verwirklichen
sind, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem in
Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip
tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel
niedergelegten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht
diese Richtlinie nicht über das zur Erreichung dieser Ziele
erforderliche Maß hinaus.

(57) Die Richtlinie 97/67/EG sollte daher entsprechend geän-
dert werden.

(58) Diese Richtlinie steht im Einklang mit anderen geltenden
Gemeinschaftsinstrumenten im Bereich der Dienstleistun-
gen. Bei Widersprüchen zwischen einer Bestimmung die-
ser Richtlinie und einer Bestimmung eines anderen
Gemeinschaftsinstruments, insbesondere in Bezug auf die
Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleis-
tungen im Binnenmarkt (1), haben die Bestimmungen die-
ser Richtlinie Vorrang und finden auf den Postsektor volle
Anwendung.

(59) Diese Richtlinie berührt nicht die Anwendung der im Ver-
trag festgelegten Bestimmungen über den Wettbewerb
und die Dienstleistungsfreiheit. Soweit Mechanismen zur
Finanzierung des Universaldienstes staatliche Beihilfen
oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich wel-

cher Art im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 des Vertrags
beinhalten, berührt diese Richtlinie nicht die Verpflich-
tung der Mitgliedstaaten zur Beachtung der Bestimmun-
gen des Vertrags über staatliche Beihilfen.

(60) Nach Nummer 34 der Interinstitutionellen Vereinbarung
über bessere Rechtsetzung (2) sind die Mitgliedstaaten auf-
gefordert, für ihre eigenen Zwecke und im Interesse der
Gemeinschaft eigene Tabellen aufzustellen, aus denen im
Rahmen des Möglichen die Entsprechungen zwischen die-
ser Richtlinie und den Umsetzungsmaßnahmen zu ent-
nehmen sind, und diese zu veröffentlichen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 97/67/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 1 erhält folgende Fassung:

„Artikel 1

Diese Richtlinie enthält gemeinsame Vorschriften für:

— die Bedingungen für die Erbringung von Postdiensten,

— die Bereitstellung eines Universalpostdienstes in der
Gemeinschaft,

— die Finanzierung von Universaldiensten unter Bedingun-
gen, die die dauerhafte Bereitstellung solcher Dienste
gewährleisten,

— die Tarifierungsgrundsätze und die Transparenz der
Rechnungslegung für die Erbringung der Universal-
dienstleistungen,

— die Festlegung von Qualitätsnormen für die Erbringung
der Universaldienstleistungen und die Schaffung eines
Systems zur Gewährleistung der Einhaltung dieser Nor-
men,

— die Harmonisierung der technischen Normen,

— die Einrichtung unabhängiger Regulierungsbehörden in
den Mitgliedstaaten.“;

2. Artikel 2 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1. ‚Postdienste‘ die Dienste im Zusammenhang mit der
Abholung, dem Sortieren, dem Transport und der
Zustellung von Postsendungen;“;

b) Die folgende Nummer wird eingefügt:

„1a. ‚Postdiensteanbieter‘ Unternehmen, die einen oder
mehrere Postdienste erbringen;“;

c) In Nummer 2 werden die Worte „öffentliches Postnetz“
durch das Wort „Postnetz“ ersetzt.

d) Nummer 3 erhält folgende Fassung:

„3. ‚Zugangspunkte‘ die Einrichtungen, einschließlich
der für die Allgemeinheit bestimmten Postbriefkäs-
ten auf öffentlichen Wegen oder in den Räumlich-
keiten des/der Postdiensteanbieter(s), wo die Absen-
der ihre Postsendungen in das Postnetz geben kön-
nen;“;
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e) Nummer 4 erhält folgende Fassung:

„4. ‚Abholung‘ das Einsammeln der Postsendungen
durch einen Postdiensteanbieter;“;

f) Nummer 6 erhält folgende Fassung:

„6. ‚Postsendung‘ eine adressierte Sendung in der end-
gültigen Form, in der sie von einem Postdienstean-
bieter übernommen wird. Es handelt sich dabei
neben Briefsendungen z. B. um Bücher, Kataloge,
Zeitungen und Zeitschriften sowie um Postpakete,
die Waren mit oder ohne Handelswert enthalten;“;

g) Nummer 8 wird gestrichen;

h) Nummer 12 wird gestrichen;

i) Nummer 13 erhält folgende Fassung:

„13. ‚Universaldiensteanbieter‘ einen öffentlichen oder
privaten Postdiensteanbieter, der in einem Mit-
gliedstaat die Leistungen des Universalpostdienstes
ganz oder teilweise erbringt und dessen Identität
der Kommission gemäß Artikel 4 mitgeteilt
wurde;“;

j) Nummer 14 erhält folgende Fassung:

„14. ‚Genehmigung‘ jede Erlaubnis, in der für den Post-
sektor spezielle Rechte und Verpflichtungen festge-
legt werden und in der Unternehmen gestattet
wird, Postdienste zu erbringen und gegebenenfalls
ihre Netze für die Bereitstellung derartiger Dienste
zu errichten und/oder zu betreiben, und die in
Form einer ‚Allgemeingenehmigung‘ oder ‚Einzel-
genehmigung‘ entsprechend den nachstehenden
Definitionen erteilt wird:

— ‚Allgemeingenehmigung‘ ungeachtet einer Ver-
pflichtung zu Registrierungs- oder Meldever-
fahren jede Genehmigung, die aufgrund einer
‚Gruppengenehmigung‘ oder aufgrund allge-
meiner Rechtsvorschriften einen Postdienstean-
bieter davon entbindet, vor der Ausübung der
aus der Genehmigung herrührenden Rechte
die ausdrückliche Zustimmung der nationalen
Regulierungsbehörde einzuholen,

— ‚Einzelgenehmigung‘ eine durch eine natio-
nale Regulierungsbehörde erteilte Genehmi-
gung, die einem Postdiensteanbieter bestimm-
te Rechte verleiht oder die Tätigkeit des Unter-
nehmens bestimmten Verpflichtungen, gegebe-
nenfalls in Ergänzung der Allgemeingenehmi-
gung, unterwirft, sofern der Postdiensteanbie-
ter die entsprechenden Rechte ohne Zustim-
mung der nationalen Regulierungsbehörde
nicht ausüben kann;“;

k) Nummer 17 erhält folgende Fassung:

„17. ‚Nutzer‘ die natürliche oder juristische Person, die
einen Postdienst als Absender oder Empfänger in
Anspruch nimmt;“;

l) Nummer 19 erhält folgende Fassung:

„19. ‚Grundanforderungen‘ die im allgemeinen Interesse
liegenden Gründe nichtwirtschaftlicher Art, die

einen Mitgliedstaat veranlassen können, für die
Erbringung von Postdiensten Bedingungen vorzu-
schreiben. Diese Gründe sind die Vertraulichkeit
der Sendungen, die Sicherheit des Netzes bei der
Beförderung gefährlicher Stoffe, die Beachtung von
Beschäftigungsbedingungen und Systemen der
sozialen Sicherheit, die gemäß den gemeinschaftli-
chen und nationalen Rechtsvorschriften durch
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften und/oder
Tarifverträge, die zwischen den nationalen Sozial-
partnern ausgehandelt wurden, geschaffen wurden,
sowie in begründeten Fällen der Datenschutz, der
Umweltschutz und die Raumplanung. Der Daten-
schutz kann den Schutz personenbezogener
Daten, die Vertraulichkeit übermittelter oder
gespeicherter Informationen sowie den Schutz der
Privatsphäre umfassen;“;

m) Folgende Nummer wird hinzugefügt:

„20. ‚zum Einzelsendungstarif erbrachte Dienste‘ Post-
dienste, für die der Tarif in den allgemeinen Bedin-
gungen des/der Universaldiensteanbieter(s) für ein-
zelne Postsendungen festgelegt wird.“;

3. Artikel 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung:

„3. Die Mitgliedstaaten unternehmen Schritte, um zu
gewährleisten, dass der Universaldienst an mindestens
fünf Arbeitstagen pro Woche gewährleistet ist, sofern
keine besonderen Umstände oder außergewöhnlichen
geografischen Gegebenheiten vorliegen, und dass dieser
Dienst mindestens Folgendes umfasst:

— eine Abholung,

— eine Hauszustellung an jede natürliche oder juristi-
sche Person oder, ausnahmsweise, unter von der
nationalen Regulierungsbehörde zu beurteilenden
Bedingungen, eine Zustellung an geeignete Einrich-
tungen.“;

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„5. Die nationalen Regulierungsbehörden können die
Gewichtsobergrenze für Postpakete, die unter den Uni-
versaldienst fallen, auf einen Wert anheben, der 20 kg
nicht übersteigt, und Sonderregelungen für die Hauszu-
stellung von solchen Postpaketen vorsehen.

Ungeachtet der in einem Mitgliedstaat geltenden
Gewichtsobergrenzen für Postpakete, die unter den Uni-
versaldienst fallen, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass
Postpakete aus anderen Mitgliedstaaten, deren Gewicht
höchstens 20 kg beträgt, in ihrem Hoheitsgebiet zuge-
stellt werden.“;

c) Absatz 6 erhält folgende Fassung:

„6. Für die Mindest- und Höchstabmessungen der
betreffenden Postsendungen gelten die in den vom Welt-
postverein angenommenen einschlägigen Bestimmungen
festgelegten Werte.“;
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4. Artikel 4 erhält folgende Fassung:

„Artikel 4

1. Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass die Erbringung
des Universaldienstes gewährleistet ist, und unterrichtet die
Kommission über die von ihm unternommenen Schritte
zur Erfüllung dieser Verpflichtung. Der in Artikel 21
genannte Ausschuss wird über die Maßnahmen informiert,
die die Mitgliedstaaten getroffen haben, um die Erbringung
des Universaldienstes zu gewährleisten.

2. Die Mitgliedstaaten können ein oder mehrere Unter-
nehmen als Universaldiensteanbieter benennen, so dass das
gesamte Hoheitsgebiet abgedeckt werden kann. Die Mit-
gliedstaaten können verschiedene Unternehmen für die
Erbringung verschiedener Bestandteile des Universaldienstes
und/oder zur Versorgung verschiedener Teile des Hoheitsge-
biets benennen. Dabei legen sie in Einklang mit dem
Gemeinschaftsrecht die Rechte und Pflichten dieser Unter-
nehmen fest und veröffentlichen diese. Die Mitgliedstaaten
ergreifen insbesondere Maßnahmen, um sicherzustellen,
dass die Bedingungen für die Vergabe von Universaldienst-
aufträgen auf den Grundsätzen der Transparenz, der Nicht-
diskriminierung und der Verhältnismäßigkeit beruhen,
damit die Kontinuität der Erbringung des Universaldienstes
gewährleistet ist, wobei dessen große Bedeutung für den
sozialen und territorialen Zusammenhalt zu berücksichtigen
ist.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Identität
des/der von ihnen benannten Universaldiensteanbieter(s)
mit. Die Benennung eines Universaldiensteanbieters wird
regelmäßig vor dem Hintergrund der Bedingungen und
Grundsätze dieses Artikels überprüft. Die Mitgliedstaaten
stellen jedoch sicher, dass diese Benennung von einer für
eine Kapitalrendite ausreichenden Dauer ist.“;

5. Artikel 5 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„2. Absatz 1 steht Maßnahmen nicht entgegen, die die
Mitgliedstaaten aufgrund von Anforderungen ergreifen, die
das öffentliche Interesse berühren und durch den Vertrag,
insbesondere dessen Artikel 30 und 46, anerkannt werden,
und die vor allem die öffentliche Sittlichkeit, Sicherheit und
Ordnung, einschließlich strafrechtlicher Ermittlungen, zum
Gegenstand haben.“;

6. Artikel 6 erhält folgende Fassung:

„Artikel 6

Die Mitgliedstaaten unternehmen Schritte, um zu gewähr-
leisten, dass die Nutzer und Postdiensteanbieter regelmäßig
ausreichend genaue und dem neuesten Stand entsprechende
Informationen durch den/die Universaldiensteanbieter über
die Merkmale der angebotenen Universaldienste erhalten,
insbesondere über die allgemeinen Bedingungen für den
Zugang zu diesen Leistungen, die Preise und die Qualität.
Diese Informationen sind in geeigneter Weise zu veröffentli-
chen.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission mit, wie die
gemäß Absatz 1 zu veröffentlichenden Informationen
zugänglich gemacht werden soll.“;

7. Der Titel von Kapitel 3 erhält folgende Fassung:

„Finanzierung der Universaldienste“;

8. Artikel 7 erhält folgende Fassung:

„Artikel 7

1. Die Mitgliedstaaten gewähren für die Einrichtung und
die Erbringung von Postdiensten keine ausschließlichen
oder besonderen Rechte mehr und erhalten diese auch nicht
mehr aufrecht. Die Mitgliedstaaten können die Bereitstellung
der Universaldienste unter Anwendung eines oder mehrerer
der in den Absätzen 2, 3 und 4 genannten Verfahren oder
anderer, mit dem Vertrag in Einklang stehender Verfahren
finanzieren.

2. Die Mitgliedstaaten können die Bereitstellung der Uni-
versaldienste nach den für das öffentliche Beschaffungswe-
sen geltenden Vorschriften sicherstellen, einschließlich des
wettbewerblichen Dialogs und des Verhandlungsverfahrens
mit oder ohne vorherige Bekanntmachung gemäß der
Richtlinie 2004/17/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 31. März 2004 zur Koordinierung der
Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich der Was-
ser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Post-
dienste (*).

3. Stellt ein Mitgliedstaat fest, dass die Universaldienst-
verpflichtungen aufgrund dieser Richtlinie mit Nettokosten
verbunden sind, die unter Berücksichtigung von Anhang I
berechnet werden, und eine unverhältnismäßige finanzielle
Belastung für den/die Universaldiensteanbieter darstellen, so
kann er Folgendes einführen:

a) einen Ausgleichsmechanismus, um das/die betroffene(n)
Unternehmen mit öffentlichen Mitteln zu entschädigen;
oder

b) einen Mechanismus für die Aufteilung der Nettokosten
der Universaldienstverpflichtungen auf die Anbieter der
Dienstleistungen und/oder Nutzer.

4. Werden die Nettokosten gemäß Absatz 3 Buchstabe b
aufgeteilt, so können die Mitgliedstaaten einen Ausgleichs-
fonds einrichten, in den Beiträge von Diensteanbietern
und/oder Nutzern fließen und der von einer vom/von den
Begünstigten unabhängigen Stelle verwaltet wird. Die Mit-
gliedstaaten können die Erteilung von Genehmigungen an
Diensteanbieter gemäß Artikel 9 Absatz 2 mit der Ver-
pflichtung verknüpfen, einen finanziellen Beitrag zu dem
Fonds zu leisten oder Universaldienstverpflichtungen zu
erfüllen. Die in Artikel 3 genannten Universaldienstver-
pflichtungen des/der Universaldiensteanbieter(s) können auf
diese Weise finanziert werden.

5. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Grundsätze
der Transparenz, der Nichtdiskriminierung und der Verhält-
nismäßigkeit bei der Einrichtung des Ausgleichsfonds und
der Festlegung der Höhe der finanziellen Beiträge gemäß
den Absätzen 3 und 4 eingehalten werden. Entscheidungen
gemäß den Absätzen 3 und 4 müssen auf objektiven und
nachprüfbaren Kriterien beruhen und der Öffentlichkeit
zugänglich gemacht werden.

(*) ABl. L 134 vom 30.4.2004, S. 1. Zuletzt geändert
durch die Richtlinie 2006/97/EG des Rates (ABl. L 363
vom 20.12.2006, S. 107)“;
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9. Der Titel von Kapitel 4 erhält folgende Fassung:

„Bedingungen für die Bereitstellung von Postdiensten
und den Zugang zum Postnetz“

10. Artikel 9 erhält folgende Fassung:

„Artikel 9

1. Für Dienste, die nicht zum Universaldienst gehören,
können die Mitgliedstaaten Allgemeingenehmigungen ein-
führen, soweit diese erforderlich sind, um die Erfüllung der
Grundanforderungen zu gewährleisten.

2. Für Dienste, die zum Universaldienst gehören, können
die Mitgliedstaaten Genehmigungsverfahren einschließlich
Einzelgenehmigungen einführen, soweit diese erforderlich
sind, um die Erfüllung der Grundanforderungen zu gewähr-
leisten und die Bereitstellung des Universaldienstes zu
gewährleisten.

Die Bewilligung der Genehmigungen kann:

— mit Universaldienstverpflichtungen verknüpft werden,

— erforderlichenfalls und in begründeten Fällen Anforde-
rungen in Bezug auf Qualität, Verfügbarkeit und Leis-
tungsfähigkeit der betreffenden Dienste vorsehen,

— erforderlichenfalls an die Verpflichtung gebunden sein,
einen finanziellen Beitrag zu den in Artikel 7 aufgeführ-
ten Ausgleichsmechanismen zu leisten, wenn die Erbrin-
gung des Universaldienstes dem/den gemäß Artikel 4
benannten Universaldiensteanbieter(n) Nettokosten ver-
ursacht und für ihn/sie eine unverhältnismäßige Belas-
tung darstellt,

— erforderlichenfalls an die Verpflichtung gebunden sein,
einen finanziellen Beitrag zu den betrieblichen Aufwen-
dungen der in Artikel 22 genannten nationalen Regulie-
rungsbehörde zu leisten,

— gegebenenfalls von den in den nationalen Rechtsvor-
schriften festgelegten Arbeitsbedingungen abhängig
gemacht werden oder eine Verpflichtung zu deren Ein-
haltung auferlegen.

Die im ersten Gedankenstrich und in Artikel 3 genannten
Verpflichtungen und Anforderungen können nur benannten
Universaldiensteanbietern auferlegt werden.

Außer im Falle von Unternehmen, die gemäß Artikel 4 als
Universaldiensteanbieter benannt wurden, dürfen Genehmi-
gungen nicht:

— zahlenmäßig beschränkt sein,

— dazu führen, dass für die gleichen Elemente eines Uni-
versaldienstes oder Teile des Hoheitsgebiets Universal-
dienstverpflichtungen und gleichzeitig finanzielle Bei-
träge zu einem Ausgleichsmechanismus auferlegt wer-
den,

— zu Parallelauflagen für Unternehmen aufgrund anderer,
nicht sektorspezifischer nationaler Rechtsvorschriften
führen,

— mit anderen technischen oder betrieblichen Auflagen
verbunden sein als denen, die zur Erfüllung der Ver-
pflichtungen dieser Richtlinie erforderlich sind.

3. Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Verfahren,
Verpflichtungen und Auflagen müssen transparent, zugäng-
lich, nichtdiskriminierend, verhältnismäßig, präzise und ein-
deutig sein, vorab der Öffentlichkeit zugänglich gemacht
werden und auf objektiven Kriterien beruhen. Die Mitglied-
staaten stellen sicher, dass die Gründe für die völlige oder
teilweise Verweigerung oder Zurücknahme einer Genehmi-
gung dem Antragsteller mitgeteilt werden; sie legen ein
Rechtsbehelfsverfahren fest.“;

11. Artikel 10 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„1. Das Europäische Parlament und der Rat beschließen
auf Vorschlag der Kommission nach Artikel 47 Absatz 2,
Artikel 55 und Artikel 95 des Vertrags die erforderlichen
Maßnahmen zur Harmonisierung der in Artikel 9 genann-
ten Verfahren für die kommerzielle Bereitstellung von Post-
diensten für die Allgemeinheit.“;

12. Artikel 11 erhält folgende Fassung:

„Artikel 11

Das Europäische Parlament und der Rat beschließen auf
Vorschlag der Kommission nach Artikel 47 Absatz 2, Arti-
kel 55 und Artikel 95 des Vertrags die erforderlichen Har-
monisierungsmaßnahmen, um zu gewährleisten, dass den
Nutzern und dem/den Postdiensteanbieter(n) Zugang zum
Postnetz unter transparenten und nichtdiskriminierenden
Bedingungen gewährt wird.“;

13. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 11a

Wenn es zum Schutz der Interessen von Nutzern und/oder
zur Förderung eines effektiven Wettbewerbs sowie ange-
sichts nationaler Gegebenheiten und nationaler Rechtsvor-
schriften notwendig ist, gewährleisten die Mitgliedstaaten
transparente, nichtdiskriminierende Zugangsbedingungen
für Komponenten der postalischen Infrastruktur oder der
Dienste, die im Rahmen des Universaldienstes bereitgestellt
werden; hierzu gehören beispielsweise ein Postleitzahlsys-
tem, eine Adressendatenbank, Hausbriefkästen, Postfächer,
Information über Adressenänderungen, die Umleitung von
Sendungen und die Rückleitung an den Absender. Diese
Bestimmung berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten,
Maßnahmen zu treffen, um den Zugang zum Postnetz
unter transparenten, verhältnismäßigen und nichtdiskrimi-
nierenden Bedingungen sicherzustellen.“;

14. Artikel 12 erhält folgende Fassung:

„Artikel 12

Die Mitgliedstaaten unternehmen Schritte, um zu gewähr-
leisten, dass die Tarife für die einzelnen Universaldienstleis-
tungen folgenden Grundsätzen entsprechen:

— die Preise müssen erschwinglich sein und es ungeachtet
der geografischen Lage und unter Berücksichtigung der
landesspezifischen Bedingungen ermöglichen, dass alle
Nutzer Zugang zu den angebotenen Diensten haben.
Die Mitgliedstaaten können kostenlose Postdienstleistun-
gen für Blinde und Sehbehinderte aufrechterhalten oder
einführen,
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— die Preise müssen kostenorientiert sein und Anreize zur
Erbringung einer effizienten Universaldienstleistung
geben. In Fällen, in denen es aus Gründen des öffent-
lichen Interesses erforderlich ist, können die Mitglied-
staaten beschließen, dass in ihrem Hoheitsgebiet
und/oder grenzüberschreitend für Dienste, die zu einem
Einzelsendungstarif angeboten werden, sowie für andere
Postsendungen ein Einheitstarif angewandt wird,

— die Anwendung eines Einheitstarifs schließt nicht das
Recht des (der) Universaldiensteanbieter(s) aus, mit Nut-
zern individuelle Preisvereinbarungen zu treffen,

— die Tarife müssen transparent und nichtdiskriminierend
sein,

— wenden Anbieter von Universaldienstleistungen Sonder-
tarife an, beispielsweise für Dienste für Geschäftskun-
den, Massenversender oder Postvorbereiter verschiede-
ner Nutzer, so gelten die Grundsätze der Transparenz
und Nichtdiskriminierung sowohl für die Tarife als auch
für die entsprechenden Bedingungen. Die Tarife gelten,
ebenso wie die entsprechenden Bedingungen, sowohl
zwischen verschiedenen Dritten als auch zwischen Drit-
ten und Universaldiensteanbietern, die gleichwertige
Dienste anbieten. Alle derartigen Tarife werden auch
allen anderen Nutzern gewährt, insbesondere Privatkun-
den und kleinen und mittleren Unternehmen, die Sen-
dungen unter vergleichbaren Bedingungen einliefern.“;

15. Artikel 14 wird wie folgt geändert:

a) die Absätze 1, 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß-
nahmen, um sicherzustellen, dass die Kostenrechnung
der Universaldiensteanbieter in Einklang mit den Bestim-
mungen dieses Artikels erfolgt.

2. Die Universaldiensteanbieter führen in ihren inter-
nen Kostenrechnungssystemen getrennte Konten, um
eindeutig zu unterscheiden zwischen allen Diensten und
Produkten, die Teil des Universaldienstes sind, und jenen,
bei denen dies nicht der Fall ist. Die Mitgliedstaaten
beziehen diese getrennte Kostenrechnung in ihre Berech-
nung der Nettokosten des Universaldienstes mit ein. Die
internen Kostenrechnungssysteme basieren auf einheit-
lich angewandten und objektiv zu rechtfertigenden
Grundsätzen der Kostenrechnung.

3. Bei den Kostenrechnungssystemen im Sinne von
Absatz 2 werden die Kosten unbeschadet des Absatzes 4
wie folgt zugeordnet:

a) Kosten, die sich einem bestimmten Dienst oder Pro-
dukt unmittelbar zuordnen lassen, werden entspre-
chend zugeordnet;

b) gemeinsame Kosten, d. h. Kosten, die sich nicht
unmittelbar einem bestimmten Dienst oder Produkt
zuordnen lassen, werden wie folgt umgelegt:

i) wenn möglich aufgrund einer direkten Analyse
des Kostenursprungs;

ii) ist eine direkte Analyse nicht möglich, so werden
die gemeinsamen Kostenkategorien aufgrund
einer indirekten Verknüpfung mit einer anderen

Kostenkategorie oder einer Gruppe von Kostenka-
tegorien umgelegt, für die eine direkte Zuord-
nung oder Aufschlüsselung möglich ist; die indi-
rekte Verknüpfung stützt sich auf vergleichbare
Kostenstrukturen;

iii) lassen sich weder direkte noch indirekte Maßnah-
men der Kostenaufschlüsselung anwenden, so
wird die Kostenkategorie aufgrund eines allgemei-
nen Schlüssels umgelegt, der aus dem Verhältnis
zwischen allen direkt oder indirekt umgelegten
oder zugeordneten Ausgaben für den einzelnen
einerseits und den anderen Diensten andererseits
errechnet wird;

iv) gemeinsame Kosten, die sowohl für den Univer-
saldienst als auch für Dienste, die nicht zum Uni-
versaldienst gehören, notwendig sind, werden
angemessen aufgeteilt; dieselben Kostenfaktoren
sind sowohl für den Universaldienst als auch für
Dienste, die nicht zum Universaldienst gehören,
anzuwenden.“;

b) Absatz 8 erhält folgende Fassung:

„8. Hat ein Mitgliedstaat von der in Artikel 7 vorgese-
henen Möglichkeit der Verwendung eines Finanzierungs-
mechanismus für die Bereitstellung von Universaldienst-
leistungen nicht Gebrauch gemacht, und hat sich die
nationale Regulierungsbehörde davon überzeugt, dass
keiner der benannten Universaldiensteanbieter in dem
betreffenden Mitgliedstaat indirekt oder auf andere Weise
staatliche Unterstützung erhält und dass im Markt unein-
geschränkt effektiver Wettbewerb herrscht, so kann die
nationale Regulierungsbehörde beschließen, die Auflagen
dieses Artikels nicht anzuwenden.“;

c) die folgenden Absätze werden angefügt:

„9. Dieser Artikel kann jedoch so lange auf vor dem
endgültigen Datum für die vollständige Öffnung des
Marktes benannte Universaldiensteanbieter angewandt
werden, als keine anderen Universaldiensteanbieter
benannt wurden. Die nationale Regulierungsbehörde
unterrichtet die Kommission im Voraus über einen ent-
sprechenden Beschluss.

10. Die Mitgliedstaaten können von den Postdiens-
teanbietern, die für Beiträge zu einem Ausgleichsfonds
herangezogen werden, verlangen, dass sie eine geeignete
Form der getrennten Rechnungslegung einführen, damit
das Funktionieren des Fonds sichergestellt ist.“;

16. Artikel 16 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 zweiter Gedankenstrich erhält folgende Fas-
sung:

„— für die im Anhang aufgeführten grenzüber-
schreitenden innergemeinschaftlichen Dienste vom
Europäischen Parlament und vom Rat (siehe
Anhang II). Spätere Anpassungen dieser Normen an
den technischen Fortschritt und die Entwicklung des
Marktes erfolgen nach dem in Artikel 21 Absatz 2
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle.“;
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b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„Wenigstens einmal pro Jahr ist eine unabhängige Leis-
tungskontrolle von Stellen durchzuführen, die nicht mit
den Anbietern von Universaldienstleistungen verbunden
sind; dabei sind die nach dem in Artikel 21 Absatz 2
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle festgesetz-
ten genormten Bedingungen zugrunde zu legen. Die
Ergebnisse sind mindestens einmal pro Jahr in einem
Bericht zu veröffentlichen.“;

17. Artikel 18 Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„1. Die in Artikel 16 vorgesehenen Qualitätsnormen für
die grenzüberschreitenden innergemeinschaftlichen Dienste
sind in Anhang II festgelegt.

2. Die nationalen Regulierungsbehörden können Aus-
nahmen von den in Anhang II vorgesehenen Qualitätsnor-
men festlegen, wenn außergewöhnliche infrastrukturelle
oder geografische Gegebenheiten dies erforderlich machen.
Legen die nationalen Regulierungsbehörden solche Ausnah-
men fest, teilen sie dies der Kommission unverzüglich mit.
Die Kommission legt dem in Artikel 21 genannten Aus-
schuss zu dessen Unterrichtung jährlich einen Bericht über
die in den zurückliegenden zwölf Monaten eingegangenen
Mitteilungen vor.“;

18. Artikel 19 erhält folgende Fassung:

„Artikel 19

1. Unbeschadet der einschlägigen internationalen und
nationalen Bestimmungen über Entschädigungsregelungen
stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass alle Postdiensteanbie-
ter für die Bearbeitung von Nutzerbeschwerden insbeson-
dere bei Verlust, Entwendung oder Beschädigung der Sen-
dungen sowie bei Verstoß gegen die Qualitätsnormen trans-
parente, einfache und kostengünstige Verfahren einrichten
(einschließlich Verfahren zur Feststellung der Haftung in Fäl-
len, in denen mehr als ein Betreiber beteiligt ist).

Die Mitgliedstaaten ergreifen Maßnahmen, um sicherzustel-
len, dass mittels der Verfahren nach Absatz 1 Streitfälle
angemessen und zügig geregelt werden können, und sie
sehen vor, dass in berechtigten Fällen eine Möglichkeit der
Rückerstattung und/oder Entschädigung besteht.

Die Mitgliedstaaten fördern außerdem die Entwicklung
unabhängiger außergerichtlicher Mechanismen zur Beile-
gung von Streitigkeiten zwischen Postdiensteanbietern und
Nutzern.

2. Unbeschadet anderer Beschwerdemöglichkeiten oder
Rechtsmittel, die nach innerstaatlichem Recht oder Gemein-
schaftsrecht offen stehen, stellen die Mitgliedstaaten sicher,
dass Nutzer, einzeln oder, wenn dies nach innerstaatlichem
Recht vorgesehen ist, zusammen mit Verbraucherverbänden
den zuständigen nationalen Behörden Fälle vorlegen kön-
nen, in denen Beschwerden von Nutzern bei Unternehmen,
die Postdienste im Rahmen des Universaldienstes erbringen,
nicht befriedigend gelöst worden sind.

Nach Maßgabe von Artikel 16 stellen die Mitgliedstaaten
sicher, dass die Universaldiensteanbieter und gegebenenfalls
die Unternehmen, die im Rahmen des Universaldienstes

Dienstleistungen erbringen, mit dem Jahresbericht über die
Kontrolle der Normeneinhaltung Angaben über die Häufig-
keit von Beschwerden und über die Art und Weise ihrer
Bearbeitung veröffentlichen.“;

19. Artikel 21 erhält folgende Fassung:

„Artikel 21

1. Die Kommission wird von einem Ausschuss unter-
stützt.

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
Artikel 5a Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des Beschlusses
1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8.“;

20. Artikel 22 erhält folgende Fassung:

„Artikel 22

1. Jeder Mitgliedstaat bestimmt eine oder mehrere natio-
nale Regulierungsbehörden für den Postsektor, die von den
Postbetreibern rechtlich getrennt und betrieblich unabhän-
gig sind. Mitgliedstaaten, die weiterhin an Postdiensteanbie-
tern beteiligt sind oder diese kontrollieren, müssen eine
wirksame strukturelle Trennung der Regulierungsfunktionen
von den Tätigkeiten im Zusammenhang mit dem Eigentum
oder der Kontrolle sicherstellen.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission mit, welche
nationalen Regulierungsbehörden sie für die sich aus dieser
Richtlinie ergebenden Aufgaben benannt haben. Sie veröf-
fentlichen die von den nationalen Regulierungsbehörden
wahrzunehmenden Aufgaben in leicht zugänglicher Form,
insbesondere wenn diese Aufgaben mehr als einer Stelle
übertragen werden. Die Mitgliedstaaten gewährleisten gege-
benenfalls die Konsultation und Zusammenarbeit zwischen
diesen Behörden und den für die Anwendung des Wettbe-
werbs- und des Verbraucherschutzrechts zuständigen natio-
nalen Behörden in Fragen von gemeinsamem Interesse.

2. Aufgabe der nationalen Regulierungsbehörden ist ins-
besondere die Gewährleistung der Einhaltung der sich aus
dieser Richtlinie ergebenden Verpflichtungen, vor allem
durch die Einrichtung von Überwachungs- und Regulie-
rungsverfahren zur Sicherstellung der Erbringung des Uni-
versaldienstes. Sie können auch beauftragt werden, die Ein-
haltung der Wettbewerbsvorschriften im Postsektor zu
überwachen.

Die nationalen Regulierungsbehörden arbeiten innerhalb
der geeigneten Stellen eng zusammen und leisten sich
Amtshilfe, um die Anwendung dieser Richtlinie zu erleich-
tern.

3. Die Mitgliedstaatenstellen sicher, dass es auf nationaler
Ebene wirksame Verfahren gibt, nach denen jeder Nutzer
oder Postdiensteanbieter, der von einer Entscheidung einer
nationalen Regulierungsbehörde betroffen ist, bei einer von
den beteiligten Parteien unabhängigen Beschwerdestelle
Rechtsbehelf gegen diese Entscheidung einlegen kann. Bis
zum Abschluss eines Beschwerdeverfahrens bleibt die Ent-
scheidung der nationalen Regulierungsbehörde in Kraft,
sofern nicht die Beschwerdeinstanz anders entscheidet.“;
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21. Das folgende Kapitel wird eingefügt:

„KAPITEL 9a

Bereitstellung von Informationen

Artikel 22a

1. Die Mitgliedstaaten stellen zu folgenden Zwecken
sicher, dass die Postdiensteanbieter insbesondere den natio-
nalen Regulierungsbehörden alle Informationen, einschließ-
lich finanzieller Angaben und Angaben zur Bereitstellung
des Universaldienstes, liefern:

a) zur Sicherstellung durch die nationalen Regulierungsbe-
hörden, dass die Bestimmungen dieser Richtlinie oder
die auf ihrer Grundlage getroffenen Entscheidungen ein-
gehalten werden;

b) zu eindeutig festgelegten statistischen Zwecken.

2. Die Postdiensteanbieter legen diese Informationen auf
Anfrage umgehend und gegebenenfalls in vertraulicher
Form sowie nach dem Zeitplan und in den Einzelheiten vor,
die von der nationalen Regulierungsbehörde verlangt wer-
den. Die von der nationalen Regulierungsbehörde angefor-
derten Informationen müssen in angemessenem Verhältnis
zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben stehen. Die nationale
Regulierungsbehörde muss ihr Ersuchen um Informationen
begründen.

3. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die nationalen
Regulierungsbehörden der Kommission auf deren Verlangen
zweckdienliche und relevante Informationen liefern, die sie
zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Rahmen dieser Richt-
linie benötigt.

4. Die Kommission und die betreffenden nationalen
Regulierungsbehörden wahren die Vertraulichkeit jeglicher
Information, die von einer nationaler Regulierungsbehörde
im Einklang mit den gemeinschaftlichen und innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften über das Geschäftsgeheimnis als
vertraulich betrachtet wird.“;

22. Artikel 23 erhält folgende Fassung:

„Artikel 23

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und
dem Rat alle vier Jahre und erstmals bis zum 31. Dezember
2013 einen Bericht über die Anwendung dieser Richt-
linie vor, der einschlägige Informationen über die Ent-
wicklung des Sektors, insbesondere über seine Wirtschafts-,
Sozial- und Beschäftigungsstrukturen, seine technologi-
schen Aspekte sowie über die Dienstequalität enthält. Gege-
benenfalls fügt sie dem Bericht Vorschläge für das Europäi-
sche Parlament und den Rat bei.“;

23. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 23a

Die Kommission gewährt den Mitgliedstaaten Unterstützung
bei der Umsetzung dieser Richtlinie, insbesondere auch bei
der Berechnung der Nettokosten des Universaldienstes.“;

24. Die Artikel 24, 25, 26 und 27 werden gestrichen;

25. Folgender Text wird als Anhang I wird eingefügt:

„ANHANG I

Leitlinien zur Berechnung etwaiger Nettokosten des
Universaldienstes

Teil A: Definition der Universaldienstverpflichtungen

Universaldienstverpflichtungen bezeichnen die in Artikel 3
genannten Verpflichtungen, die einem Postdiensteanbieter
durch einen Mitgliedstaat auferlegt werden und die Erbrin-
gung eines Postdienstes in einem bestimmten geografischen
Gebiet betreffen, einschließlich gegebenenfalls Einheitstari-
fen in diesem geografischen Gebiet für die Erbringung die-
ses Dienstes oder der Erbringung bestimmter kostenloser
Dienste für Blinde und Sehbehinderte.

Diese Verpflichtungen können unter anderem Folgendes
umfassen:

— eine Anzahl von Zustelltagen, die über die in dieser
Richtlinie festgelegte Anzahl hinausgeht,

— die Erreichbarkeit von Zugangspunkten, um die Univer-
saldienstverpflichtungen zu erfüllen,

— die Erschwinglichkeit der Tarife des Universaldienstes,

— Einheitstarife für den Universaldienst,

— die Erbringung bestimmter kostenloser Dienstleistungen
für Blinde und Sehbehinderte.

Teil B: Berechnung der Nettokosten

Die nationalen Regulierungsbehörden ziehen alle Mittel
in Erwägung, um (benannten und nicht benannten)
Postdiensteanbietern angemessene Anreize zu geben,
die Universaldienstverpflichtungen auf kosteneffiziente
Weise zu erfüllen.

Die Nettokosten der Universaldienstverpflichtungen sind
alle Kosten, die mit der Erbringung des Universaldienstes
verbunden und dafür erforderlich sind. Die Nettokosten der
Universaldienstverpflichtungen sind als Differenz zwischen
den Nettokosten eines benannten Universaldiensteanbieters
mit Universaldienstverpflichtungen und desselben Post-
diensteanbieters ohne Universaldienstverpflichtungen zu
berechnen.

Bei der Berechnung werden alle sonstigen relevanten Ele-
mente, einschließlich der einem für die Erbringung des Uni-
versaldienstes benannten Postdiensteanbieter erwachsenden
immateriellen und marktrelevanten Vorteile, des Anspruchs
auf einen angemessenen Gewinn sowie der Anreize für Kos-
teneffizienz, berücksichtigt.

Die Kosten, die ein benannter Universaldiensteanbieter ver-
mieden hätte, wenn die Universaldienstverpflichtungen
nicht bestanden hätten, sind ordnungsgemäß zu ermitteln.
Bei der Nettokostenberechnung sollten die Vorteile für den
Universaldienstbetreiber, einschließlich der immateriellen
Vorteile, berücksichtigt werden.
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Den Berechnungen sind die Kosten zugrunde zu legen, die
Folgendem zurechenbar sind:

i) den Bestandteilen der ermittelten Dienste, die nur mit
Verlust oder in einer Kostensituation außerhalb normaler
wirtschaftlicher Standards erbracht werden können.
Diese Kategorie kann Dienstelemente wie die in Teil A
genannten Dienste enthalten;

ii) besonderen Nutzern oder Gruppen von Nutzern, die in
Anbetracht der Kosten für die Bereitstellung der beson-
deren Dienste, der erwirtschafteten Erträge und der vom
Mitgliedstaat möglicherweise auferlegten Einheitspreise
nur mit Verlust oder in einer Kostensituation außerhalb
normaler wirtschaftlicher Standards bedient werden
können.

Zu dieser Kategorie gehören diejenigen Nutzer oder Grup-
pen von Nutzern, die von einem gewinnorientierten Unter-
nehmen ohne Verpflichtung zur Erbringung eines Univer-
saldienstes nicht bedient würden.

Die Berechnung der Nettokosten bestimmter Aspekte der
Universaldienstverpflichtungen erfolgt getrennt und auf eine
Weise, bei der eine Doppelzählung mittelbarer oder unmit-
telbarer Vorteile und Kosten vermieden wird. Die gesamten
Nettokosten der Universaldienstverpflichtungen für einen
benannten Universaldiensteanbieter sind als Summe der
Nettokosten zu berechnen, die sich aus den speziellen
Bestandteilen der Universaldienstverpflichtungen ergeben,
wobei alle immateriellen Vorteile zu berücksichtigen sind.
Die nationale Regulierungsbehörde ist für die Überprüfung
der Nettokosten verantwortlich. Der/die Universaldienstean-
bieter arbeitet/arbeiten mit der nationalen Regulierungsbe-
hörde zusammen, damit diese die Nettokosten überprüfen
kann.

Teil C: Anlastung etwaiger Nettokosten von Universaldienst-
verpflichtungen

Bei der Anlastung oder Finanzierung etwaiger Nettokosten
von Universaldienstverpflichtungen kann ein Ausgleich für
Dienste von benannten Universaldiensteanbietern zu leisten
sein, die diese unter nichtkommerziellen Bedingungen
erbringen. Da ein solcher Ausgleich Mittelübertragungen
umfasst, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass diese auf
objektive, transparente und nichtdiskriminierende Weise
und unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit erfolgen. Dies
bedeutet, dass die Übertragungen so weit wie möglich zur
geringstmöglichen Verfälschung des Wettbewerbs und der
Nutzernachfrage führen.

Eine Kostenteilungsregelung auf Fondsbasis gemäß Artikel 7
Absatz 4 sollte einen transparenten und neutralen Mecha-
nismus für die Erhebung von Beiträgen verwenden, der die
doppelte Erhebung von Beiträgen sowohl auf Inputs als
auch auf Outputs von Unternehmen vermeidet.

Die unabhängige Stelle, die den Fonds verwaltet, ist für den
Einzug der Beiträge von Unternehmen verantwortlich, die
zur Deckung der Nettokosten von Universaldienstverpflich-
tungen in dem betreffenden Mitgliedstaat als beitragspflich-
tig eingestuft wurden, und überwacht die Übertragung der
fälligen Beträge an die Unternehmen, die einen Anspruch
auf Zahlungen des Fonds haben.“;

26. Der Anhang wird als Anhang II umnummeriert.

Artikel 2

1. Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie
spätestens bis zum 31. Dezember 2010 nachzukommen. Sie
setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in die-
sen Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amt-
lichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitglied-
staaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 3

1. Abweichend von Artikel 2 können die folgenden Mitglied-
staaten die Umsetzung dieser Richtlinie bis zum 31. Dezember
2012 zurückstellen, damit sie bestimmte Dienstleistungen wei-
terhin für den/die Universaldiensteanbieter reservieren können:

— Tschechische Republik

— Griechenland

— Zypern

— Lettland

— Litauen

— Luxemburg

— Ungarn

— Malta

— Polen

— Rumänien

— Slowakei

Diese Mitgliedstaaten können auch beschließen, diese Richtlinie
zu einem früheren Zeitpunkt umzusetzen.

2. Die betreffenden Mitgliedstaaten bestätigen der Kommis-
sion spätestens bis … (*) ihre Absicht, von der verlängerten
Umsetzungsfrist gemäß Absatz 1 Gebrauch zu machen.
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3. Mitgliedstaaten, die ihre reservierten Bereiche vor dem
31. Dezember 2012 abschaffen, können zwischen dem 1. Januar
2011 und dem 31. Dezember 2012 die Erteilung von Genehmi-
gungen gemäß Artikel 9 Absatz 2 der Richtlinie 97/67/EG für
Dienstleistungen innerhalb des betreffenden abgeschafften reser-
vierten Bereichs an Postbetreiber verweigern, die Dienstleistun-
gen im Bereich des Universaldienstes erbringen (sowie durch sie
kontrollierte Gesellschaften) und denen ein reservierter Bereich
in einem anderen Mitgliedstaat eingeräumt wird.

Artikel 4

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt
der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 5

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu …, am …

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident

…

Im Namen des Rates

Der Präsident

…
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BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

1. Die Kommission hat ihren Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates
zur Änderung der Richtlinie 97/67/EG über die Vollendung des Binnenmarktes für Postdienste in der
Gemeinschaft am 18. Oktober 2006 angenommen. (1) Der Vorschlag stützt sich auf Artikel 47
Absatz 2, Artikel 55 und Artikel 95 des Vertrags.

2. Das Europäische Parlament hat seine Stellungnahme in erster Lesung auf seiner Plenartagung vom
9. bis 12. Juli 2007 abgegeben.

Bei seinen Beratungen hat der Rat auch den Stellungnahmen des Wirtschafts- und Sozialausschusses
und des Ausschusses der Regionen vom 26. April bzw. 6. Juni 2007 Rechnung getragen. (2)

3. Der Rat hat seinen Gemeinsamen Standpunkt gemäß Artikel 251 des Vertrags am 8. November
2007 festgelegt.

II. ZIELE

Mit dem Vorschlag für die Änderungsrichtlinie soll der letzte Schritt hin zur vollständigen Marktöffnung
getan werden, indem alle für den/die Universaldiensteanbieter noch geltenden ausschließlichen oder
besonderen Rechte abgeschafft und alle sonstigen Hindernisse für die Erbringung von Postdiensten, wie
sie in der geltenden Postdienste-Richtlinie 97/67/EG (geändert durch die Richtlinie 2002/39/EG) vorge-
sehen sind, beseitigt werden. Ausgehend von dem in Artikel 7 vorgegebenen Zeitplan hat die Kommis-
sion auf der Grundlage mehrerer Studien und einer eingehenden Folgenabschätzung bestätigt, dass der
1. Januar 2009 als Stichtag für die Vollendung des Binnenmarktes für Postdienste gilt. Mit den Ände-
rungsvorschriften soll der Regelungsrahmen an das neue Umfeld angepasst und zugleich die Erbringung
von Universaldiensten und ihre angemessene Finanzierung sichergestellt werden, indem eine nicht
abschließende Liste von flankierenden Maßnahmen empfohlen wird. Mit Inkrafttreten der neuen Richt-
linie würde die Verfallsklausel der Richtlinie von 2002 (3) gestrichen (Artikel 1 Nummer 24, Erwägungs-
grund 55), so dass die rechtliche Kontinuität auch nach Ablauf der Geltungsdauer der derzeitigen Richt-
linie (31. Dezember 2008) gewahrt bleibt.

III. ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

1. ALLGEMEINES

Das Europäische Parlament (EP) hat in seiner Plenarsitzung vom 11. Juli 2007 64 Abänderungen an
dem Kommissionsvorschlag beschlossen. Der Gemeinsame Standpunkt des Rates trägt den Änderungen
am Kommissionsvorschlag Rechnung (siehe unter Punkt 2 Buchstabe a), denn es wurde eine beträchtli-
che Zahl von Abänderungen:

— wörtlich oder fast wörtlich (EP-Abänderungen 1, 2, 3, 4, 8, 9, 12, 14, 16, 17, 18, 25, 36, 37, 39,
49, 50, 53, 61, 79),

— teilweise (EP-Abänderungen 10, 13, 20, 31, 46, 47, 48, 56, 58) bzw.

— sinngemäß mittels einer ähnlichen Formulierung (EP-Abänderungen 21 + 65, 22 + 34, 23, 28, 30,
32, 35, 63, 40, 44 + 81, 46, 52, 55) übernommen.

Einige wenige Abänderungen fanden dagegen keinen Eingang in den Gemeinsamen Standpunkt, entwe-
der weil sie nach Auffassung des Rates entbehrlich (da bereits durch andere Änderungen erfasst) sind
oder weil die betreffenden Bestimmungen des ursprünglichen Kommissionsvorschlags ergänzt oder
erheblich umformuliert wurden (siehe unter Punkt 2 Buchstabe b).
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Über die Abänderungen des Europäischen Parlaments in erster Lesung hinaus enthält der Gemeinsame
Standpunkt noch weitere Änderungen. Es wurden einige redaktionelle Änderungen vorgenommen; sie
ergeben sich zumeist aus:

— der Aufnahme eines neuen Anhangs I (Leitlinien zur Berechnung etwaiger Nettokosten des Univer-
saldienstes) und der Umwandlung des vorhandenen Anhangs (Qualitätsnormen für die grenzüber-
schreitende innergemeinschaftliche Post) in Anhang II der Änderungsrichtlinie (Artikel 1 Num-
mern 16, 17 und 25) und

— der Aufnahme neuer Begriffe in die Begriffsbestimmungen (Artikel 1 Nummer 2) und ihren Auswir-
kungen auf die im Text verwendeten Termini (z. B. Artikel 1 Nummer 18).

Mit weiteren Änderungen soll die Gesamtkohärenz der Richtlinie sichergestellt werden; sie betreffen ins-
besondere:

— die Meldung des/der Universaldiensteanbieter(s) an die Kommission (Artikel 1 Nummer 4),

— die Vorschriften zur getrennten Rechnungslegung und zur Transparenz (Artikel 1 Nummer 15 in
Verbindung mit Erwägungsgrund 41),

— die neuen Bestimmungen zum Ausschussverfahren (Regelungsverfahren mit Kontrolle, Artikel 1
Nummern 16 und 19, Erwägungsgründe 43-46) und

— die Interinstitutionelle Vereinbarung über bessere Rechtsetzung (Erwägungsgrund 60, zu dem die
Kommission eine Erklärung abgegeben hat).

2. EINZELFRAGEN

a. Änderungen am Kommissionsvorschlag

Die wichtigste Änderung am ursprünglichen Kommissionsvorschlag betrifft den endgültigen Zeitpunkt
für die vollständige Marktöffnung. Danach wird (in Artikel 2) der Endtermin für die Umsetzung der
Änderungsrichtlinie, d. h. die Vollendung des Binnenmarkts für Postdienste, auf Ende 2010 festgesetzt.
Für bestimmte (in Artikel 3 der Richtlinie aufgelistete) Mitgliedstaaten ist eine Verlängerung der Umset-
zungsfrist bis 31. Dezember 2012 unter strengen Auflagen vorgesehen; dies soll die Bewältigung beson-
derer Schwierigkeiten im Zusammenhang mit dem Postreformprozess erleichtern (siehe unten, Ziffer x).

Alle vorstehend genannten Aspekte führten zu einer Reihe weiterer inhaltlicher Änderungen am
ursprünglichen Vorschlag (siehe Artikel 1 der Änderungsrichtlinie), die sich wie folgt zusammenfassen
lassen:

i) Begründung und Geltungsbereich (Artikel 1 Nummer 1, Erwägungsgründe 1-9, 14-15, 19-20, 22,
56)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 1-4, 8-9, 11-12, 13, 16

Im Gemeinsamen Standpunkt werden die übergeordneten Ziele und Grundprinzipien der Gemein-
schaftspolitik im Bereich der Postdienste bekräftigt und die positive Rolle der Postdienste als Dienstleis-
tungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse sowie ihr Beitrag im Rahmen der Zielsetzungen des
sozialen, wirtschaftlichen und territorialen Zusammenhalts in der EU hervorgehoben. Vor allem wird
hier der Anwendungsbereich der Richtlinie in Bezug auf die Erbringung von Universaldiensten dadurch
präzisiert, dass ihre Finanzierung unter Bedingungen, die ihre dauerhafte Bereitstellung als Kernziel der
Postreform gewährleisten, angesprochen wird. Diese Präzisierung wird im Text verankert und kann als
Leitprinzip für die Umsetzung der Änderungsrichtlinie dienen.

ii) Begriffsbestimmungen (Artikel 1 Nummer 2, Erwägungsgründe 17, 27, 42)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 15, 21 + 65, 36-37

Im Gemeinsamen Standpunkt werden die Begriffsbestimmungen der geltenden Richtlinie in erheblichem
Umfang aktualisiert und an die Veränderungen im Bereich der Regulierung und die veränderten Gege-
benheiten auf den Postmärkten angepasst. Wichtigste Punkte sind der neu eingeführte Begriff „Postdiens-
teanbieter“ und seine Abgrenzung gegenüber dem „Universaldiensteanbieter“ sowie die Neudefinition des
Begriffs „Nutzer“; damit sollen die Aufgaben und Verantwortlichkeiten jedes einzelnen dieser Beteiligten
im Zusammenhang mit der vollständigen Marktöffnung präzisiert werden. Darüber hinaus nennt der
Gemeinsame Standpunkt die maßgeblichen Kriterien, die gemäß der einschlägigen Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofs für die „Dienste, die unter den Universaldienst fallen“, bestimmend sind, und
bezieht in die Liste der „Grundanforderungen“ (Gründe, die einen Mitgliedstaat veranlassen können, für die
Erbringung von Postdiensten Bedingungen vorzuschreiben) auch die Beachtung der Beschäftigungsbedin-
gungen und der Vorschriften zur sozialen Sicherheit gemäß den gemeinschaftlichen und nationalen
Rechtsvorschriften ein. Dies entspricht der politischen Bedeutung, die den sozialen Überlegungen im
Prozess der vollständigen Marktöffnung nach wie vor beigemessen wird.
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iii) Erbringung von Universaldiensten (Artikel 1 Nummern 3-6, Erwägungsgründe 5, 8-12, 20-21,
23-24, 27-30, 36-37, 40-41, 46, 54)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 4, 6, 13-14, 17-18, 24-27, 32, 39, 43, 62 + 64,
63

Der Gemeinsame Standpunkt geht von dem Grundsatz aus, dass die Erbringung von Universaldiensten
ein Kernelement für die Vollendung des Binnenmarktes für Postdienste ist und maßgeblichen Einfluss
auf den sozialen und territorialen Zusammenhalt hat. Vor diesem Hintergrund stellt der Text auf eine
Verschärfung der Vorschriften der geltenden Richtlinie und auf eine Sicherstellung ihrer reibungslosen
Umsetzung unter den neuen Bedingungen der vollständigen Marktöffnung ab. Er lässt den Mitgliedstaa-
ten bestimmte Spielräume für die Benennung und die Arbeitsweise des/der Universaldiensteanbieter(s),
sichert aber auch eine regelmäßige Überprüfung der Einhaltung der rechtlichen Grundsätze der Richt-
linie sowie einen für eine Kapitalrendite ausreichenden Zeitraum.

Darüber hinaus wird präzisiert, dass von dem/den Universaldiensteanbieter(n) regelmäßig ausreichend
genaue und dem neuesten Stand entsprechende Informationen über die Merkmale der angebotenen Uni-
versaldienste, unter anderem über die allgemeinen Bedingungen für den Zugang zu diesen Leistungen,
die Preise und die Qualität, zu veröffentlichen sind. Schließlich werden im Gemeinsamen Standpunkt die
nationalen Vorschriften über die Bedingungen für Enteignungen zum Zwecke der Erbringung des Uni-
versaldienstes aus dem Geltungsbereich der Änderungsrichtlinie ausgenommen und wird bestätigt, dass
die Fortführung bestimmter kostenloser Dienste, die in den Mitgliedstaaten für Blinde und Sehbehinderte
eingeführt wurden, nicht eingeschränkt werden darf.

iv) Finanzierung der Universaldienste (Artikel 1 Nummern 7, 8 und 25, Erwägungsgründe 13,
25-30, 33, 40-41, 59)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 4, 6, 20, 21 + 65, 22, 24, 29-30, 40, 41 + 66,
62 + 64

Ausgehend von den Grundsätzen des Kommissionsvorschlags wird im Gemeinsamen Standpunkt den
Optionen zur Sicherung der Finanzierung der Universaldienste besonderes Augenmerk gewidmet. Der
Rat stimmt grundsätzlich den von der Kommission vorgeschlagenen Optionen zu, da sie in vollem Ein-
klang mit dem Subsidiaritätsprinzip stehen und die Marktbedingungen der einzelnen Mitgliedstaaten
berücksichtigen. Die Mitgliedstaaten können je nach den besonderen Gegebenheiten ihres Inlandsmark-
tes eine Maßnahme wählen, die diesem Zweck angemessen ist. Um den Bedenken einiger Mitgliedstaaten
im Zusammenhang mit der Berechnung der Nettokosten Rechnung zu tragen, wurde im Gemeinsamen
Standpunkt auf der Grundlage einer indikativen einheitlichen Methodik ein neuer Anhang als Leitfaden
in die Richtlinie aufgenommen. Er ist weitgehend an den Anhang IV der Universaldienstrichtlinie (1)
angelehnt.

v) Bedingungen für die Bereitstellung von Postdiensten und den Zugang zum Postnetz (Artikel 1
Nummern 9-13, Erwägungsgründe 30, 33)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 44 + 81

Der Gemeinsame Standpunkt enthält weitere ausführliche Bestimmungen für die Bereitstellung von Post-
diensten und den Zugang zum Postnetz, um einerseits Rechtssicherheit für den/die Universaldienstean-
bieter und andere Postdiensteanbieter zu schaffen und andererseits zu verhindern, dass die entsprechen-
den Regelungen als verborgene Hindernisse für neue Marktteilnehmer benutzt werden. Übergeordnetes
Ziel ist das reibungslose Funktionieren der Postmärkte und das sich ergänzende Wirken der verschiede-
nen Postnetze. Die Bestimmungen der Richtlinie berühren nicht das Recht der Mitgliedstaaten, Maßnah-
men zu ergreifen, um den Zugang zum Postnetz unter transparenten, verhältnismäßigen und nichtdis-
kriminierenden Bedingungen sicherzustellen.

Im Gemeinsamen Standpunkt ist vorgesehen, dass die Bewilligung der Genehmigungen erforderlichen-
falls auch mit der Verpflichtung, einen finanziellen Beitrag zu den betrieblichen Aufwendungen der
nationalen Regulierungsbehörde zu leisten und die in den nationalen Rechtsvorschriften festgelegten
Arbeitsbedingungen einzuhalten, verknüpft werden kann. Ferner wird eine klare Aussage über den Aus-
schluss der doppelten Auferlegung von Universaldienstverpflichtungen (für dieselben Komponenten des
Universaldienstes oder Teile des Hoheitsgebiets eines Mitgliedstaats) und gleichzeitig der doppelten Erhe-
bung von Beiträgen zu einem Ausgleichsmechanismus (Ausgleichsfonds) getroffen.
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vi) Beschäftigungsbedingungen und Vorschriften über soziale Sicherheit (Artikel 1 Nummern 2 und
10, Erwägungsgründe 16, 53)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 10, 35, 37,

Wie bereits (unter Ziffer ii) dargelegt, erfasst der Gemeinsame Standpunkt in der Liste der „Grundanforde-
rungen“ auch die Beachtung der Beschäftigungsbedingungen und der Vorschriften über soziale Sicherheit
gemäß den gemeinschaftlichen und nationalen Rechtsvorschriften. Soziale Überlegungen werden ferner
auch in den Vorschriften über die Bewilligung der Genehmigungen berücksichtigt, wonach diese Bewilli-
gung gegebenenfalls von den in den nationalen Rechtsvorschriften festgelegten Arbeitsbedingungen
abhängig gemacht werden oder eine Verpflichtung zu deren Einhaltung auferlegen kann (siehe auch
Ziffer v).

vii) Tarifierungsgrundsätze und Transparenz der Rechnungslegung (getrennte Kostenrechnung)
(Artikel 1 Nummern 14-15, Erwägungsgründe 26, 28, 37-39, 41)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 27-28, 30, 47-49, 50-52, 79

Der Gemeinsame Standpunkt übernimmt die grundlegenden Neuerungen des Kommissionsvorschlags in
Bezug auf die einzelnen Tarifierungsgrundsätze für die Erbringung von Universaldiensten (Grundsatz der
Kostenorientierung ungeachtet einer unter bestimmten Voraussetzungen erlaubten gewissen Tarifflexibili-
tät). Zudem können die Mitgliedstaaten kostenlose Postdienstleistungen für Blinde und Sehbehinderte
aufrechterhalten oder einführen.

Der/die Universaldiensteanbieter wird/werden zu getrennter Rechnungslegung verpflichtet, damit eine
klare Unterscheidung zwischen Universaldiensten und anderen, nicht hierunter fallenden Dienstleistun-
gen möglich ist. Dank spezieller Vorschriften können die Mitgliedstaaten die Transparenzregeln (gemäß
Artikel 1 Nummer 15) solange auf vor dem endgültigen Datum für die vollständige Öffnung des Mark-
tes benannte Universaldiensteanbieter anwenden, als keine anderen Universaldiensteanbieter benannt
wurden.

viii) Nationale Regulierungsbehörden und Bereitstellung von Informationen (Artikel 1 Num-
mern 20-21, Erwägungsgründe 41-42, 47-51)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 18, 33, 55

Der Gemeinsame Standpunkt lässt keine Zweifel an der Form der Zusammenarbeit zwischen den natio-
nalen Regulierungsbehörden; die Schaffung neuer Einrichtungen oder Strukturen auf europäischer Ebene
ist somit ausgeschlossen.

Die nationalen Regulierungsbehörden konzentrieren ihre Arbeit auf die Überwachung der Postmärkte,
wozu auch die Bereitstellung angemessener Informationen durch alle Marktteilnehmer dient. Auf die all-
gemeinen Grundsätze für die Bereitstellung von Informationen und die Regeln für die Wahrung der Ver-
traulichkeit wird in angemessener Weise eingegangen.

ix) Unterstützung durch die Kommission bei der Umsetzung der Richtlinie (Artikel 1 Num-
mern 22-23, Erwägungsgründe 32, 52)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 22, 34, 56-58

Die Kommission übernimmt stärkere Verantwortung unter den neuen Bedingungen der vollständigen
Marktöffnung. Ihr fällt die grundsätzliche Aufgabe zu, Unterstützung bei der Umsetzung der neuen
Richtlinie zu leisten, und zwar auch in Bezug auf die Berechnung der Nettokosten des Universaldienstes
und die regelmäßige Beurteilung aller maßgeblichen Entwicklungen, insbesondere was die Wirtschafts-,
Sozial- und Beschäftigungsstrukturen, die technologischen Aspekte sowie die Dienstequalität angeht.

x) Endtermin(e) für die vollständige Marktöffnung (Artikel 2 und 3, Erwägungsgründe 25, 31, 55)

Einschlägige Abänderungen des Europäischen Parlaments: 7 + 74, 19, 23, 41 + 66 sowie 59, 61, 62 + 64

Was den/die Endtermin(e) für die Vollendung des Binnenmarktes für Postdienste in der Gemeinschaft
betrifft, so hat der Rat dem in den einschlägigen Abänderungen des Europäischen Parlaments verfolgten
Ansatz in hohem Maße Rechnung getragen. Das Europäische Parlament hatte die Auffassung vertreten,
der im Kommissionsvorschlag enthaltene Stichtag 1. Januar 2009 sei ungeeignet, und deshalb eine voll-
ständige Marktöffnung für den Postsektor ab 31. Dezember 2010 angeregt. Außerdem hatte es vorge-
schlagen, dass Mitgliedstaaten, die der EU nach Inkrafttreten der Richtlinie 2002/39/EG beigetreten sind,
oder Mitgliedstaaten mit einer niedrigen Bevölkerungszahl und einer geringen geografischen Ausdeh-
nung oder Mitgliedstaaten mit besonders schwierigen Reliefbedingungen, insbesondere diejenigen mit
sehr vielen Inseln, bis zum 31. Dezember 2012 Dienste für Anbieter von Universaldienstleistungen
innerhalb bestimmter Grenzen und unter bestimmten Bedingungen weiter reservieren können.
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Der Gemeinsame Standpunkt enthält eine Liste von Mitgliedstaaten, die ausdrücklich eine Verlängerung
der Umsetzungsfrist bis spätestens 31. Dezember 2012 beantragt haben. Eine entsprechende Mitteilung
ist an die Kommission zu richten; gleichwohl bleibt es diesen Mitgliedstaaten unbenommen, die Umset-
zung zu einem früheren Zeitpunkt abzuschließen. Auf Mitgliedstaaten, die von der vorgenannten Verlän-
gerung der Umsetzungsfrist Gebrauch machen wollen, findet für einen befristeten Zeitraum eine Gegen-
seitigkeitsklausel gegenüber denjenigen Mitgliedstaaten Anwendung, die ihre Postmärkte bereits komplett
liberalisiert haben.

b. Abänderungen des Europäischen Parlaments

Der Rat hat außerdem eine Reihe von Abänderungen in den Blick gefasst, zu denen er indes weiterhin
einen abweichenden Standpunkt vertritt. Dass sie in manchen Fällen anerkannt wurden, wird jedoch
klar, wenn man verschiedene Bestimmungen in Verbindung miteinander liest. Hier sei insbesondere Fol-
gendes erwähnt:

Erwägungsgründe:

— Abänderung 6 wird nicht akzeptiert, weil die Prospektivstudie eines der Elemente ist, die vom Euro-
päischen Parlament und vom Rat als Grundlage für ihre Einigung über das grundlegende Ziel der
Änderungsrichtlinie betrachtet werden (siehe auch Erwägungsgrund 13).

— Abänderungen 7 und 74 sind in veränderter Form in den Erwägungsgrund 13 eingeflossen; hier
wurde zwar kein konkreter Termin genannt, der Gedanke eines Endtermins für die Vollendung des
Binnenmarktes für Postdienste aber eindeutig bestätigt.

— Abänderung 11 wurde als überflüssig betrachtet, da die Frage in den Erwägungsgründen 14 und 18
hinreichend behandelt wird.

— Abänderung 13 wurde teilweise verworfen, da bestimmte Passagen wegen ihres normativen Charak-
ters als für einen Erwägungsgrund ungeeignet befunden wurden und ihr besser mit Artikel 1 Num-
mer 18 Rechnung getragen wird.

— Abänderung 15 ist nunmehr in die umfassendere Definition des Begriffs „Nutzer“ (in Artikel 1 Num-
mer 2) eingeflossen.

— Abänderung 19 wurde in den Kernbestimmungen des Gemeinsamen Standpunkts erfasst; dies wird
offensichtlich, wenn man Änderungsartikel 2 und Erwägungsgrund 13 in Verbindung miteinander
liest.

— Abänderung 22 wurde sorgfältig geprüft und ein gesonderter neuer Artikel hierzu in den Gemeinsa-
men Standpunkt aufgenommen (Artikel 1 Nummer 23).

— Abänderung 24 wurde als unnötig betrachtet, da das eigentliche Problem in den allgemeinen Grund-
sätzen zum Umfang des Universaldienstes behandelt wird (NB: Die Kommission wird eine entspre-
chende Erklärung zum Gemeinsamen Standpunkt des Rates abgegeben.).

— Abänderung 26: Soll eine Rechtswirkung erreicht werden, so wäre nach Auffassung des Rates diese
Abänderung am besten in einer der Hauptbestimmungen aufgehoben; ihr Grundgedanke findet der-
zeit in Artikel 12 (Artikel 1 Nummer 14) Berücksichtigung.

— Abänderung 27 wurde als zu detailliert und normativ betrachtet; dagegen wird mit den Bestimmun-
gen von Artikel 12 alle gebotene Klarheit geschaffen, was die Bedingungen, die eine Preisflexibilität
rechtfertigen, und die Gründe des öffentlichen Interesses, aus denen Einheitstarife angewandt werden
können, angeht; Erwägungsgrund 38 liefert aussagekräftige Beispiele für den letztgenannten Fall.

— Abänderung 29 wurde nicht unterstützt, da die Auffassung bestand, dass die gestrichene allgemeine
Vorgabe über den gesamten Prozess der Marktliberalisierung hinweg Geltung behalten solle. Gleich-
wohl stimmte der Rat der damit zusammenhängenden EP-Abänderung 30 zu.

— Abänderung 31 wurde an die in Artikel 1 Nummer 18 aufgeführten allgemeinen Grundsätze ange-
passt.

— Was Abänderung 32 anbelangt, so bleibt der Rat bei seinem Standpunkt bezüglich der Zusammen-
setzung des Ausschusses für Postdienste.

— Hinsichtlich Abänderung 33 unterstützt der Rat den Kommissionsvorschlag und vertritt die Auffas-
sung, dass die Zusammenarbeit zwischen den nationalen Regulierungsbehörden, den anderen Regu-
lierungsstellen und der Kommission gemäß den in Artikel 22 (Artikel 1 Nummer 20) festgelegten
Bedingungen zu erfolgen hat.

Artikel:

— In Bezug auf die Abänderungen 41 und 66 tritt der Rat für ein schlüssiges Konzept zur Finanzierung
der Universaldienste ein; der Text des Kommissionsvorschlags wurde erheblich verbessert, um die
verschiedenen Mittel und Wege zur Sicherung ihrer dauerhaften Bereitstellung deutlicher zu formu-
lieren. Darüber hinaus liefert ein neuer Anhang I eine einheitliche Richtvorgabe für die Berechnung
der Nettokosten. Die Mitgliedstaaten können der Kommission — wie im Erwägungsgrund 26 darge-
legt — ihre Finanzierungspläne vorlegen.
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— Abänderungen 62 und 64 waren die Grundlage für die in Artikel 3 der Änderungsrichtlinie vorgese-
hene Ausnahmeregelung, doch ist nun an Stelle der allgemeinen und vorbehaltlosen Ausnahmerege-
lung für alle Mitgliedstaaten, die der EU nach Inkrafttreten der letzten Postrichtlinie 2002/39/EG bei-
getreten sind, eine genaue Liste der Mitgliedstaaten vorgesehen, die eine derartige Sonderregelung
beantragt haben.

— Abänderung 43 rief im Rat Bedenken und Skepsis hervor; daher verständigte er sich darauf, den
Wortlaut der geltenden Richtlinie beizubehalten, und führte als zusätzliche Begründung an, dass ihr
Funktionieren in der Praxis bislang nicht in Abrede gestellt worden sei.

— In Bezug auf die Abänderungen 44 und 81 unterzog der Rat den Artikel zu Fragen der Genehmi-
gung einer gründlichen Überprüfung und redaktionellen Neufassung mit dem Ziel, alle Hemmnisse,
die einer ungehinderten Erbringung von Postdienstleistungen im Wege stehen, zu beseitigen. Hin-
sichtlich der konkreten Verweise auf Dienstleistungen, die in den Geltungsbereich des Universaldiens-
tes fallen, kam der Rat überein, die geltenden Bestimmungen beizubehalten; die Kommission gab
hierzu eine Erklärung ab. Zudem sei erwähnt, dass die Frage der Einhaltung der Arbeitsbedingungen
in anderen Teilen des Gemeinsamen Standpunkts angemessen behandelt wird (siehe Ausführungen
unter Punkt 2 Buchstabe a Ziffer vi).

— Abänderung 46 wird derzeit teilweise in Erwägungsgrund 35 und teilweise in Artikel 1 Nummer 13
behandelt.

— Abänderung 51 wurde als entbehrlicher Verweis auf eine andere Änderungsbestimmung der gleichen
Richtlinie betrachtet.

— Abänderung 54 wurde vom Rat nicht akzeptiert, da sie sich außerhalb des Anwendungsbereichs die-
ser Änderungsrichtlinie bewegt und dem Subsidiaritätsprinzip zuwiderläuft.

— Abänderung 56 wurde vom Rat mitgetragen, wenngleich er vereinbarte, dass der erste Bericht spä-
testens am 31. Dezember 2013 (statt am 31. Dezember 2011) vorzulegen ist, damit sich ein umfas-
sendes Bild von der Umsetzung der Richtlinie in allen Mitgliedstaaten — auch in denjenigen, die eine
Verlängerung der Umsetzungsfrist bis Ende 2012 in Anspruch nehmen können — ergibt.

— Abänderung 57 hat Eingang in Artikel 1 Nummer 22 gefunden. Die Kommission wird in ihrem
regelmäßigen Bericht die Entwicklung der Beschäftigungslage im Postsektor eingehend analysieren.

— Das Ziel der Abänderung 58 wurde im Gemeinsamen Standpunkt des Rates (Artikel 1 Nummer 23)
sorgsam berücksichtigt; allerdings blieben die zeitlichen Befristungen außer Betracht, da die Unter-
stützung durch die Kommission bei der Umsetzung der Richtlinie als grundsätzliche Aufgabe angese-
hen wird, die während des gesamten Umsetzungsprozesses der Richtlinie durchgängig zu erfüllen ist.
Darüber hinaus vertritt der Rat nachdrücklich den Standpunkt, dass die Mitgliedstaaten nicht ver-
pflichtet werden sollten, der Kommission ihre Finanzierungspläne vorzulegen (Erwägungsgrund 26).

— Abschließend sei darauf hingewiesen, dass Abänderung 59 — wie im Gemeinsamen Standpunkt dar-
gelegt — nicht mehr dem Gesamtfristenplan für die Umsetzung entspricht.

IV. FAZIT

Der Gemeinsame Standpunkt stützt sich weitestgehend auf die Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments in erster Lesung und spiegelt das Gleichgewicht wider, das insgesamt in den informellen Verhand-
lungen zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission gefunden wurde, damit
im Rahmen der zweiten Lesung im Europäischen Parlament eine frühzeitige Einigung erzielt werden
kann. Der Text wahrt den Ansatz und den Rechtsrahmen, die von der Kommission vorgeschlagen wur-
den (und sich auf die geltende Richtlinie 97/67/EG in ihrer geänderten Fassung stützen), damit die Regu-
lierung des Postsektors an die neuen Bedingungen für die Vollendung des Binnenmarktes bis Ende 2010
angepasst werden kann. Er bietet einigen Mitgliedstaaten die Möglichkeit, eine Ausnahmeregelung (spä-
testens bis 31. Dezember 2012) für den Zeitpunkt der Umsetzung der neuen Richtlinie zu beantragen,
damit die besonderen strukturellen Gegebenheiten ihrer nationalen Postmärkte Berücksichtigung finden
können.

Vor diesem Hintergrund wurden in erheblichem Umfang Präzisierungen und Korrekturen vorgenom-
men, und zwar insbesondere in Bezug auf die einschlägigen Begriffsbestimmungen des Vorschlags, die
Garantien für die Bereitstellung des Universaldienstes — auch für dessen Finanzierung —, die Genehmi-
gungsregelung, die Rolle der nationalen Behörden und die Bereitstellung von Informationen durch alle
Postdiensteanbieter.

Der Rat hofft, dass das Europäische Parlament sein Einvernehmen über den Gemeinsamen Standpunkt
im Hinblick auf einen baldigen Erlass dieser Richtlinie bestätigen wird.
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